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Die Europäische Kohäsionspolitik schaut auf eine fast 40-jährige 
Geschichte zurück. Seit ihrer Verankerung 1986 in den Römischen 
Verträgen ist es ihr Ziel, die wirtschaftlichen und sozialen Unter-
schiede in europäischen Regionen durch gezielte Investitionen  
anzugleichen. 

Der Fokus auf eine nachhaltige Stadtentwicklung als 
Teil der Europäischen Kohäsionspolitik und im Rah-
men europäischer Förderprogramme findet ebenfalls 
seine Wurzeln in den 1980er-Jahren, und hat sich 
über die Jahre stark ausdifferenziert. Ein kurzer Rück-
blick in die Genese der EU-Förderungslandschaft für 
nachhaltige Stadtentwicklung erlaubt diese Ausdiffe-
renzierung nachzuzeichnen (De Gregorio Hurtado, 
2024; Eltges & Lackmann, 2007; Atkinsion, 2015). 

Die städtischen Pilotprojekte (‚Urban Pilot Projects‘), 
die 1989 bzw. 1992 initiiert wurden, gelten als ers-
te EU-Instrumente mit einem klaren städtischen Be-
zug, die den sozio-ökonomischen Strukturwandel in 
industriell geprägten Städten adressiert haben. Ge-
prägt von den Erfahrungen der städtischen Pilotpro-
jekte, die insbesondere das Potential einer integrier-
ten und partizipativen Stadtentwicklung belegten, 
wurde zwischen 1994 und 2006 die Gemein-
schaftsinitiativen Urban I und Urban II für benachtei-
ligte Stadtquartiere ins Leben gerufen.

Auf Basis dieser Initiativen wurde im Jahr 2004 auf 
einem informellen Treffen der EU-Stadtentwicklungs-
minister der ‚Urban Acquis‘ formuliert, der als Ge-
burtsstunde einer Europäischen Urbanen Agenda 
auf Basis von Prinzipien einer nachhaltigen und in-
tegrierten Stadtentwicklung angesehen wird. In der 
Förderperiode 2007–2013 wurde der räumliche 
Fokus von benachteiligten Stadtquartieren auf die 
gesamtstädtische Entwicklung erweitert und eine in-
tegrierte nachhaltige Stadtentwicklung wurde erst-
mals Bestandteil der Kohäsionspolitik, insbesonde-
re des Europäische Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE). Das Programm URBACT I wurde 2002 ins 
Leben gerufen, um den Erfahrungsaustausch zwi-
schen Städten zu ermöglichen, die an den Program-
men Urban I und II teilgenommen haben. Im Jahr 
2007 wurde anlässlich eines informellen EU-Minis-
tertreffens zur Stadtentwicklung in Leipzig die „Leip-
zig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt“ 
verabschiedet. 

1 Einleitung
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In der Förderperiode 2014–2020 wurde eine För-
derquote von 5 Prozent definiert, die im Rahmen der 
nationalen EFRE-Förderung für nachhaltige Stadt-
entwicklung programmiert werden sollte. In dieser 
Förderperiode begann sich die EU-Förderlandschaft 
für Stadtentwicklungsprojekte zu erweitern. Neben 
Integrierten Territorialen Investitionen (ITI) kam die 
durch von lokalen Gruppen getragene Entwick-
lungsprojekte (‚Community-Led Local Development‘ 
– CLLD) als Umsetzungsverfahren einer integrier-
ten Stadtentwicklung hinzu. URBACT und INTER-
REG wurden als Förderinstrumente fortgeführt. Am 
30. November 2020 haben die in Europa für Stadt-
entwicklung zuständigen Ministerinnen und Minis-
ter die „Neue Leipzig-Charta“ als strategisches Rah-
menwerk zur gemeinwohlorientierten, integrierten 
und nachhaltigen Stadtentwicklung verabschiedet.

Die Europäische Förderlandschaft für die nachhalti-
ge Stadtentwicklung hat sich mit Beginn der Corona-
krise und der neuen EU-Förderperiode 2021–2027 
weiterentwickelt. Mit der Europäischen Stadtinitia-
tive (EUI), der Initiative Neues Europäisches Bau-
haus (NEB), dem „Just Transition Fund-JTF“ (‚Fonds 
für einen gerechten Übergang‘), Sonderinitiativen 
im Rahmen des Horizon Europe Forschungspro-
gramms und zahlreichen Krisenprogrammen (CRII, 
CRII+, REACT-EU, CARE und FAST-CARE), gibt es 
seit 2021 eine große Anzahl an verschiedenen par-
allel laufenden Programmen und Initiativen, die alle 
neben oder als Teil der EU-Kohäsionspolitik Stadt-
entwicklung in Deutschland unterstützen1. 

Diese Studie konzentriert sich auf die Analyse der 
EFRE-Programme im Kontext der städtischen Dimen-
sion und erläutert darüber hinaus weitere relevan-
te EU-Programme zur Förderung der nachhaltigen 
Stadtentwicklung.

1 Siehe Übersicht in Anhang 7

Die Analyse basiert auf den folgenden Kernfragen:

1.	 Wie werden Maßnahmen zur Förderung der in-
tegrierten Stadtentwicklung im Rahmen der EU-
Kohäsionsfonds und anderen EU-Instrumenten in 
den Bundesländern in der laufenden Förderperi-
ode gefördert? 

2.	 Welche Veränderungen zur vorherigen Förder-
periode bestehen und was sind Gründe für diese 
Veränderungen?

3.	 Welche Empfehlungen zur Gestaltung der nächs-
ten Förderperiode lässt sich aus dieser Analyse 
generieren?

Prinzip des integrierten  
Ansatzes
Alle Bereiche der Stadtentwicklungspolitik 
sollten „räumlich, sektoral und zeitlich koor-
diniert werden […]. Städte sollten integrierte 
und nachhaltige Stadtentwicklungskonzepte 
erstellen und deren Umsetzung im gesamtstäd-
tischen Kontext gewährleisten; in ihren funkti-
onal zusammenhängenden Räumen genauso 
wie in ihren Stadtquartieren.“  
(BMI, 2020, S. 8)
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Dabei führt diese Studie eine Reihe ähnlich ange-
legter Untersuchungen zur städtischen Dimension in 
den letzten EU-Förderperioden fort (BMVBS, 2010; 
BMUB, 2014), was eine Langzeitperspektive und 
einen Vergleich von Veränderungen in den Unter-
suchungsergebnissen ermöglicht. Abbildung 1 ver-
deutlicht die Zeitpunkte der Studien zur städtischen 
Dimension (SD 1.0 bis SD 4.0) im Kontext der EU-
Förderperioden seit 1989.

Basierend auf ihren Vorläufern liegt dieser Studie 
eine dezidierte Definition nachhaltiger Stadtent-
wicklung zugrunde, die sich an dem in der Neuen 

Leipzig Charta zusammengefassten Prinzip des in-
tegrierten Ansatzes orientiert. Demnach sollten alle 
Bereiche der Stadtentwicklungspolitik „räumlich, 
sektoral und zeitlich koordiniert werden […]. Städ-
te sollten integrierte und nachhaltige Stadtentwick-
lungskonzepte erstellen und deren Umsetzung im 
gesamtstädtischen Kontext gewährleisten; in ihren 
funktional zusammenhängenden Räumen genauso 
wie in ihren Stadtquartieren“ (BMI, 2020, S. 8).

So werden in dieser Studie unter einer städtischen 
Dimension keine monosektoralen Entwicklungspla-
nungen, wie städtische Mobilitätsplanung, sondern 

Studien zur  
städtischen  
Dimension in  
der EU-Struktur-
förderung in 
Deutschland

SD 4.0

SD 3.0

SD 2.0

SD 1.0

EFRE- 
Mittelverwaltung 
über die Länder

Art. 8 EFRE VO Art. 7 EFRE VO Art. 11 EFRE VO

Sonstige  
Programme  
in dezentraler 
Mittelverwaltung

GI INTERREG INTERREG II
URBACT I

INTERREG III

URBACT II

INTERREG IV

URBACT III

INTERREG V

URBACT IV +

INTERREG VI

ESF+

ELER

REACT EU

JTF

Zentral  
gesteuerte  
Initiativen der  
EU-Kommission

Urban Pilot 
Programme  

Phase I

GI URBAN I

URBAN Pilot  
Programme  

Phase II

GI URBAN II
Innovative  

Maßnahmen

NEB

EU-Mission Städte

EUI

1989–1993 1994–1999 2000–2006 2007–2013 2014–2020 2021–2027

Abbildung 1: EU-Förderstrukturen und die städtische Dimension seit 1989

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf BMUB, 2014
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nur jene Programme in der Analyse berücksichtigt, 
die zum Beispiel aus den integrierten Stadtentwick-
lungskonzepten (INSEK/ISEK) ableitbar sind. Unter 
einem ISEK ist ein gebietsbezogenes Planungs- und 
Steuerungsinstrument zu verstehen, das einen ganz-
heitlichen, integrierten Planungsansatz unter Beach-
tung sozialer, städtebaulicher, kultureller, ökonomi-
scher und ökologischer Handlungsfelder einer Stadt 
verfolgt. Durch dieses Instrument werden lösungsori-
entierte Maßnahmen und langfristige Orientierungs-
rahmen unter Beteiligung der Öffentlichkeit entwi-
ckelt (BMUB, 2016). 

Mit dieser Definition einer integrierten Stadtent-
wicklung folgt die Studie der von der EU-Kommis-
sion definierten Auffassung einer nachhaltigen, in-
tegrierten Stadtentwicklung nach Artikel 11 der 
fondsspezifischen „EFRE-Verordnung“ (Verordnung 
(EU) 2021/1058). Diese Verordnung unterstützt 
eine integrierte territoriale Entwicklung auf der 
Grundlage von territorialen Strategien gemäß Ar-
tikel 29 der Dachverordnung „Verordnung mit ge-
meinsamen Bestimmungen“ der EU (Verordnung 
(EU) 2021/1060) (vgl. Kapitel 2.2).

Die vorliegende Studie bietet daher einen Überblick 
der in der laufenden Förderperiode programmier-
ten EU-Fördermittel in den Bundesländern zur Unter-
stützung einer integrierten Stadtentwicklung. In Ka-
pitel 2 werden die rahmensetzenden, strategischen 
und rechtlichen Gegebenheiten der Förderperiode 
2021–2027 vorgestellt. Fokus der Analyse liegt auf 
der indikativen Programmierung der Förderschwer-
punkte der Kohäsionsfondsmittel in der aktuellen 
Förderperiode 2021–2027 durch EU-Instrumente 
in geteilter Mittelverwaltung, wie zum Beispiel durch 
den EFRE, und Initiativen, die von der EU-Kommis-
sion direkt gesteuert werden, wie zum Beispiel das 
Neues Europäische Bauhaus (NEB) oder die EU-
Mission für klimaneutrale und intelligente Städte. 
Kapitel 3 widmet sich der Darstellung und Analy-
se der Untersuchungsergebnisse über die städtische 
Dimension in der EU-Strukturförderung in den deut-

schen Bundesländern. Kapitel 4 bietet einen Über-
blick über andere Programme in dezentraler Mittel-
verwaltung, die ebenfalls für Städte Förderungen 
bieten, wie z. B. Interreg VI und URBACT IV. Kapitel 
5 zeigt Fördermöglichkeiten für Städte auf, die sich 
durch zentral verwaltete EU-Initiativen ergeben. Die 
Studie schließt in Kapitel 6 mit einem Fazit sowie 
Empfehlungen zur Ausgestaltung neuer EU-Verord-
nungen zur Strukturpolitik und des Mehrjährigen Fi-
nanzrahmens (MFR) 2028–2034. 

Diese Studie entstand in Zusammenarbeit mit 
und durch die Förderung des Bundesministeri-
ums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB) und des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung (BBR).

1.1 Methodisches Vorgehen der Studie

Die vorliegende Studie analysiert, wie die Bundes-
länder und Städte in der Förderperiode 2021–2027 
EU-Fördermittel für die integrierte Stadtentwicklung 
eingeplant haben. Durch die Ausdifferenzierung 
der Förderlandschaft aber auch der Überschnei-
dung der Förderperioden einzelner Initiativen illust-
riert Abbildung 2, welche EU-Förderprogramme zur 
Analyse der städtischen Dimension in der laufenden 
Förderperiode in dieser Studie berücksichtigt wur-
den. Eine Kurzdarstellung der Initiativen befindet 
sich im Anhang 7.

Die Datengrundlage für die im Folgenden darge-
stellte Analyse basiert auf einer Sichtung von Pro-
grammdokumenten, sowie einer quantitativen und 
qualitativen Erhebung. In einem ersten Schritt wur-
den alle verfügbaren Programme der EU-Struktur- 
und Investitionsfonds der Bundesländer gesichtet 
und analysiert, ob die EFRE-Programme auf Lände-
rebene (vormals ‚Operationelle  Programme‘) eine 
städtische Dimension im Sinne eines integrierten Pla-
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nungsansatzes aufweisen. Nach der Sichtung aller 
relevanten EFRE-Programmdokumente der Bundes-
länder wurde ein Fragebogen an alle EFRE-Verwal-
tungsbehörden versendet und ausgewertet (siehe 
Anhang 2). Um die Vergleichbarkeit zur Vorgän-
gerstudie für die Förderperiode 2014–2020 zu ge-
währleisten, wurde die Datenerhebung anhand be-
stehender quantitativer und qualitativer Indikatoren 
strukturiert (siehe Anhang 1). 

Der Anteil der städtischen Dimension in der EU-Ko-
häsionspolitik ist traditionell eher im Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) angesie-
delt. Besonderes Interesse galt der Identifizierung 
von geförderten Maßnahmen, die dem politischen 

Ziel 5 „ein bürgernahes Europa“ und einem Fokus 
auf Nachhaltige Stadtentwicklung nach Artikel 11 
der EFRE-Verordnung (siehe Kapitel 2.2) in den Län-
derprogrammen zugeordnet werden konnten. Auf-
grund der bereits erwähnten Zunahme der EU-För-
derinstrumente wurde in der Erhebung ebenfalls das 
Portfolio innerhalb des Europäischen Sozialfonds 
(ESF+), des Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) sowie 
eine Reihe von Krisen- und Sonderinstrumenten be-
rücksichtigt.

Im Unterschied zu den Vorgängerstudien zur städ-
tischen Dimension in der EU-Strukturförderung in 
Deutschland richtet sich der Blick dieser Studie auf 

Förderperioden
2014–2020 2021–2027

Stadtentwicklungs- 
relevante EU-Struktur- 
förderung in dezentraler 
Mittelverwaltung

EFRE 
URBACT III 

INTERREG V

EFRE 
INTERREG VI, URBACT IV 

ESF+ 
ELER 

REACT EU 
JTF

EU-Krisen- und Sonder-
initiativen in dezentraler 
Mittelverwaltung

Stadtentwicklungs- 
relevante, zentral  
gesteuerte Initiativen 
der EU-Kommission

Innovative Maßnahmen
NEB 

EU-Mission Städte 
EUI

Laufzeit 2020–2023

Aufbau- und Resilienzfazilität 
REACT EU 

Sonstige Instrumente

Abbildung 2: Stadtentwicklungsrelevante EU-Strukturförderung und Initiativen in der laufenden Förderperiode

Quelle: Eigene Darstellung
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die Programmierung. Dieser vorausschauende Blick 
wurde entgegen einer Ex-Post Analyse vereinbart, 
um insbesondere in den Verhandlungen für den 
Mehrjährigen Finanzrahmen 2028–2034 erste Be-
obachtungen aus der Programmierung aus der lau-
fenden Förderperiode 2021–2027 zu generieren. 
Dies bedeutet, dass im Unterschied zu den Vorgän-
gerstudien kein Rückblick auf die Umsetzung von 
Projekten der Förderperiode vorgenommen wer-
den kann (BMVBS, 2010; BMUB, 2014). Nichtdes-
totrotz erlaubt diese Studie, insbesondere in ihren 
Kernbeobachtungen in Kapitel 3 zur städtischen Di-
mension im Rahmen des EFRE, einen Vergleich zwi-
schen den Förderperioden. Eine beispielhafte Dar-
stellung von EFRE-Projekten wurde in dieser Studie 
indes nicht vorgenommen, da diese zum Zeitpunkt 
der Erstellung der Studie teilweise noch gar nicht ge-
startet sind bzw. ausgewählt waren.

Mit den Bundesländern, die eine eindeutige städ-
tische Dimension vorweisen konnten, wurden auf 
Basis der quantitativen Erhebung weiterführende 
qualitative Interviews mit allen zuständigen Stellen 
(zwischengeschaltete Stellen bzw. Verwaltungsbe-
hörden) durchgeführt. Der Fokus der Interviews rich-
tete sich hierbei auf drei Themenkomplexe:

• Erläuterung der Bedeutung und des Mehrwehrts
der EU-Förderung für das eigene Bundesland ge-
genüber nationalen- oder Landesprogrammen;

• Konzeptionelle Nachfragen zur inhaltlichen Aus-
gestaltung der Programme und die Auswahl der
politischen Ziele und

• Technische Nachfragen zur Anwendung verschie-
dener Instrumente in der Förderung.

Abschließend wurde die Datenerhebung aus den 
Ländern durch gezielte qualitative Fragebögen auf 
kommunaler Ebene ergänzt. Insgesamt konnten die 
Erfahrungen von über zehn Kommunen in die Ana-
lyse aufgenommen werden. Darüber hinaus wur-

den deutsche Partnerstädte aus abgeschlossenen 
URBACT-Netzwerken des Förderzeitraums 2014–
2020 dazu befragt, inwiefern die währenddessen 
erfolgte integrierte Konzeptentwicklung dazu beige-
tragen hat, im Anschluss Gelder aus den Struktur-
fonds für deren Umsetzung zu akquirieren. 

Ein weiterer Baustein dieser Untersuchung war die 
Durchführung eines Bund-Länder-Workshops im No-
vember 2023 zur Validierung und Diskussion erster 
Beobachtungen der Studie in einem direkten Aus-
tausch mit den Landesministerien, die für die EFRE-
Stadtentwicklung in den Bundesländern zuständig 
sind, sowie mit Vertreterinnen und Vertretern des Bun-
desministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen (BMWSB) und des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK). Bereits vor-
liegende Zwischenergebnisse ermöglichten zudem 
eine Reflexion über die Fortführung der städtischen 
Dimension in der kommenden Förderperiode.

Die Verbindung einer Dokumentanalyse, Fragebo-
generhebung, Workshops sowie vertiefenden In-
terviews ermöglichten eine Validierung der Beob-
achtungen und Generierung von Empfehlungen, 
die in dieser Studie integriert wurden. In der Kom-
bination gab dieses Vorgehen Aufschluss über die 
Zusammenhänge und Hintergründe der erfassten 
Werte, den Mehrwert einer städtischen Dimension 
in der EU-Förderung sowie administrative Herausfor-
derungen auf Landes- und kommunaler Ebene. Bei 
der Durchführung dieser Studie wurde Wert auf die 
Einhaltung datenschutzrelevanter Anforderungen 
gelegt. Dies umfasst insbesondere die Gewährleis-
tung der Anonymität und Vertraulichkeit aller teil-
nehmenden Personen. Sämtliche Daten wurden so 
erfasst, verarbeitet und gespeichert, dass eine Iden-
tifizierung der Teilnehmenden ausgeschlossen ist. 
Persönliche Informationen werden ausschließlich für 
den Zweck der Studie verwendet und nicht an Drit-
te weitergegeben. Darüber hinaus werden alle teil-
nehmenden Stellen umfassend über die Ziele, Me-
thoden und Kontext dieser Untersuchung informiert. 
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Um die städtische Dimension in den EU-Strukturfonds und deren 
Umsetzung in Deutschland besser einordnen zu können, ist ein 
kurzer Exkurs zum Aufbau und rechtlichen Rahmen der EU-Struk-
turpolitik nötig. 

2 Aufbau und rechtlicher Rahmen 
für die städtische Dimension in der 
EU-Strukturpolitik 2021–2027

politik, im Einklang mit den langfristigen Prioritäten 
der EU. Für den Zeitraum 2021–2027 wurde die Fi-
nanzierung folgender Prioritäten definiert: 

1. Binnenmarkt, Innovation und Digitales:
132,7 Mrd. Euro.

2. Zusammenhalt, Resilienz und Werte:
377,7 Mrd. Euro.

3. Natürliche Ressourcen und Umwelt:
356,3 Mrd. Euro.

4. Migration und Grenzmanagement:
22,6 Mrd. Euro.

5. Sicherheit und Verteidigung:
13,1 Mrd. Euro.

6. Nachbarschaft und Welt:
98,4 Mrd. Euro.

7. Europäische öffentliche Verwaltung:
73,1 Mrd. Euro.

Die Priorität 2 „Zusammenhalt, Resilienz und Wer-
te“, in der auch die Förderung der regionalen Ent-
wicklung und Kohäsion subsumiert wird, ist einer der 
größten Finanzierungsposten des MFR. 

Dieser Überblick beinhaltet den Mehrjährigen Fi-
nanzrahmen und die zur Verfügung gestellten Mit-
tel, die politischen Ziele, die die EU-Strukturpolitik in 
der laufenden Förderperiode verfolgt, die Veranke-
rung der integrierten Stadtentwicklung in den jewei-
ligen Verordnungen und ihre Umsetzung in den Bun-
desländern und Kommunen. 

2.1 Der Mehrjährige Finanzrahmen (MFR) 
und die EU-Strukturfondsmittel für Städte 
und Regionen

Als zentrales Planungselement für Ausgaben der EU 
gilt der Mehrjährige Finanzrahmen (MFR), der für 
die laufende Förderperiode 2021–2027 mit über 
1,07 Billionen Euro (zu Preisen von 2018) im De-
zember 2020 verabschiedet wurde (Council of the 
European Union, 2020). Ausdrücklicher Zweck des 
MFR ist sicherzustellen, dass die Ausgaben der EU 
eine geordnete Entwicklung nehmen. Der MFR plant 
somit die Finanzierung von Programmen und Maß-
nahmen in allen Politikbereichen, wie der Regional-
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Mit den Mitteln des JTF in Höhe von 2,4 Mrd. Euro 
belaufen sich die kohäsionspolitischen Mittel für 
Deutschland auf insgesamt 22,6 Mrd. Euro (BMWK, 
2024). Davon entfallen 10,82 Mrd. Euro auf den 
EFRE und 6,56 Mrd. Euro auf den ESF+. Zusätzlich 
entfallen 1,02 Mrd. Euro aus dem EFRE für die Euro-
päische territoriale Zusammenarbeit (ETZ) (Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz, 2022, S. 2).

Die Zuweisungen von EU-Strukturfondsmitteln in 
Deutschland sind zwar insgesamt gestiegen, je-
doch im Vergleich zur letzten Förderperiode für den 
EFRE zurückgegangen (vgl. Abbildung 3). Nach ei-
nem signifikanten Mittelrückgang in den EU-Struktur-
fondsmitteln (ESF/EFRE) der vorherigen Förderperi-
oden von 26,3 Mrd. Euro (2007–2013) auf 18,3 
Mrd. Euro (2014–2020) belaufen sich die Mittel 

für EFRE und ESF in der laufenden Förderperiode 
auf 17,3 Mrd. Euro (EFRE/ESF+). Der EFRE-Anteil 
von 10,72 Mrd. Euro (2014–2020) und 10,6 Mrd. 
Euro (2021–2027) ist weitestgehend konstant ge-
blieben. 

Zusätzlich zu den Strukturfondsmitteln wurde im 
Mehrjährigen Finanzrahmen ein außerordentliches 
Konjunkturprogramm durch den Wiederaufbauplan 
„Next Generation EU“ mit über 750 Mrd. Euro be-
schlossen, dass unter anderem durch eine Aufbau- 
und Resilienzfazilität Finanzhilfen und Darlehen zur 
Unterstützung von Reformen und Investitionen in den 
EU-Staaten bereitgestellt hatte (siehe Anhang 3). 
Jene Sondermittel zur Bewältigung der Coronakrise, 
wie zum Beispiel REACT-EU, wurden lediglich mit ei-
ner Laufzeit bis 2023 aufgesetzt. 
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Abbildung 3: EU-Strukturfondsmittel in Deutschland seit 2007 im Vergleich

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf BMWi, 2014; BMWK, 2024; BMAS, 2024b
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In dieser Verordnung wurden die Kofinanzierungen 
festgeschrieben und durch folgende Gebietskatego-
rien differenziert: 

•	nicht über 85 Prozent für weniger entwickelte Re-
gionen;

•	70 Prozent für Übergangsregionen, die für den 
Zeitraum 2014–2020 als weniger entwickelte 
Regionen definiert wurden;

•	60 Prozent für Übergangsregionen;

•	50 Prozent für stärker entwickelte Regionen, die 
für den Zeitraum 2014–2020 als Übergangsre-
gionen definiert wurden oder deren Pro-Kopf-BIP 
unter 100 Prozent lag;

•	40 Prozent für stärker entwickelte Regionen.

Im Vergleich zur Vorläuferperiode hat sich die räum-
liche Struktur bezüglich der Förderfähigkeit kaum 
verändert. In der laufenden Förderperiode sind die 
westdeutschen Länder sowie Berlin und Leipzig als 
stärker entwickelte Regionen kategorisiert. 

Abbildung 4: Förderfähige Regionen in Deutschland 2021–2027

Quelle: Zur Verfügung gestellt durch das BBSR
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Als Übergangsregionen gelten die ostdeutschen 
Länder, die Region Lüneburg und die Region Trier, 
die neu hinzugekommen ist. Schwächer entwickelte 
Regionen sind in Deutschland nicht vorhanden. 

Verändert haben sich allerdings die Kofinanzierungs-
sätze für EU-Strukturfondsmittel, die für die jeweili-
gen Regionstypen gelten und die Kommunen vor si-
gnifikante Herausforderungen stellen. Trotz großer 
Bedenken wurde in der Förderperiode 2021–2027 
der EU-Kofinanzierungssatz für die stärker entwi-
ckelten Regionen von 50 Prozent auf 40 Prozent 

und für Übergangsregionen von 80 Prozent auf 60 
Prozent abgesenkt. In den weniger entwickelten Re-
gionen können bis zu 85 Prozent der Projektkosten 
kofinanziert werden. Welche Konsequenzen diese 
Senkung der Kofinanzierung in Deutschland hatte 
und welche Strategien einige Bundesländer verfol-
gen, um etwaige Finanzierungslücke zu schließen, 
verdeutlicht Kapitel 3.4. 

PZ 2:  EIN GRÜNERES CO2-ARMES EUROPA

(i)

Förderung von Energieeffizienz und Reduzierung von 
Treibhausgasemissionen

(viii)

Förderung einer nachhaltigen, multimodalen städtischen  
Mobilität im Rahmen des Übergangs zu einer CO2-neutra-

len Wirtschaft

PZ 1:  EIN INTELLIGENTES EUROPA

(i)

Entwicklung und Ausbau der Forschungs- und Innovations- 
kapazitäten und der Einführung fortschrittlicher Technolo-

gien

PZ 3:  EIN STÄRKER VERNETZTES EUROPA

PZ 4:  EIN SOZIALERES EUROPA

PZ 5:  EIN BÜRGERNÄHERES EUROPA

(i)

Förderung der integrierten und inklusiven sozialen, wirt-
schaftlichen und ökologischen Entwicklung (...) in städti-

schen Gebieten
Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 5: Die fünf politischen Ziele und für die städtische Dimension genutzte, spezifische Ziele in der Förderperiode 2021–2027



DIE STÄDTISCHE DIMENSION IN DER EU-STRUKTURPOLITIK UND FÖRDERUNG IN DEUTSCHLAND 

16

2.2 Die städtische Dimension im Rahmen 
der EU-Strukturförderung 

Städte und die integrierte Stadtentwicklung haben in 
der laufenden Förderperiode in zentralen Planungs-
dokumenten, wie der fondsübergreifenden Dach-
verordnung „Verordnung mit gemeinsamen 
Bestimmungen“ (Verordnung (EU) 2021/1060), 
einen integralen Platz gefunden. So finden städtische 
Gebiete bereits in den politischen Zielen (PZ), die für 
die Nutzung aller Europäischen Struktur- und Investi-
tionsfonds (ESIF) gelten, im PZ 2 ‚ein grüneres CO2-
armes Europa‘ sowie PZ 5 ‚ein bürgernahes Euro-
pa‘ explizite Erwähnung (siehe Abbildung 5). 

Mit den fünf thematischen Zielen konnte im Ver-
gleich zur Vorgängerperiode, die insgesamt elf the-
matischen Ziele als Förderschwerpunkte formulierte, 
eine thematische Konzentration erreicht werden. In 
der Dachverordnung wurde zudem festgelegt, dass 
alle Regionen und Mitgliedstaaten mindestens 30 
Prozent ihrer EFRE-Zuweisung für das PZ 2 („Grü-
nes, CO2-freies Europa“) einsetzen müssen. Die Ver-
ordnung formulierte darüber hinaus die Grundsätze 
der Mittelzuweisungen, so zum Beispiel das Prinzip 
einer geteilten Mittelverwaltung zwischen Kommis-
sion und Mitgliedstaat sowie die Notwendigkeit um-
fassender Partnerschaften unter anderem mit regio-
nalen, lokalen, städtischen und anderen Behörden. 
Die politischen Ziele sind weiter in spezifische Ziele 
(SZ) unterteilt.

Die Mittelverteilung wurde geografisch den folgen-
den drei Kategorien von NUTS-2-Regionen zuge-
wiesen: 

•	Weniger entwickelte Regionen, deren Pro-Kopf-
BIP weniger als 75 Prozent des durchschnittlichen 
Pro-Kopf-BIP der EU-27 beträgt, müssen mindes-
tens 25 Prozent dem PZ 1 zuweisen.

•	Übergangsregionen, deren Pro-Kopf-BIP zwi-
schen 75 Prozent und 100 Prozent des durch-

schnittlichen Pro-Kopf-BIP der EU-27 liegt, müssen 
mindestens 40 Prozent für das PZ 1 vorsehen.

•	Stärker entwickelte Regionen, deren Pro-Kopf-BIP 
mehr als 100 Prozent des durchschnittlichen Pro-
Kopf-BIP der EU-27 beträgt, müssen mindestens 
85 Prozent ihrer Zuweisung dem PZ 1 und dem 
PZ 2 widmen.

Die Förderung einer nachhaltigen Stadtentwicklung 
ist insbesondere durch Artikel 11 der fondsspezifi-
schen „EFRE-Verordnung“ (Verordnung des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 
2021 über den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung und Kohäsionsfonds (Verordnung (EU) 
2021/1058)) möglich. Nach Artikel 11 der EF-
RE-Verordnung müssen mindestens 8 Prozent der  
EFRE-Mittel auf nationaler Ebene für die nachhaltige 
Stadtentwicklung bereitgestellt werden. Dabei gelte 
es, die Bewältigung von ökologischen und klimati-
schen Herausforderungen, den Übergang zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft bis 2050, die Nutzbar-
machung des Potenzials digitaler Technologien für 
Innovationszwecke und die Unterstützung der Ent-
wicklung funktionaler Stadtgebiete besonders zu 
berücksichtigen. 

Besonders hervorzuheben ist, dass mit Artikel 11 der 
EFRE-Verordnung verschiedene Gebietskulissen ge-
fördert werden können: Quartiere, Städte sowie städ-
tische Gebiete mit ihrem Umland (‚funktionale Räu-
me‘). Damit wurde die erstmals in der Förderperiode 
2014–2020 eingeführte Gebietskulisse der funktio-
nalen Räume weitergeführt und Städte als Förderge-
biete nicht mehr nur durch Verwaltungsgrenzen de-
finiert, sondern auch funktional zusammengehörige 
städtische Räume und die angrenzenden Umlandge-
meinden können in der laufenden Förderperiode ge-
meinsam betrachtet und gefördert werden. 

Artikel 11 der EFRE-Förderung führt zudem aus, dass 
aus dem EFRE die integrierte territoriale Entwicklung 
auf der Grundlage von territorialen Strategien ge-
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mäß Artikel 29 bzw. 32 der Dachverordnung (Ver-
ordnung (EU) 2021/1060) unterstützt wird. Diese 
sollten über drei Umsetzungsverfahren realisiert wer-
den: über integrierte territoriale Investitionen (ITI) in 
einem bestimmten Gebiet durch eine Kombination 
aus mehreren Fonds, Programmen oder Prioritäten, 
den methodischen Ansatz einer von der örtlichen 
Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung (CLLD) 
oder sonstigen territorialen Instrumenten zur Förde-
rung von Initiativen, die der Mitgliedstaat konzipiert 
hat. Auf letztere Variante der sonstigen territorialen 
Instrumente ist im Besonderen im deutschen Kontext 
mit Hilfe von strategischen Planungsinstrumenten, 
wie den integrierten Stadtentwicklungskonzepten 
(INSEK/ISEK) oder eines integrierten Handlungs-
konzeptes (IHK), zurückgegriffen worden, wie in 
den folgenden Kapiteln näher erläutert wird.

2.3 Die operative Umsetzung der  
städtischen Dimension in Deutschland

Die Umsetzung der Strukturfonds und damit der Ko-
häsionspolitik ist im Rahmen einer Partnerschaftsver-
einbarung zwischen den Mitgliedstaaten und der 
EU-Kommission geregelt. Diese Vereinbarungen ent-
halten die vom Mitgliedstaat festgeschriebene Stra-
tegie und Investitionsprioritäten auf nationaler Ebe-
ne. Die Partnerschaftsvereinbarung für Deutschland, 
die im April 2022 mit der EU-Kommission geschlos-
sen wurde, fungiert demnach als nationale Dach-
strategie für die Programme innerhalb Deutsch-
lands. Abbildung 6 verdeutlicht den schematischen 
Aufbau und die Kaskade in der Operationalisierung 
des Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) und deren 
Ziele für Programme in geteilter Mittelverwaltung in 
Deutschland auf Bundesebene, in den Bundeslän-
dern und in den Kommunen.

Die Vereinbarung basiert auf einer Abstimmung zwi-
schen Bund und Ländern und informiert über alle ge-
planten Programme der Europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds (ESI-Fonds) in Deutschland. Vor-
gaben und Förderziele werden durch die Landes-
regierungen und die EFRE-Verwaltungsbehörden 
gesetzt. Dabei konnte jedes Bundesland eigene in-
haltliche Schwerpunkte setzen. Laut Partnerschafts-
vereinbarung wurde geplant, Maßnahmen der in-
tegrierten nachhaltigen Stadtentwicklung im Sinne 
von Artikel 11 der EFRE-Verordnung in verschiede-
nen EFRE-Programmen der Bundesländer umzuset-
zen – mehrheitlich unter dem politischen Ziel 5 „ein 
bürgernahes Europa“. 

Der folgende Überblick in Tabelle 1 beschreibt, wel-
che Bundesländerprogramme nach der vorliegen-
den Analyse eine städtische Dimension enthalten, 
mit welchen Verfahren Städte im Sinne von Artikel 11 
der EFRE-Verordnung ermittelt wurden, ob eine Kom-
binationsmöglichkeit mit anderen Strukturförderun-
gen anvisiert wurde und welche Art des integrierten 
Entwicklungskonzeptes angewendet wird, um eine 

Zusammenfassend ist festzuhal-
ten, dass die städtische Dimensi-
on der Kohäsionspolitik gestärkt 
wurde, indem 8 Prozent des Eu-
ropäischen Fonds für regionale 
Entwicklung auf nationaler Ebe-
ne für nachhaltige Strategien 
zur Stadtentwicklung bereitge-
stellt wurden. 

Zur Umsetzung dieser Strategien werden territoriale 
Instrumente eingesetzt: Integrierte territoriale Investi-
tionen (ITI), von der örtlichen Bevölkerung betriebe-
ne lokale Entwicklung (CLLD) und andere territoriale 
Instrumente, die in Deutschland besonders relevant 
sind. Wie die städtische Dimension insbesondere 
auf Bundeslandesebene in Deutschland operationa-
lisiert wurde, verdeutlicht das folgende Kapitel.
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integrierte Stadtentwicklung zu verfolgen. Der Über-
blick der Länderprogramme mit städtischer Dimen-
sion ermöglicht bereits erste Beobachtungen in der 
operativen Planung und Umsetzung der EU-Struktur-
förderung für eine integrierte Stadtentwicklung. 

Zunächst ist aus der Erhebung in dieser Studie fest-
zuhalten, dass 12 von 16 Bundesländern eine EU-
geförderte städtische Dimension gemäß der Studie 
zugrunde gelegten Definition haben. Kapitel 3.1 
geht näher auf die Förderquote und die Auswahl 
der hier untersuchten Bundesländer ein, aber es ist 
bereits hier festzuhalten, dass die Mehrheit der Bun-
desländer mit EU-Strukturfondsmitteln eine integrier-
te Stadtentwicklung fördern.

Die Diversifizierung der EU-Fördermittel für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung spiegelt sich auch 
in der Bandbreite der EU-Fonds und Fördermittel 
in den Bundesländern wider, die eingesetzt wur-
den, um eine städtische Dimension zu fördern. In 
fünf Bundesländern wurden die bestehenden Mittel 
aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE) durch andere Fondsmitteln ergänzt, bei-
spielsweise aus dem Europäischen Sozialfonds Plus 
(ESF+), dem Europäische Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) sowie 
aus der Aufbauhilfe REACT-EU. Kapitel 3.2 verdeut-
licht, dass diese Bündelung auf Länderebene punk-
tuell möglich war. 

Umsetzungsplanung  
auf europäischer  
Ebene

Prioritäten des mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 2021–2027

Fünf politische Ziele der Europäischen Kohasionspolitik

„Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen“ (2021/1060) – Dachverordnung aller  
Europäischen Struktur- und Invesitionsfonds („EFRE Verordnung“)

Verordnung über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und Kohäsionsfonds  
(„EFRE Verordnung“)

Umsetzungsplanung  
auf nationaler und  
Landesebene

Partnerschaftsvereinbarung Deutschland

Länderprogramme für EFRE, den ESF+ und JTF

Stadtentwicklungsprojekte und -maßnahmen in den Kommunen

Abbildung 6: Schematischer Aufbau der Rahmenplanung für Stadtentwicklungsvorhaben für Programme in geteilter Mittelverwaltung

Quelle: Eigene Darstellung
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Ferner ist Tabelle 1 zu entnehmen, dass die städti-
sche Dimension in der laufenden Förderperiode in 
den Länderprogrammen durchaus in unterschied-
lichen politischen Zielen subsumiert wurde. Zwar 
wählten acht Bundesländer das politische Ziel 5 
(‚bürgernahes Europa‘) als Dach für Projekte der 
integrierten Stadtentwicklung, aber in Baden-Würt-
temberg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und 
Thüringen wurden andere politische Ziele gewählt. 

Wie in Kapitel 3.3 weiter erläutert wird, weist dies 
bereits auf die herausragende Möglichkeit hin, mit 
einer integrierten Stadtentwicklung eine Vielzahl 
von politischen Zielen und Themen zu integrieren.

Der Überblick verdeutlicht ferner, dass in allen Bun-
desländern strategische Planungsinstrumente exis-
tieren, wie die bereits in der Einleitung angespro-
chenen, integrierten Stadtentwicklungskonzepte 

Bundes-
land *

Städtische Dimension in welchen  
politischen Zielen?

Auswahlverfahren Nutzung  
welcher EU- 
Mittel und  

Strukturfonds

Art des integrierten  
Entwicklungskonzeptes

1 2 3 4 5 Wett- 
bewerb

Antrag

BW x x x x EFRE Regionale Entwicklungskonzepte

BY x x x
EFRE +

REACT EU

 Integriertes Stadtentwicklungs- 
konzept, Integrierte Räumliche  

Entwicklungskonzepte

BE x x EFRE + ESF Integrierte Handlungskonzepte

BB x x EFRE Integriertes Stadtentwicklungskonzept

MV x x x x EFRE Integriertes Stadtentwicklungskonzept

NI x x x
EFRE +

REACT EU
Innenstadtraumkonzept

NW x x x EFRE Integrierte Handlungskonzepte

RP ** x ELER –

SN x x EFRE + ESF Integriertes Stadtentwicklungskonzept

ST x x x
EFRE+ESF+ELER 
im Rahmen LEA-
DER***/CLLD

Lokale Entwicklungsstrategien

SH x x x EFRE Integriertes Stadtentwicklungskonzept

TH x x x x EFRE Integriertes Stadtentwicklungskonzept

* Die Länderkürzel der Bundesländer: BW = Baden-Württemberg; BY = Bayern; BE = Berlin; BB = Brandenburg; MV = Mecklenburg-Vorpommern; NI 
= Niedersachsen; NW = Nordrhein-Westfalen; RP = Rheinland-Pfalz; SN = Sachsen; ST = Sachsen-Anhalt; SH = Schleswig-Holstein; TH = Thüringen

** Rheinland-Pfalz hat keine städtische Dimension im EFRE, verfügt aber über ein Innenstadtprogramm für Kleinstädte im Rahmen des  
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER).

*** Liaison entre Actions de Développement de l’Économie rurale (Dt.: Verbindung zwischen Aktionen zur Entwicklung der ländlichen Wirtschaft)

Tabelle 1: Überblick der Länderprogramme mit Städtischer Dimension in der laufenden Förderperiode

Quelle: Eigene Darstellung
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(INSEK), aber auch integrierte räumliche Entwick-
lungskonzepte (IRE), Innenstadtraumkonzepte und 
lokale Entwicklungskonzepte.

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass laut 
dieser Erhebung in fast allen Bundesländern eine 
Mischung aus Wettbewerbs- und Antragsverfah-
ren angewendet wird, um die sogenannten „Artikel 
11-Städte“ mit förderfähigen Projekten der integrier-
ten Stadtentwicklung auszuwählen. Zum Zeitpunkt 
der Datenerhebung befanden sich die Mehrheit 
der befragten Bundesländer noch in laufenden Aus-
wahlverfahren. In Kapitel 3.7 wird die Entwicklung 
dieser Auswahlverfahren näher beleuchtet. 

„Dennoch zeigt sich bereits, dass 
sich in der integrierten Stadtentwick-
lung ein besonders attraktiver und 
wirkungsvoller Entwicklungsansatz 
für Bundesländer verbirgt, der viele 
Themenbereiche und Entwicklungs-
prioritäten gebündelt adressiert.“ 

Zusammenfassend ist festzuhal-
ten, dass viele Bundesländer 
von der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht haben, integrierte 
Stadtentwicklung in ihre Landes-
programme aufzunehmen. 

Zur Erinnerung: die Erfüllung der geforderten Quote 
von 8 Prozent auf nationaler Ebene für eine nachhal-
tige Stadtentwicklung nach Artikel 11 der EFRE-Ver-
ordnung kann im föderalen Kontext der Bundesrepu-
blik nicht verpflichtend umgesetzt werden. Dennoch 
zeigt sich bereits, dass sich in der integrierten Stadt-
entwicklung ein besonders attraktiver und wirkungs-
voller Entwicklungsansatz für Bundesländer verbirgt, 
der viele Themenbereiche und Entwicklungsprioritä-
ten gebündelt adressiert. 
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3 Die städtische Dimension in der 
Förderperiode 2021–2027 

Kapitel 3 stellt die zentralen Botschaften aus der Analyse der 
städtischen Dimension in den EU-Strukturfonds in der laufenden 
Förderperiode vor. In diesem Kapitel werden zentrale Aspekte 
und Herausforderungen beleuchtet, die im Rahmen der operati-
ven Umsetzung in Deutschland zu beobachten sind. 

Im Abschnitt 3.1 wird festgehalten, dass die festgeleg-
te Mindestquote von 8 Prozent für Projekte der inte-
grierten Stadtentwicklung erfolgreich erreicht wurde. 
Kapitel 3.2 widmet sich der Bedeutung der EFRE-
Förderung als zentrales Finanzierungsinstrument der 
städtischen Dimension. Kapitel 3.3 weist auf, dass die 
städtische Dimension in allen politischen Zielen geför-
dert wird und welche thematischen Schwerpunkte in 
den Ländern verfolgt werden. Kapitel 3.4 illustriert, 
welche komplementäre Förderungen aus Bund, Län-
dern und anderen Strukturfonds oder EU-Fördermit-
tel genutzt worden sind. Im darauffolgenden Kapitel 
3.5 werden die vielfältigen städtischen Gebietstypen 
untersucht, die durch die EFRE-Förderung unterstützt 
werden, und welche spezifischen Bedürfnisse und 
Herausforderungen damit verbunden sind.

Mit welchen territorialen Ansätzen die Bundeslän-
der eine integrierte Entwicklungsplanung verfolgen, 
wird in Kapitel 3.6 beschrieben. Kapitel 3.7 erklärt, 
welche Kombination von Auswahlverfahren in den 
Bundesländern angewendet werden. Abschließend 

fasst Kapitel 3.8 zentrale Aussagen der in dieser 
Studie befragten Vertretungen der Bundesländer 
und Kommunen über den Mehrwert und die Heraus-
forderungen der EFRE-Förderung für die städtische 
Dimension zusammen.

3.1 Die Mindestquote von 8 Prozent für 
Projekte der integrierten Stadtentwicklung 
auf nationaler Ebene wird in Deutschland 
mit 10 Prozent erfüllt

Im Rahmen der Erhebung gaben 14 von 16 Bun-
desländern zunächst an, eine EU-geförderte städ-
tische Dimension umzusetzen. Nach Sichtung der 
Programmdokumente konnten indes nur 12 der 16 
Bundesländer ermittelt werden, die nach der in die-
ser Studie angewendeten Definition der städtischen 
Dimension einen integrierten Entwicklungsansatz 
als Fördergrundlage genommen haben. Für Hes-
sen, Hamburg, das Saarland und Bremen konnten 
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aus den Analysen der EFRE-Landesprogramme kei-
ne städtische Dimension nach dieser Definition iden-
tifiziert werden. 

Im Vergleich zur vorherigen Förderperiode, in der 
nur fünf Bundesländer (Berlin, Mecklenburg-Vor-
pommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Thü-
ringen) Projekte der integrierten Stadtentwicklung 
gemäß Artikel 7 Absatz 5 der EFRE-Verordnung för-
derten, ist in der aktuellen Förderperiode eine deut-
liche Ausweitung der Förderung auf weitere Bundes-
länder erkennbar. 

Wird ein Vergleich auf Basis der in dieser Studie zu-
grunde gelegten Definition der integrierten Stadtent-
wicklung zur letzten Förderperiode gezogen, ist ein 
besonderer Umstand zu beachten: Nicht nur fünf, 
sondern insgesamt 15 Bundesländer setzten Stadt-
entwicklungsprojekte im Rahmen der EFRE-Förde-
rung um. In der letzten Förderperiode hatten deut-
lich mehr Länder eine städtische Dimension in ihren 
(EFRE-) Programmen. Allerdings ordneten viele Bun-
desländer, aufgrund der für die deutschen Länder 
schwer umsetzbaren Vorgaben des EFRE, Maßnah-
men formal nicht unter Artikel 7 zu, obwohl sie ent-
sprechende Maßnahmen dennoch durchführten. 
Aus diesem Grund erfasste die Vorläuferstudie mehr 
als die fünf Bundesländer (Berlin, Mecklenburg-Vor-
pommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Thü-
ringen) mit formalem Bezug auf Artikel 7 Absatz 5 
EFRE-Verordnung zur städtischen Dimension (siehe 
Tabelle 2). In der laufenden Förderperiode wird ein 
diametrales Phänomen vorgefunden: 14 Bundeslän-
der geben an, eine städtische Dimension gemäß der 
EFRE-Verordnung zu haben, wobei die Autoren der 
vorliegenden Studie zwei Bundesländer nicht in die 
Analyse einbeziehen, da die Maßnahmen fachpla-
nerischer anstatt integrativer Prinzipien gefolgt sind. 
Insgesamt betrachtet deutet diese Entwicklung aber 
darauf hin, dass der erweiterte Rahmen der EFRE-
Verordnung nun viel besser für eine integrierte Stadt-
entwicklungspolitik und die Systeme der Bundeslän-
der geeignet ist.

In der vorliegenden Studie war es ebenfalls mög-
lich, quantitativ die Gesamtmittel aus dem EFRE für 
die städtische Dimension zu erheben. Die folgende 
Tabelle fasst die aus der Erhebung resultierende, ge-
planten Volumina aus den Landesprogrammen in 
einem Vergleich zwischen den Förderperioden zu-
sammen. 

Die Tabelle verdeutlicht, dass insgesamt ein Rückgang 
von circa 445 Mio. Euro an dem Gesamtbudget für 
die städtische Dimension, finanziert aus den EFRE-
Landesprogrammen, zu konstatieren ist. Allerdings 
wurden hier nicht die Finanzierungsmittel aus ande-
ren Strukturfonds, wie dem ESF+ und JTF, sowie ande-
ren EU-Fördermittel, wie ELER und REACT-EU, einbe-

100 km

Geometrische Grundlage: 
GISCO NUTS, Stand 2021

Bundesländer mit Städtischer Dimension

Bundesländer ohne Städtische Dimension

Abbildung 7: Verteilung der städtischen Dimension in Deutschland

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage einer Karte 
zur Verfügung gestellt durch das BBR
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rechnet (siehe Kapitel 3.2). Abbildung 8 verdeutlicht 
die prozentuale Veränderung der städtischen Dimen-
sion im EFRE in den Bundesländern im Vergleich der 
Förderperioden.

In manchen Bundesländern ist mit Blick auf=- die 
vorherige Förderperiode 2014–2020 eine Diskre-
panz zwischen den tatsächlich abgerufenen EFRE-
Mitteln und den Planwerten zu entdecken. In Baden-
Württemberg ist diese Differenz auf eine Änderung 
zurückzuführen, die zur Folge hatte, dass keine städ-
tische Dimension im Rahmen des EFRE gefördert 
werden konnte1. Die Diskrepanz in Nordrhein-West-

1 RegioWIN wurde in der Förderperiode 2014–2020 zwar 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
gefördert, erbrachte jedoch keinen Beitrag zur nachhaltigen 
Stadtentwicklung im Sinne des Artikels 7 der EFRE-Verordnung. 

Bundes-
land *

Fördervolumina der städtischen Dimension aus dem EFRE pro Bundesland (in Mio. Euro)

2014–2020 2021–2027

BW 74,5 64,13

BY 77,5 54

BE 115 98,3

BB 148 80

MV 203,5 132

NI 52,47 61,63

NW 218,11 170,11

RP 4,4 n/a

SN 191,75 155,95

ST 61,24 18

SH 26 9,5

TH 232,2 231,12

Gesamt 1.520,35 1.074,76

* Die Länderkürzel der Bundesländer: BW = Baden-Württemberg; BY = Bayern; BE = Berlin; BB = Brandenburg; MV = Mecklenburg-Vorpommern; NI 
= Niedersachsen; NW = Nordrhein-Westfalen; RP = Rheinland-Pfalz; SN = Sachsen; ST = Sachsen-Anhalt; SH = Schleswig-Holstein; TH = Thüringen

Tabelle 2: Geplante Fördervolumina der städtischen Dimension in den EFRE-Landesprogrammen

Quelle: Eigene Darstellung

falen kann als direkte Konsequenz der parallellau-
fenden COVID-Pandemie eingeordnet werden, die 
im Zuge von Personalausfall und ungewissen Pla-
nungsbedingungen in den Städten direkte Auswir-
kungen auf die Ausschreibungen hatte und die Be-
willigungszeiträume für die Projekte entsprechend 
verzögerte. 

Dies geht auf einen Austausch zwischen der Europäischen Kom-
mission (EU KOM) und Baden-Württemberg (BW) zurück, in 
dem die EU KOM deutlich machte, dass ein achsenübergrei-
fender Ansatz im Sinne des Artikels 7 nur dann bestehe, wenn 
jeder funktionale Raum jeweils ein gefördertes Projekt aus jeder 
Prioritätsachse aufweise. Da sich Baden-Württemberg dagegen 
entschied – weil es den Wettbewerbsgedanken konterkarieren 
würde – kam es zu der Vereinbarung zwischen der EU KOM 
und Baden-Württemberg, dass das Bundesland die nachhaltige 
Stadtentwicklung im Sinne des Artikels 7 der EFRE-Verordnung 
in der Förderperiode 2014–2020 nicht unterstützt.
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Mit Blick auf die Förderquoten in der laufenden För-
derperiode in den Bundesländern ist festzuhalten, 
dass Baden-Württemberg mit 23 Prozent den bun-
desweit größten Anteil der städtischen Dimension 
im EFRE verzeichnet. Dies ist darauf zurückzuführen, 
dass im Gegensatz zur vorherigen Förderperiode 
das Landesprogramm RegioWIN nun gemäß Artikel 
11 der EFRE-Verordnung gefördert werden kann. In 
der vergangenen Förderperiode war dies ausforma-
len verordnungsrechtlichen Gründen nicht möglich, 
obwohl RegioWIN bereits damals als erfolgreiche 
Initiative für eine wirtschaftsorientierte, nachhaltige 
Stadtentwicklung gestartet wurde und durch den 
EFRE finanziert war. Die Anpassung der Verordnung 
ermöglicht nun eine offizielle Einbindung des Pro-
gramms, was den Handlungsspielraum der Förde-
rung in der aktuellen Förderperiode deutlich erwei-
tert. Die anteilige städtischen Dimension in anderen 
Bundesländern beträgt 21,2 Prozent in Thüringen, 

gefolgt von Berlin mit 14,9 Prozent, Mecklenburg-
Vorpommern mit 14,2 Prozent und Nordrhein-West-
falen mit 13,4 Prozent. Abgesehen von Thüringen, 
wurden in allen anderen Bundesländern weniger 
EFRE-Mittel für die städtische Dimension in der lau-
fenden Förderperiode eingeplant. Wie jedoch in 
Kapitel 3.2 erläutert wird, fällt dies in einzelnen Fäl-
len durch die Nutzung anderer EU-Fördermittel ge-
ringer aus als hier dargestellt.

Wie in Kapitel 2 hervorgehoben, wurde in der ak-
tuellen Förderperiode eine Mindestquote von 8 Pro-
zent für integrierte EU-geförderte Stadtentwicklungs-
vorhaben auf nationaler Ebene eingeführt. Diese 
vorgegebene Quote soll die Förderung integrierter 
Stadtentwicklungsprojekte in den Mitgliedstaaten si-
cherstellen. Basierend auf der quantitativen Erhebung 
der Studie kann festgehalten werden, dass die städti-
sche Dimension in der laufenden Förderperiode etwa 

Abbildung 8: Prozentuale Veränderung der städtischen Dimension im EFRE in den Bundesländern im Vergleich der Förderperioden

Quelle: Eigene Darstellung
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Die Länderkürzel der Bundesländer: BW = Baden-Württemberg; BY = Bayern; BE = Berlin; BB = Brandenburg; HB = Bremen; MV = 
Mecklenburg-Vorpommern; NI = Niedersachsen; NW = Nordrhein-Westfalen; RP = Rheinland-Pfalz; SN = Sachsen; ST = Sachsen-Anhalt; 
SH = Schleswig-Holstein; TH = Thüringen
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10,09 Prozent beträgt, und damit das Ziel der ge-
forderten 8 Prozent Mindestquote für EU-geförderte 
Projekte im Bereich der nachhaltigen und integrierten 
Stadtentwicklung auf nationaler Ebene klar erfüllt. 

Abbildung 9 vergleicht den Stand der geplanten 
EFRE-geförderten Maßnahmen der städtischen Di-
mension in der aktuellen Förderperiode mit den 
erhobenen Plan- und tatsächlichen Umsetzungs-
werten aus der vergangenen Förderperiode 2014–
20202. Die tatsächlich eingesetzten EFRE-Mittel der 
aktuellen Förderperiode stehen noch aus und wer-
den erst, je nach Umsetzungsstand der Program-
me, zu Beginn der nächsten Förderperiode 2028–
2034 zur Verfügung stehen. 

2 Die dargestellten Zahlen entsprechen dem Stand Q1/2024. 
Da die abschließende Auswertung der abgerufenen EFRE-Mittel 
in einigen Bundesländern noch aussteht, sind diese Angaben als 
Zwischenwerte zu verstehen.

Abbildungen 3, 8 und 9 unterstreichen eine zentrale 
Beobachtung der Studie: die eingeplanten Mittel aus 
dem EFRE für Deutschland sind zwischen den För-
derperioden weitestgehend konstant geblieben, die 
städtische Dimension ist absolut und anteilig am EF-
RE-Budget zurückgegangen. Allerdings muss dies im 
Kontext einer zurückgehenden Kofinanzierung be-
wertet werden, wodurch die absoluten Investitionsvo-
lumen, die im Rahmen der städtischen Dimension des 
EFRE ausgelöst und von den Kommunen umgesetzt 
werden müssen, in der Summe nahezu konstant sind. 

Tabelle 2 folgend, ergibt sich in Nordrhein-West-
falen bei einer 50-prozentigen Kofinanzierung aus 
den 218 Mio. Euro EFRE-Mitteln der letzten Förder-
periode ein Investitionsvolumen von 436 Mio. Euro. 
Für die aktuelle Förderperiode belaufen sich die 
aus den 170 Mio. Euro EFRE-Budget für die städti-
sche Dimension mit einer nur mehr 40-prozentigen 

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 9: Gegenüberstellung der indikativen anteiligen Mittel der städtischen Dimension am EFRE-Gesamtbudget 2014–2020/2021–2027

Deutsches EFRE-  
Gesamtbudget

10,72 Mrd. EURO 10,49 Mrd. EURO 10,66 Mrd. EURO

Städtische  
Dimension

1,47 Mrd. EURO 1,28 Mrd. EURO 1,07 Mrd. EURO
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2021–2027 
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Anteilsfinanzierung des EFRE auf eine umzusetzen-
de Gesamtinvestition von 425 Mio. Euro. In man-
chen Bundesländern sind die EFRE geförderten In-
vestitionsvolumen sogar gestiegen, so in Berlin von 
230 auf 245 Mio. Euro. In anderen Bundesländern 
gehen sie aber auch deutlich zurück, wie in Schles-
wig-Holstein von 52 auf 24 Mio. Euro oder in Sach-
sen-Anhalt von 82 Mio. Euro auf 30 Mio. Euro. In 
Schleswig-Holstein kann dies aufgrund der wenigen 
Bewerbungen in der vergangenen Förderperiode 
2014–2020 zurückgeführt werden. Zudem konnten 
einige Bundesländer, siehe Kapitel 3.2, diese Diffe-
renz durch die Bündelung mit anderen EU-Förder-
mitteln auffangen. Die städtische Dimension bleibt 
somit auch über die Förderperiode hinaus ein inte-
graler Bestandteil der EFRE-Landesprogramme in 
Deutschland. 

3.2 EFRE-Förderung bleibt maßgebliches 
Finanzierungprogramm für die städtische 
Dimension

Ergänzend zur geplanten Umsetzung der städti-
schen Dimension im EFRE, lässt sich in vielen Bundes-
ländern eine Kombination verschiedener EFRE-För-
derprogramme mit anderen EU-Fonds und Mitteln 
identifizieren (siehe auch Tabelle 1 in Kapitel 2.3). 
Dies trifft auf die folgenden fünf Bundesländer zu: 
Bayern, Berlin, Niedersachsen, Sachsen und Sach-
sen-Anhalt. Rheinland-Pfalz stellt einen Sonderfall 
dar, da hier in dieser Förderperiode ausschließlich 
andere EU-Fördermittel als der EFRE für die städti-
sche Dimension genutzt werden und keine Kombina-
tion mit EFRE-Mitteln erfolgt.

Geplante Maßnahmen, die der städtischen Dimen-
sion zugeordnet werden können, nutzen vereinzelt 
auch den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+), 
den Fonds für einen gerechten Übergang (JTF) und 
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raumes (ELER). 

Daneben wurden auch im Rahmen von der Aufbau-
hilfe für den Zusammenhalt und die Gebiete Euro-
pas (REACT-EU) Sondermittel zur Bewältigung der 
Folgen der COVID-19-Pandemie für Projekte in der 
Innenstadtentwicklung genutzt, die in der aktuellen 
Förderperiode umgesetzt werden.

3.2.1 Fondskombinationen mit dem ESF+

Fondskombinationen mit dem ESF+ ermöglichen 
den antragstellenden Kommunen handhabbare Ver-
bindungen baulich-investiver mit sozialen Maßnah-
men, und fördern damit integriertes Arbeiten auf lo-
kaler Ebene. So wurde die Kombination mit dem 
Europäischem Sozialfonds (ESF) auch bereits in der 
Förderperiode 2014–2020 für integrierte, sektoren-
übergreifende Projekte angewandt. Die Umsetzung 
des ESF+ liegt sowohl beim Bund als auch bei den 
Bundesländern und stellt somit einen Sonderfall im 
Kontext der Mittelverwaltung dar. Das Programm 
und die Logik dieses Fonds werden in Anhang 4 nä-
her erläutert. In der aktuellen Förderperiode bieten 
die Bundesländer Berlin, Sachsen und Sachsen-An-

Bundes-
land *

Bündelung von 
EU-Fördermittel 

und Strukturfonds

(2021–2027)

Bündelung von 
EU-Fördermittel 

und Strukturfonds

(2014–2020)

BY EFRE + REACT EU

BE EFRE + ESF+ EFRE + ESF

NI EFRE + REACT EU

(RP) (ELER)

SN EFRE + ESF+ EFRE + ESF

ST
EFRE + ESF+ + ELER im 

Rahmen LEADER/CLLD + 
JTF im NEB

EFRE + ESF

* Die Länderkürzel der Bundesländer: BY = Bayern; BE = Berlin; NI = 
Niedersachsen; RP = Rheinland-Pfalz; SN = Sachsen; ST = Sachsen-
Anhalt.  

Tabelle 3: Bundesländer mit städtischer Dimension und kombinierter 
EU-Fördermittelstruktur im Vergleich der Förderperioden

Quelle: Eigene Darstellung
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halt Kombinationsmöglichkeiten zwischen dem EFRE 
und dem ESF+ an und verbinden ihn damit unmittel-
bar mit der nachhaltigen Stadtentwicklung:

In dem Berliner Modellprogramm „Lokal Sozial In-
novativ (LSI) – Lokale Förderung sozialer Integration 
und Innovation“ erfolgt die Kombination zwischen 
EFRE und ESF+ auf Grundlage integrierter Aktions-
pläne. Ziel des Modellprogramms ist die Sicherstel-
lung der Verknüpfung von europäischer Beschäfti-
gungspolitik mit den arbeits- und sozialpolitischen 
Zielen Berlins. Konkret widmet sich das Programm 
dem Thema Armutsbekämpfung, zu welchem es ins-
gesamt drei Projektarten fördert: In Mikroprojek-
ten werden benachteiligten Personengruppen neue 
Beschäftigungschancen eröffnet, z. B. durch ziel-
gruppenspezifische Beratungen, um strukturellen 
Benachteiligungen am Arbeitsmarkt entgegenzu-
wirken. In Entwicklungsprojekten sollen lokale und 
sozial-innovative Lösungen erarbeitet und anschlie-
ßend erprobt werden. Kern des Programms bilden 
die Modellprojekte, in denen die erarbeiteten Lösun-
gen in realen Situationen mit Teilnehmenden umge-
setzt werden sollen (Berlin.de, 2024).

In Kontinuität der vorangegangenen Förderperiode 
fördert auch Sachsen weiterhin Projekte der nachhal-
tigen Stadtentwicklung mit dem EFRE und der Förder-
richtlinie „Nachhaltige Soziale Stadtentwicklung“ 
des ESF+. Die Überschneidung von EFRE-Förderge-
bieten mit ESF+-Fördergebieten bietet sächsischen 
Kommunen die Möglichkeit, entstehende Synergien 
zu nutzen. Ziel ist die Fortführung von bereits beste-
henden Aktivitäten aus der letzten Förderperiode mit 
ESF-Mitteln zu verbinden. Dazu gehören zum Bei-
spiel investive Finanzierungen von Gebäudesanie-
rungen mit EFRE-Mitteln und deren Belebung durch 
nicht investive Aktivitäten, z. B. durch den Betrieb ei-
nes Jugendzentrums, mit ESF-Mitteln.

In Sachsen-Anhalt bestehen beim LEADER und CLLD-
Ansatz fondsübergreifende Kombinationsmöglich-
keiten mit dem EFRE, ESF+ und dem ELER, wodurch 

sich bewilligte Vorhaben an allen drei Fonds bedie-
nen können. Auch hier entstand die Entscheidung für 
dieses komplexe Vorhaben aus den positiven Erfah-
rungen, die das Land in der vergangenen Förder-
periode mit dem ELER im LEADER sammelte. Da die 
Fonds allerdings in verschiedenen Bewilligungsstel-
len administriert werden, ist eine enge Zusammen-
arbeit und Abstimmung der Stellen unabdingbar für 
ein erfolgreiches Gelingen. Ergänzend hierzu geht 
das Kapitel 3.4 ausführlicher auf die Nutzung vom 
CLLD ein.

Neben den ESF+ Fondskombinationen der Länder, 
setzt sich die städtische Dimension in dieser Förder-
periode auch in dem ESF+ Bundesprogramm „Bil-
dung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier – BIWAQ“ 
weiter fort. Als Partnerprogramm des Städtebauför-
derungsprogramms „Sozialer Zusammenhalt“ ver-
knüpft das BIWAQ-Programm insbesondere investi-
ve Bildungs-, Wirtschafts- und Arbeitsmarktprojekte, 
um benachteiligte Quartiere nachhaltig zu verbes-
sern und einen Beitrag zur Beseitigung des Fachkräf-
temangels zu leisten (BMWSB, 2024b). 

3.2.2 Fondskombinationen mit dem Just Transition 

Fund (JTF)

Darüber hinaus konnte in einem Bundesland auch 
eine Kombination aus EFRE und Mitteln aus dem Just 
Transition Fund (JTF, ‘Fonds für einen gerechten Über-
gang‘) gefunden werden. Der JTF zielt darauf ab, die 
sozialen und wirtschaftlichen Folgen des Übergangs 
zur Klimaneutralität abzufedern. In Deutschland un-
terstützt der JTF insbesondere ehemalige Kohleberg-
bau-Regionen in ihrem strukturellen Wandel (siehe 
auch Anhang 5). In Sachsen-Anhalt sind etwa 38 
Mio. Euro aus dem JTF für den Bereich des Neuen 
Europäischen Bauhauses (NEB) reserviert. Neben 
der Verankerung des JTF im NEB gehören auch Bil-
dung, Industrieinfrastuktur sowie beschäftigungswirk-
same Maßnahmen für Fachkräfte zu seinen Förder-
bereichen. Das reservierte Fördervolumen aus dem 
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JTF im NEB wurde in zwei Bereiche unterteilt. Zum 
einen sind dies NEB-Reallabore (25 Mio. Euro) und 
zum anderen angewandte Projekte (13 Mio. Euro) 
(Land Sachsen-Anhalt, 2022). 

3.2.3 Sonderfall im LEADER-Ansatz

Ein Sonderfall stellt ein Innenstadtprojekt in Rhein-
land-Pfalz dar, das zu Beginn der aktuellen Förderpe-
riode über den LEADER-Ansatz des ELERs gefördert 
wurde. ELER sieht regulär nicht die Unterstützung der 
nachhaltigen Stadtentwicklung, sondern die Unter-
stützung der Entwicklung des ländlichen Raums vor. 
In Rheinland-Pfalz lässt sich in der aktuellen Förder-
periode dennoch ein Weg beobachten, wie auch 
hier Maßnahmen einer integrierten Stadtentwick-
lung unterstützt werden sollen (siehe TextBox 1).

Der LEADER-Ansatz (aus dem Französischen: „Liai-
son Entre Actions de Développement de l’Écono-
mie Rurale“) zielt darauf ab, die Entwicklung länd-
licher Räume durch lokale Initiativen zu stärken. 
Damit kann er als eine spezifische Anwendung des 
CLLD-Ansatzes (Community-Led Local Development) 
eingeordnet werden. Weitere Informationen zum 
Einsatz des CLLD-Ansatzes sind in Kapitel 3.6 zu-
sammengefasst. Zu den Kernmerkmalen beider An-
sätze gehören neben einem partizipativen Ansatz 
mit lokalen Aktionsgruppen auch die Förderung ei-
nes integrierten und multisektoralen Ansatzes.

3.2.4 Die Bündelung mit REACT-EU 

Wie eingangs in Kapitel 1 referenziert, gehört  
REACT-EU zu den Sofort- und Krisenprogrammen 
der Europäischen Union. Diese Förderung wird ge-
sondert betrachtet, da sie aus den Restmitteln der vor-
herigen Förderperiode 2014–2020 finanziert wird. 
Die Mittelverwaltung und -abwicklung von REACT-EU 
über die ESI-Fonds folgte den bestehenden Struktu-
ren und Verfahren, um eine effiziente Reaktion auf die 

Covid 19-Krise zu gewährleisten (siehe auch Anhang 
3). Diese Abwicklung über die ESI-Fonds schaffte die 
Möglichkeit, schnell mehr Mittel für Sondermaßnah-
men innerhalb der EFRE-Programme einzusetzen. 

In Deutschland wurden die Sofort- und Krisenpro-
gramme, einschließlich REACT-EU, insgesamt sehr 
zurückhaltend für die Stadtentwicklung eingesetzt. 
Von den geförderten Projekten in 15 Bundesländern 
haben lediglich Niedersachsen und Bayern konkre-
te Projekte im Rahmen der städtischen Dimension 
umgesetzt. In beiden Bundesländern wurden Maß-
nahmen zur Wiederbelebung und Resilienz von In-
nenstädten gefördert. 

Für das Sofortprogramm „Perspektive Innenstadt!“ 
erhielt Niedersachsen 120 Millionen Euro aus den 
REACT-EU-Mitteln. Zielgruppe waren alle Städte 
und Gemeinden, die eine erhebliche Betroffenheit 
von der Corona-Pandemie in ihren Innenstädten auf-
weisen konnten. Nach erfolgreicher Programmauf-
nahme erhielten 205 Kommunen reservierte Bud-
gets, gestaffelt nach vier Größenclustern zwischen 
345.000 und 1,9 Millionen Euro. Anschließend 
konnten sie in einem begrenzten Zeitraum die För-
derung für Projekte und Konzepte im Rahmen ihrer 
Budgets beantragen.

Insgesamt wurden 959 Projekte in zahlreichen För-
dergegenständen der Handlungsfelder bewilligt, 
zum Beispiel in den Bereichen Handel und Dienst-
leistungen, Kultur, Freizeit und Tourismus oder Natur 
und Klimaschutz. Die thematische Breite der Förder-
gegenstände sowie der Umstand, dass ein Großteil 
der Kommunen erstmals mit EU-Förderung konfron-
tiert war, sorgte für einen hohen Beratungsbedarf, 
insbesondere im Zusammenhang mit beihilferechtli-
chen Fragestellungen. 

36 Mio. Euro REACT-EU-Mittel erhielt Bayern für sei-
ne EU-Innenstadt-Förderinitiative. Gefördert wurden 
insbesondere aufeinander abgestimmte Einzelpro-
jekte und Kleinmaßnahmen. Daneben floss ein Teil 
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TextBox 1 

Der LEADER-Ansatz in Rheinland-Pfalz

Über den im ELER erprobten LEADER-Ansatz sollen lokale Privatinitiativen in Kleinstädten aktiviert wer-
den. In Verbindung mit der generellen Zielsetzung der Landesregierung, Innenstädte zu stärken, wurde 
hier ein Weg gefunden, dies auch durch den LEADER-Ansatz zu unterstützen. Der Schwerpunkt „In-
nenstädte der Zukunft“ im ELER-Entwicklungsprogramm Umweltmaßnahmen, Ländliche Entwicklung, 
Landwirtschaft, Ernährung (EULLE) richtet sich an Kleinstädte in ländlichen Regionen und berücksich-
tigt damit die strukturellen Gegebenheiten in Rheinland-Pfalz (Land Rheinland-Pfalz, 2024). Im EULLE-
Programm beschränkt sich die Förderkulisse auf den ländlichen Raum, wonach Städte mit mehr als 
60.000 Einwohnern ausgeschlossen sind. An dem Projekt konnten ausschließlich LEADER-Regionen 
partizipieren, die selbst grundsätzlich Städte mit mehr als 30.000 Einwohnern ausschließen. Für das 
Programm wurden 2,5 Mio. Euro ELER-Mittel reserviert und bis zum Ende der Befristung im Juni 2023 
wurden zwei Vorhaben gefördert. 

der Förderung u. a. auch in gemeindliche Personal-
kosten im Rahmen des Innstadtmanagements sowie 
in die Erstellung digitaler Zwillinge der Innenstadt.

Zur Entlastung der Gemeinden richtete Bayern für 
die Förderabwicklung eine externe Servicestelle ein. 
Fördervoraussetzung war eine ganzheitliche kommu-
nale Entwicklungsstrategie. Antragsberechtigt waren 
Gemeinden mit einer Bevölkerungszahl von mindes-
tens 10.000 oder mindestens Mittelzentren nach Lan-
desentwicklungsprogrammen (LEP), wobei die Ba-
gatellgrenze je Gemeinde 250.000 Euro betrug. Im 
Ergebnis konnten insgesamt 49 Maßnahmenbündel 
mit 240 Teilmaßnahmen in insgesamt 36 Gemein-
den umgesetzt werden. Ähnlich wie bei der Fonds-
kombination zwischen EFRE und ESF+, resultierte 
auch dies in verwaltungstechnischem Mehraufwand. 
Kernherausforderung in der Förderabwicklung erga-

ben sich hierbei insbesondere aus den engen Ab-
rechnungsfristen bis Ende 2023.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der 
EFRE auch in dieser Förderperiode der Hauptum-
setzungsfonds für die städtische Dimension bleibt. 
Trotz vielversprechender Kombinationsmöglichkei-
ten mit dem ESF+ im Sinne des integrierten Ansat-
zes, kommen diese in den Bundesländern nur verein-
zelt zum Einsatz und auch die festgestellte städtische 
Dimension im ELER sowie die des JTF im NEB sind 
als Sonderfälle einzuordnen, selbst wenn sie wich-
tige Projekte für die nachhaltige Stadtentwicklung 
finanzieren können. Dies muss jedoch nicht unbe-
dingt im Rahmen der konzeptionellen Logik der städ-
tischen Dimension geschehen. Diese Zurückhaltung 
resultiert auch daher, dass das fondsübergreifende 
Agieren für die Behörden auf Landesebene eine 
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Herausforderung bleibt. Ähnlich wie in der Vorgän-
gerförderperiode, bleiben fondsübergreifende Stra-
tegien damit auch in der EU-Förderperiode 2021–
2027 die Ausnahme.

3.3 Die städtische Dimension wird unter 
mehreren politischen Zielen gefördert

Es wurde bereits festgehalten, dass in den EFRE-
Landesprogrammen eine Bandbreite an politischen 
Zielen für die städtische Dimension angewendet 
wurden. Bevor im Detail dargelegt wird, welche Pro-
jekttypen unter den politischen Zielen in der Umset-
zung in den Bundesländern gefördert werden, gibt 
Abbildung 10 einen Überblick der geographischen 
Verteilung der in der städtischen Dimension genutz-
ten politischen Ziele in den Bundesländern. 

Die Abbildung verdeutlicht, dass das politische Ziel 
5 („bürgernahes Europa“) für die städtische Dimen-
sion das meistgenutzte Ziel in der laufenden Förder-
periode ist. Es wird ebenfalls deutlich, dass die Inte-
grierte Stadtentwicklung auch unter dem politischen 
Ziel 2 („ein grüneres CO2-armes Europa“) und poli-
tischen Ziel 1 („ein intelligenteres Europa“) angesie-
delt wurde. Welche Maßnahmen mit der Nutzung 
unterschiedlicher politischen Ziele für die integrierte 
Stadtentwicklung gefördert werden konnten, darü-
ber gibt die folgende Tabelle Aufschluss.

Aus der qualitativen Erhebung konnten einige Moti-
ve für die Auswahl bestimmter politischer Ziele ermit-
telt werden. Zunächst wurde im PZ 5 eine größere 
Chance in einer Umsetzung und Verfahrensverein-
fachung gesehen. PZ 5 habe gegenüber dem alten 
Mischachsenprinzip aus der Förderperiode 2014–
2020 das Zusammenbinden vieler Themenbereiche 
wesentlich erleichtert. 

Abbildung 10: Übersicht über die genutzten politischen Ziele für die städtische Dimension in den Bundesländern

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage einer Karte zur Verfügung gestellt durch das BBR

100 km

Geometrische Grundlage: 
GISCO NUTS, Stand 2021
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Bundes-
land *

Beispiele förderfähiger Maßnahmen Genutzte politische und spezifische Ziele** 

Politisches 
Ziel 1

Politisches 
Ziel 2

Politisches 
Ziel 5

BW Innovationskapazitäten, Prototyping und Technologietransfer SZ 1 SZ 1

–
BY

SZ 1:  Maßnahmen zur energetischen Sanierung kommunaler Infrastruktur-
einrichtungen, SZ 7: Bereinigung von Industrie- und Gewerbebrachen

– SZ 1+ SZ 7

BE
Soziale Infrastrukturen in benachteiligten Gebieten und kulturelle Basis- 
infrastruktur

–

SZ 1

BB
Soziale und kulturelle Infrastruktur; Klimagerechte Entwicklung und Klimaan-
passung sowie nachhaltiger Mobilitätslösungen

–

MV
(Bildungs-)Infrastrukturmaßnahmen, im Bereich kulturelles Erbe von Städten, 
Soziale Infrastrukturmaßnahmen, energetische Sanierungsmaßnahmen in 
Gemeinbedarfseinrichtungen

– SZ 1

NI Soziale, ökonomische und ökologische Aspekte in der Innenstadtförderung

–

NW
Qualifizierung und Anpassung der sozialen und kulturellen Infrastruktur; 
ökologischen und klimagerechten Entwicklung und Klimaanpassung sowie 
zu nachhaltigen Mobilitätslösungen

SN

Verringerung des CO2-Ausstoßes, insb. Maßnahmen zur Verbesserung ener-
getischer Bilanz öffentlicher Gebäude, Vorhaben zur wirtschaftlichen und 
sozialen Belebung

•	 Ausbau und Nutzung regenerativer Energien im Wärmebereich
•	 energieeffiziente Wärme- und Kälteversorgung 
•	 Minderung verkehrsbedingter CO2-Emissionen (ausgeschlossen ÖPNV)

ST
Kulturelle Infrastruktur, Altlasten- bzw. Bodensanierung und Bodenschutz; 
Klimaschutz, Aktiv- und Naturtourismus, Regionale Produkte von Kleinst- und 
Kleinunternehmen.

SH
Maßnahmen für nachhaltige städtische Mobilität im Rahmen der nachhalti-
gen integrierten Stadtentwicklung

TH
Kultureller und soziale Infrastrukturen; Klimaschutz und Klimaanpassung, 
Vorhaben zur Revitalisierung von Brachflächen

– SZ 1

* Die Länderkürzel der Bundesländer: BW = Baden-Württemberg; BY = Bayern; BE = Berlin; BB = Brandenburg; MV = Mecklenburg-Vorpommern; 
NI = Niedersachsen; NW = Nordrhein-Westfalen; SN = Sachsen; ST = Sachsen-Anhalt; SH = Schleswig-Holstein; TH = Thüringen

** Genutzte politische und spezifische Ziele: Politisches Ziel 1 → SZ 1:  Entwicklung und Ausbau der Forschungs- und Innovationskapazitäten und 
der Einführung fortschrittlicher Technologien | Politisches Ziel 2 → PZ 2/SZ 1:  Förderung von Energieeffizienz und Reduzierung von Treibhausgas-
emissionen; PZ 2/SZ 7: Verbesserung des Schutzes und der Erhaltung der Natur, der biologischen Vielfalt und der grünen Infrastruktur, auch in städ-
tischen Gebieten, sowie Verringerung aller Formen von Umweltverschmutzung | Politisches Ziel 5 → SZ 1: Förderung der integrierten und inklusiven 
sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Entwicklung, der Kultur, des Naturerbes, des nachhaltigen Tourismus und der Sicherheit in städtischen 
Gebieten

Tabelle 4: Beispiele förderfähiger Maßnahmen in den Bundesländern nach politischen und spezifischen Zielen

Quelle: Eigene Darstellung

Die thematische Bandbreite wurde als ausreichend 
erachtet, und die Programmierung wurde als ein-
facher empfunden, da es eine wesentlich größere 
Bandbreite an förderfähigen Maßnahmen böte, 
was die Umsetzung für die Verantwortlichen er-
leichtert. Das PZ 5 passe sehr gut, weil es zielge-
richtet ist und für die Stadtentwicklung zuträglich 
sei. Zudem wird durch das PZ 5 die Bürgernähe 
und Partizipation betont. Es wurde viel Wert auf die 

Einbindung der Bürgerinnen und Bürger gelegt, und 
das PZ 5 sei geeignet, um unter Beteiligungsprozes-
sen die Stadtentwicklung voranzutreiben und ein 
„bürgernahes Europa“ zu schaffen, bei dem die Ein-
wohner direkt in die Prozesse und die Erstellung der 
Programme eingebunden werden. Alle Bundeslän-
der bis auf Baden-Württemberg, Bayern und Thü-
ringen haben sich für das politische Ziel 5 (PZ 5) 
entschieden.
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Bundes-
land *

Bundesmittel Landesmittel Anteil

BW X X –

BY X X 40 % EU; 20-50 % Land; 10-40 % Eigenanteil

BE X X –

BB X X 60 % EU, 40 % aus Eigen- und Bundesmittel

MV – – –

NI – – –

NW X X –

RP X
35-45 % EU + 28-37,5 % Land  

+ 25-Mind 10 bis 30 % Eigenanteil

SN X
EU-Anteil: 70 % (60 % + 10 % durch CLLD),  

Land: 10-20 %; Eigenanteil: 10-20 %

ST 18

SH X X Nicht vorgesehen, aber möglich

TH X X EU: 60 %; Land: 20 %; Eigenanteil = 20 %

* Die Länderkürzel der Bundesländer: BW = Baden-Württemberg; BY = Bayern; BE = Berlin; BB = Brandenburg; MV = Mecklenburg-Vorpommern; NI 
= Niedersachsen; NW = Nordrhein-Westfalen; RP = Rheinland-Pfalz; SN = Sachsen; ST = Sachsen-Anhalt; SH = Schleswig-Holstein; TH = Thüringen

Tabelle 5: In den Bundesländern angewandte Bündelung von Förderprogrammen

Quelle: Eigene Darstellung

3.4 Kofinanzierungslücke der Kommunen 
wird in den meisten Bundesländern durch 
Landesmittel geschlossen

Geringere Kofinanzierung bedeutet für viele deut-
sche Kommunen in der laufenden Förderperiode, 
EU-Projekte immer mehr mit einer gebündelten För-
derung durch Bundes- und Landesmittel zu finan-
zieren, weil die Finanzierung durch Eigenmittel der 
Kommunen unzureichend ist. Einige Bundesländer 
versuchen deshalb die Unterfinanzierung in der lau-
fenden Förderperiode durch eine Verknüpfung von 
Bundesmitteln, wie der Städtebauförderung, Landes-
mitteln und Eigenanteilen der Kommunen, mit dem 
EFRE zu ermöglichen. Eine Kofinanzierung aus an-
deren Förderprogrammen des Landes, des Bundes 
oder der Europäischen Union ist grundsätzlich zu-
lässig, wenn eine verbotene Mehrfachförderung 
(Doppelförderung) von Ausgaben- und Kostenposi-

tionen ausgeschlossen werden kann. Die folgende 
Tabelle illustriert, in welchen Bundesländern eine 
Bündelung mit nationalen und landeseigenen Mit-
teln angewendet wird.

Die Erhebung zeigt, dass in den meisten Bundeslän-
dern eine Mischung aus Bundes- und Landesmitteln 
den Eigenanteil der Kommunen für EU-Programme 
ergänzt, um die jeweiligen Kofinanzierungsvorga-
ben zu erreichen. Dies erfolgt in sehr unterschiedli-
cher Weise. In Sachsen und Sachsen-Anhalt werden 
nur Landesmittel zur ergänzenden Kofinanzierung 
verwendet, und in Niedersachsen und Mecklen-
burg-Vorpommern werden keine Bundes- oder Lan-
desmittel zur Verfügung gestellt. 

Im Rahmen der Untersuchung konnten in einigen 
Bundesländern ebenfalls die Anteile für die jewei-
ligen Beiträge aus EU- und Landesmitteln erhoben 
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werden. Eine weitere Quantifizierung der Beiträge, 
beispielsweise aus Bundesmitteln, ist im Rahmen der 
Erhebung aufgrund der vorliegenden Daten nicht 
abbildbar.

3.5 EFRE fördert eine Bandbreite  
städtischer Gebietskulissen

Es wurde bereits hervorgehoben, dass mit Artikel 11 
der EFRE-Verordnung verschiedene Gebietskulissen 
gefördert werden können: Quartiere, Innenstädte, 
Städte verschiedener Größenordnungen, städtische 
Gebiete mit ihrem Umland (‚Funktionale Räume‘) so-
wie interkommunale Kooperationen. Die folgende 
Tabelle belegt, dass die Mehrheit der Bundesländer 
von dieser Möglichkeit unterschiedliche Gebietsku-
lissen anzusprechen, Gebrauch gemacht haben.

Die Tabelle verdeutlicht, dass mit wenigen Ausnah-
men, die meisten Bundesländer eine Definition ih-
rer in den EFRE-Programmen verankerten Gebiets-
kulissen vorgenommen haben. Ebenfalls auffällig 
ist, dass Bundesländer, wie Bayern, Sachsen und 
Schleswig-Holstein, mehr als zwei Gebietskulis-
sen in ihrem EFRE-Programm integriert haben. In 
Nordrhein-Westfalen wurde ebenfalls kein Fokus 
auf spezielle Fördergebiete gelegt. Damit wird be-
reits sichtbar, dass in der laufenden Förderperiode 
2021–2027 eine große territoriale Bandbreite er-
möglicht wird und sich dies ebenfalls in einigen Bun-
desländern niederschlägt.

Eine weitere Besonderheit ist der häufige Verweis 
auf Zentrale Orte als Gebietskulisse in der Mehr-
zahl der EFRE-Länderprogramme. Zentrale Orte 
sind ein Raumordnungsinstrument, das ermittelt, wel-
che Funktionen der Daseinsvorsorge an einem Ort 

Bundes-
land *

Gebietskulissen in den EFRE-Länderprogrammen

Stadt Quartier Funktionale Räume im 
Stadt-Umland-Kontext

Zentrale Orte Interkommunale  
Kooperationen

BW X

BY X X X X X

BE X

BB X

MV X

NI X X

NW X X X X X

SN x

ST X X X

SH X X X X

TH X

* Die Länderkürzel der Bundesländer: BW = Baden-Württemberg; BY = Bayern; BE = Berlin; BB = Brandenburg; MV = Mecklenburg-Vorpommern; 
NI = Niedersachsen; NW = Nordrhein-Westfalen; SN = Sachsen; ST = Sachsen-Anhalt; SH = Schleswig-Holstein; TH = Thüringen

Tabelle 6: Verwendete Gebietskulissen in den EFRE-Länderprogrammen

Quelle: Eigene Darstellung
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angesiedelt sind. Dabei hängt ihre Definition weni-
ger von der Größe einer Gemeinde ab, sondern 
von ihrer sozialen, ökologischen, ökonomischen und 
siedlungsstrukturellen Bedeutung für das Umland. 
In Deutschland hängt die Ermittlung jener zentralen 
Orte von den Planungsebenen der Bundesländer 
ab. Die Ermittlung von Ober- und Mittelzentren wer-
den zum Beispiel in Landesentwicklungsplänen defi-
niert, die Grundzentren durch die Regionalplanung 
(BMWSB, 2024a). 

3.6 Bundesländer bevorzugen den 
„3. Weg“ im Einsatz territorialer  
Instrumente

Wie bereits in Kapitel 2.2 angedeutet, wird aus dem 
EFRE die integrierte territoriale Entwicklung auf der 
Grundlage von territorialen Strategien gemäß Arti-
kel 29 bzw. 32 der Dachverordnung (Verordnung 
(EU) 2021/1060) über drei Umsetzungsverfahren 
realisiert: über integrierte territoriale Investitionen 
(ITI), den methodischen Ansatz einer von der örtli-
chen Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung 
(CLLD) oder sonstigen territorialen Instrumenten.

Integrierte Territoriale Investitionen (ITI) wurden als 
Instrument der EU-Kohäsionspolitik entwickelt, um 
die wirtschaftliche, soziale und räumliche Zusam-
mengehörigkeit zu fördern. Sie zielen darauf ab, re-
gionale und urbane Herausforderungen ganzheit-
lich, flexibel und durch die Bündelung verschiedener 
Fördermittel anzugehen. Regionale oder kommuna-
le Verwaltungen, die ITI-Initiativen umsetzen möch-
ten, entwickeln eine Strategie für ihr Gebiet und le-
gen konkrete Entwicklungsziele fest. Anschließend 
beantragen sie Fördermittel aus verschiedenen EU-
Fonds und setzen die Projekte eigenverantwortlich 
um. Die EU-Kommission muss die ITI-Strategie ge-
nehmigen, und der Fortschritt wird regelmäßig über-
wacht.

Der Ansatz der „von der örtlichen Bevölkerung be-
triebenen lokalen Entwicklung“ (Community-Led Lo-
cal Development, CLLD) ist ein EU-Instrument, das 
Projekte fördert, die direkt von lokalen Gemeinschaf-
ten gesteuert werden. Ziel ist es, dass lokale Akteu-
re selbstbestimmt auf die Bedürfnisse und Potenziale 
ihrer Region eingehen. Die Umsetzung erfolgt durch 
Lokale Aktionsgruppen (LAGs), bestehend aus Ver-
tretern von Bevölkerung, Organisationen und Behör-
den, die eine Entwicklungsstrategie erstellen, För-
dermittel beantragen und die Mittel für regionale 
Projekte eigenverantwortlich verteilen.

Sonstige territoriale Instrumente, die von EU-Mit-
gliedstaaten konzipiert wurden, sind im deutschen 
Kontext mit Hilfe von strategischen Planungsinstru-
menten, wie den integrierten Stadtentwicklungskon-
zepten (INSEK/ISEK), angewendet worden.

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick, welche 
räumlich-territorialen Ansätze in den Bundesländern 
in der laufenden Förderperiode gewählt wurde.

Als einziges Bundesland hat Sachsen-Anhalt, wie 
bereits in der vergangenen Förderperiode, die 
Durchführung von Vorhaben, einschließlich Koope-
rationsaktivitäten, im Rahmen der lokalen CLLD-Stra-
tegie ausgewählt. Es wurden einige Gründe für die-
sen Weg in der qualitativen Erhebung genannt. Laut 
Interviewpartnerinnen und -partnern habe man in 
der Förderperiode 2014–2020 CLLD im kleinen 
Maßstab ausprobiert und gute Ergebnisse erzielt. 
Die positive Bewertung durch die GD AGRI im ELER-
Bereich habe dazu motiviert, den Ansatz auch im 
EFRE und ESF zu nutzen. Trotz anfänglicher Skep-
sis sei die fondsübergreifende Zusammenarbeit in 
Sachsen-Anhalt erfolgreich implementiert worden, 
und gemeinsame Strategien und Gremienarbeit sei-
en etabliert worden. Allerdings werden dafür im 
Vergleich zu den anderen Übergangsregionen nur 
sehr geringe EFRE-Mittel eingesetzt. Bisher habe 
sich das Engagement auf ländliche Gebiete konzen-
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triert, doch durch die politischen Ziele 5.1 (Städte) 
und 5.2 (ländlicher Bereich) biete sich die Gelegen-
heit, auch Großstädte einzubeziehen. Diese hätten 
zwar weniger Erfahrung, profitierten jedoch vom 
Austausch mit ländlichen Gebieten. Ein wesentlicher 
Mehrwert des CLLD sei die finanzielle Unterstützung 
und die Aktivierung der Bevölkerung. 

Andere Bundesländer erachteten zwar das ange-
wandte Beteiligungsprinzip der Bevölkerung ähn-
lich positiv, allerdings wurden einige Gründe ge-
nannt, CLLD und ITI nicht zu verfolgen. Der Ansatz 
des CLLD würde zwar grundsätzlich als positiv be-
trachtet werden, da er das Bottom-up-Prinzip wi-
derspiegele. Viele Bundesländer haben allerdings 
gezögert, bereits funktionierende Strukturen zu ver-
ändern. Stattdessen wurde häufig beschlossen, be-

währte Verfahren fortzuführen und die Integrierten 
Entwicklungskonzepte, wie zum Beispiel INSEK und 
REKs, als Grundlage zu verwenden. Generell war 
damit die Intention verbunden, die EFRE-Förderung 
für die Kommunen so einfach wie möglich zu gestal-
ten. Für die Kommunen sei es wichtig, etablierte Ver-
fahren auch in der EU-Förderung anwenden zu kön-
nen, was das entscheidende Ausschlusskriterium für 
ITI in vielen Bundesländern gewesen sei.

Zudem wurden negative Erfahrungen aus der vor-
herigen Förderperiode als Argument gegen ITI an-
geführt. Ein zentraler Kritikpunkt war, dass kommu-
nalen Entscheidungstragenden zwar erheblicher 
Handlungsspielraum eingeräumt wurde, die finan-
zielle Verantwortung jedoch weiterhin bei den Mi-
nisterien der Länder lag. Da die Länder diese Haf-

Bundes-
land *

Einsatz territorialer Instrumente Art des integrierten Entwicklungskonzeptes

ITI CLLD Sonstige territoriale 
Instrumente

BW – – X Regionale Entwicklungskonzepte (REK)

BY – – X
Integriertes Stadtentwicklungskonzept,  

Integriertes Regionales Entwicklungskonzept (IRE)

BE – – – Integrierte Handlungskonzepte

BB – – – Integriertes Stadtentwicklungskonzept

MV – – X Integriertes Stadtentwicklungskonzept

NI – – X Innenstadtraumkonzept

NW – – – Integrierte Handlungskonzepte

RP – – – Integrierte Entwicklungskonzepte

SN – – X Integriertes Stadtentwicklungskonzept

ST – X – Lokale Entwicklungsstrategien 

SH – – X Integriertes Stadtentwicklungskonzept

TH – – – Integrierte Entwicklungskonzepte

* Die Länderkürzel der Bundesländer: BW = Baden-Württemberg; BY = Bayern; BE = Berlin; BB = Brandenburg; MV = Mecklenburg-Vorpommern; NI 
= Niedersachsen; NW = Nordrhein-Westfalen; RP = Rheinland-Pfalz; SN = Sachsen; ST = Sachsen-Anhalt; SH = Schleswig-Holstein; TH = Thüringen

Tabelle 7: Einsatz territorialer Instrumente in den Bundesländern

Quelle: Eigene Darstellung
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tung nicht übernehmen wollten, wurde ITI letztlich 
abgelehnt. Ferner wurde das ITI als zu komplex 
empfunden. Die Errichtung von ITI-Strukturen, wie 
Steuerungsgruppen und die Subdelegation von 
administrativen Aufgaben, würde die Kommunen 
schnell überfordern. CLLD sei zwar ein Verfahren, 
das schon lange praktiziert würde, aber nicht nach 
den spezifischen Vorgaben der Verordnung, son-
dern nach eigenen Regeln. Die Einhaltung der for-
malen Vorgaben der Verordnung hätte zu einer Ver-
komplizierung geführt, weshalb häufig beschlossen 
wurde, weiterhin auf klassische integrierte Strate-
gien zur Stadtentwicklung zurückzugreifen.

der Mitgliedstaaten (siehe VO 2021/1060, Artikel 
28c) einfacher möglich als in der vorherigen EU-
Förderperiode, was den integrierten Ansatz in der 
Stadtentwicklung stärken könne. Dies liegt daran, 
dass das sonstige territoriale Instrument erlaubt, In-
tegrierte Stadtentwicklungskonzepte (INSEK) als 
Planungsinstrumente anzuerkennen, da sie die An-
forderungen der Verordnung erfüllen und somit eine 
Vereinfachung darstellen. Viele Städte verfügen be-
reits über ein solches INSEK.

3.7 Bundesländer nutzen mehrheitlich 
eine Kombination verschiedener Auswahl-
verfahren

In dem für das Abrufen von EFRE-Mitteln erforder-
lichen Auswahlverfahren der Kommunen wird in 
Deutschland in der Regel eine Kombination aus 
Wettbewerbs- und Antragsverfahren angewendet. 
In der Regel geht einem Antragsverfahren ein Wett-
bewerbsverfahren voraus, in dem Kommunen durch 
eine Bekanntmachung aufgefordert werden, Förder-
skizzen einzureichen. Nach Übersendung der Wett-
bewerbsbeiträge werden diese fachlich und admi-
nistrativ begutachtet sowie auf ihre Förderfähigkeit 
hin geprüft. Danach erfolgt eine Auswahl förde-
rungswürdiger Projekte für das Antragsverfahren. 
Tabelle 8 zeigt auf, dass die Bundesländer meist 
Projekte in der Kombination eines Antrags- oder 
Wettbewerbsverfahren auswählen wollen. 

Wettbewerbs- und Antragsverfahren zu kombinie-
ren, entspricht auch einer in der vorherigen För-
derperiode vorherrschenden Tendenz in den Aus-
wahlverfahren der Bundesländer (BBSR, 2020). 
Geändert wurde allerdings das Auswahlverfahren 
in Schleswig-Holstein. Aufgrund zu weniger Bewer-
bungen in der vergangenen Förderperiode 2014–
2020 hat sich das Bundesland gegen ein Wett-
bewerbsverfahren und für die Durchführung eines 
zweistufiges Antragsverfahrens entschieden.

Zusammenfassend ist festzu-
halten, dass CLLD die Ent-
scheidungs- und Verantwor-
tungsbefugnisse an die Lokale 
Aktionsgruppe verlagert, die 
aber dennoch über Projekte 
im öffentlichen Interesse ent-
scheidet. 

Dies kann bei Verwaltungen auf Vorbehalte stoßen, 
insbesondere wenn Kommunen und Länder letztlich 
für die regelkonforme Umsetzung haften müssen. 
Eine Herausforderung bei ITI liegt darin, dass die 
ressortübergreifende Bündelung von Fördermitteln 
hohe Transaktionskosten durch den erhöhten Ab-
stimmungsaufwand verursachen kann.

Im Gegensatz zu ITI und CLLD kommen in Deutsch-
land maßgeblich sonstige territoriale Instrumente als 
„3. Weg“ zum Tragen. Laut Aussagen einiger Bun-
desländer sei nun die Förderung integrierter Vorha-
ben mithilfe der sonstigen integrierten Instrumente 



37

Für Bundesländer, die sowohl Wettbewerbs- als auch 
Antragsverfahren in ihren Auswahlprozess integriert 
haben, hat sich ein zweistufiges Auswahlverfahren 
bewährt, so zum Beispiel in Bayern, Nordrhein-
Westfalen oder Thüringen. Hervorgehoben wurde 
hier, dass solche Verfahren für Kommunen einfa-
cher werden, da der vollständige Antrag nur gestellt 
werden muss, wenn die erste Stufe erfolgreich ab-
geschlossen wurde. Mecklenburg-Vorpommern hin-
gegen betonte, dass sich Wettbewerbsverfahren im 
Zuge der verspätet gestarteten Förderperiode nur 
schwer realisieren ließen. Eine weitere Strategie der 
Bundesländer war es, zwei bis drei gezielte Projekt-
aufrufe über die gesamte Förderperiode zu vertei-
len, wie im Falle von Brandenburg.

Eine Differenzierung und Quantifizierung der Dau-
er der einzelnen Phasen in der Umsetzung der Aus-

wahlverfahren, also die Zeitspanne zwischen För-
derempfehlung und Bewilligung („Time to Grant“), 
konnte im Rahmen dieser Studie nicht ermittelt wer-
den. Zum Zeitpunkt der Datenerhebung befanden 
sich die meisten Bundesländer noch in einem Aus-
wahlverfahren. Es wird erwartet, dass Ende 2024 
die Mehrheit der förderwürdigen Projekte in den 
„Artikel 11 Städten“ ausgewählt sein werden. 

Besonders hervorzuheben ist das Auswahlverfah-
ren in Sachsen-Anhalt, wo die Umsetzung der nach-
haltigen Stadtentwicklung über die „von der örtli-
chen Bevölkerung betriebenen lokalen Entwicklung 
(CLLD)“ erfolgt. Das Ministerium der Finanzen des 
Landes Sachsen-Anhalt hat ein landesweites Wett-
bewerbsverfahren für LEADER und CLLD für die För-
derperiode 2021–2027 durchgeführt. Im Rahmen 
dessen hatten sich erstmals auch die zwei städti-

Bundes-
land *

Auswahlverfahren Sequenz

Wettbewerb Antrag

BW X X –

BY X X
Zweistufiges Auswahlverfahren:  

1. Stufe: Wettbewerbsverfahren, 2. Stufe: Antragsverfahren

BE X –

BB X X –

MV X X –

NI X X
Zweistufiges Auswahlverfahren:  

1. Stufe: Wettbewerbsverfahren, 2. Stufe: Antragsverfahren

NW X X –

SN X X
Zweistufiges Auswahlverfahren:  

1. Stufe: Wettbewerbsverfahren, 2. Stufe: Antragsverfahren

ST X X Landesweites Wettbewerbsverfahren für LEADER und CLLD

SH X
Zweistufiges Auswahlverfahren:  

1. Interessenbekundungsverfahren; 2. Antragsverfahren  
(qualifizierter Antrag)

TH X X –

* Die Länderkürzel der Bundesländer: BW = Baden-Württemberg; BY = Bayern; BE = Berlin; BB = Brandenburg; MV = Mecklenburg-Vorpommern; NI 
= Niedersachsen; NW = Nordrhein-Westfalen; SN = Sachsen; ST = Sachsen-Anhalt; SH = Schleswig-Holstein; TH = Thüringen

Tabelle 8: Angewandte Auswahlverfahren für EFRE geförderten Projekte in den Bundesländern

Quelle: Eigene Darstellung
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schen Regionen Halle (Saale) und Magdeburg 
über neu gebildete Lokale Aktionsgruppen (LAG) in 
der Rechtsform eines Vereins mit einer Lokalen Ent-
wicklungsstrategie (LES) entsprechend den Anfor-
derungen für die Teilnahme am LEADER und CLLD-
Prozess 2021 bis 2027 beworben. Insgesamt fällt 
auf, dass Sachsen-Anhalt nur wenige EFRE-Mittel im 
CLLD-Verfahren einsetzt, was darauf hindeutet, dass 
die Verwaltung großer kommunaler Investitionen auf 
diese Weise schwierig ist.

Die Vorstufe zur Auswahl der Vorhaben ergibt sich 
zunächst grundsätzlich aus dem vorhergehenden 
Schritt, der Zulassungen der LAG in Verbindung mit 
der territorialen Abgrenzung ihrer Gebiete und ih-
rer Individualität untereinander. Mit Zulassungsbe-
scheiden vom Dezember 2022 wurden die Lokalen 
Aktionsgruppen Magdeburg für Europa e. V. und 
LEADER-Halle e. V. formal zugelassen. Im nächsten 
Schritt erfolgten die Konzipierung und Durchführung 
eines adäquaten Auswahlverfahrens für die Vorha-
ben ausschließlich durch die LAG (Bottom-up-Prinzip 
statt Top-down-Prinzip). Nur für zugelassene Regio-
nen ist eine Antragstellung nach der Förderrichtlinie 
EFRE CLLD 2021 bis 2027 zulässig. Die beiden Lo-
kalen Aktionsgruppen führen innerhalb ihrer städti-
schen Region Projektauswahlverfahren durch. Diese 
werden einer Prüfung durch die EU-Verwaltungsbe-
hörde EFRE/ESF/JTF Sachsen-Anhalt unterzogen. 
Danach können die Projekte bei der Bewilligungs-
stelle formal beantragt werden. 

3.8 Zwischen Mehrwert und Verwaltungs-
aufwand: Bewertung der Strukturförderung 
aus Sicht der Länder und Kommunen

Im Rahmen dieser Studie ermöglichten die durch-
geführten Befragungen, sowohl den Mehrwert als 
auch die Herausforderungen bei der Nutzung von 
EFRE-Mitteln für die integrierte Stadtentwicklung zu 
analysieren. Dabei zeigte sich jedoch, dass die Ein-

schätzungen in den Bundesländern und Kommunen 
teils übereinstimmen, teils aber auch voneinander 
abweichen, was auf die unterschiedlichen Kontext-
bedingungen vor Ort zurückzuführen ist. Die EFRE-
Förderung wird dennoch als ein zentraler Baustein 
der integrierten Stadtentwicklung in Deutschland 
angesehen und sowohl von den Bundesländern als 
auch den Kommunen als unverzichtbare Ergänzung 
zu nationalen und landeseigenen Programmen ge-
schätzt. Während die befragten Bundesländer die 
Förderung zur Umsetzung von Projekten nutzen, die 
sonst mangels Mittel nicht realisierbar wären, ver-
deutlicht die kommunale Perspektive, dass insbeson-
dere strukturschwache Regionen von diesen Mitteln 
profitieren, um zentrale Entwicklungsfelder zu stär-
ken. Jedoch stellen bürokratische Hürden und kom-
plexe Genehmigungsverfahren oft eine Herausfor-
derung dar. Entsprechend schlagen die befragten 
Bundesländer und Kommunen verschiedene Verbes-
serungen vor, um die Effizienz und Zugänglichkeit 
der EFRE-Förderung zu erhöhen. 

3.8.1 Bedeutung und Herausforderungen der  

EFRE-Förderung aus Sicht der Bundesländer

Die EFRE-Förderung wird von den Bundesländern als 
eine entscheidende Finanzierungsquelle für die inte-
grierte Stadtentwicklung betrachtet. Sie ermöglicht 
die Realisierung von Projekten, die ohne diese Mit-
tel aufgrund fehlender nationaler oder landeseige-
ner Finanzierung nicht umsetzbar wären. Insbeson-
dere trägt sie zum Ausbau sozialer Infrastruktur bei 
und fördert flexible, nicht-investive Maßnahmen wie 
Gutachten und Konzepte, wodurch bestehende Lü-
cken im Fördersystem geschlossen werden können. 
In verschiedenen Regionen Deutschlands bringt die 
EFRE-Förderung spezifische Vorteile mit sich, insbe-
sondere in Bundesländern, wo bereits eine langjäh-
rige Tradition der Nutzung von EU-Mitteln besteht. 
Diese Länder schätzen die Möglichkeit, mithilfe von 
EU-Förderung auch neue städtische Herausforderun-
gen anzugehen. 
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Ein weiterer Mehrwert der EU-Förderung liegt im 
Gebietsansatz, der eine flexible Unterstützung in un-
terschiedlichen Handlungsfeldern erlaubt. Die EU-
Förderung bewirkt durch ihre hohe Sichtbarkeit ein 
positives Image. Besonders in Regionen, wie dem 
nördlichen Ruhrgebiet oder finanzschwachen Städ-
ten vieler Flächenländer ist die EU-Förderung oft ein 
unverzichtbares finanzielles Instrument, um soziale 
Disparitäten abzubauen und lebenswerte Städte zu 
entwickeln.

Gleichzeitig gibt es jedoch deutliche Verbesserungs-
vorschläge und Herausforderungen, die von den 
Bundesländern formuliert werden. Ein häufig ge-
nannter Punkt ist der hohe Verwaltungsaufwand und 
die bürokratischen Hürden, die den Nutzen der För-
derprogramme einschränken. Kritisiert wird vor al-
lem der komplexe Genehmigungsprozess, der einen 
frühen Programmstart verhindert, sowie die strengen 
rechtlichen Rahmenbedingungen, die die Umset-
zung von Projekten erschweren. Dementsprechend 
wurde vorgeschlagen, die Kofinanzierungssätze für 
stärker entwickelte Regionen zu erhöhen und den 
Genehmigungsprozess zu vereinfachen, um Förder-
mittel schneller und effizienter zugänglich zu ma-
chen. Darüber hinaus wird die Harmonisierung von 
EU- und nationalen Vorschriften als zentrale Maß-
nahme betont, um den administrativen Aufwand zu 
reduzieren.

Zusätzlich fordern die Länder, dass spezifische regi-
onale Besonderheiten und thematische Schwerpunk-
te stärker berücksichtigt werden sollten. Besonders 
die Klimaverträglichkeitsprüfung wird als aufwendig 
empfunden und sollte angepasst werden, um Aus-
nahmen zu ermöglichen und den administrativen 
Aufwand zu verringern. Eine flexiblere Gestaltung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen, die Vereinfa-
chung von Prozessabläufen und eine bessere Be-
rücksichtigung von Themen wie Klimaschutz und An-
passung an den Klimawandel werden als essenziell 
angesehen, um die Attraktivität und Effektivität der 
EU-Förderung weiter zu steigern.

3.8.2 Kommunale Perspektiven und Verbesserungs-

vorschläge

Im Rahmen der in dieser Untersuchung durchgeführ-
ten Befragung von Kommunen konnten ebenfalls Er-
fahrungen zum Mehrwehrt, den Herausforderungen 
und Verbesserungsvorschläge zur EU-Förderung 
für die integrierte Stadtentwicklung, speziell durch 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE), identifiziert werden. Die Ergebnisse verdeut-
lichen die Rolle, die EU-Mittel in der kommunalen 
Entwicklung spielen, und bieten zugleich konkrete 
Einblicke in die praktischen Umsetzungsprobleme 
und Optimierungsmöglichkeiten.

Die Befragung zeigt, dass die EFRE-Förderung für 
viele Kommunen eine essenzielle Ergänzung zu na-
tionalen und landesspezifischen Fördermitteln dar-
stellt und erhebliche Mehrwerte bietet. Viele Städte 
nutzen die EU-Mittel, um Projekte zu realisieren, die 
aufgrund begrenzter nationaler Budgets und knap-
per Eigenmittel sonst nicht umsetzbar wären. Beson-
ders in strukturschwachen Regionen ermöglicht die 
EU-Förderung Investitionen in die Stadtentwicklung, 
Digitalisierung und umweltfreundliche Infrastruktur-
projekte. Mehrere Befragungsteilnehmer betonen, 
dass die EU-Förderung eine thematische Breite er-
möglicht, die nationale Programme nicht bieten 
können. Zudem konnten innovative Klimaschutz-
maßnahmen gefördert werden, die das Potential 
bieten, private Investoren und zusätzliche Mittel zu 
mobilisieren.

Obwohl die Befragung verdeutlicht, dass die EU-
Förderung wichtige Möglichkeiten für die integrierte 
Stadtentwicklung schafft, werden in den Antworten 
auch zahlreiche Herausforderungen angesprochen. 
Besonders häufig genannt wird der hohe administra-
tive Aufwand, den die Förderanträge und die Nach-
weisführung mit sich bringen. So werden die opera-
tiven Anforderungen der EU-Förderprogramme als 
besonders zeitintensiv beschrieben. Viele Städte se-
hen in diesem hohen bürokratischen Aufwand eine 
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Hürde, die oft auch zusätzliche personelle Ressour-
cen erfordert, die nicht immer verfügbar sind.

Ein weiteres Problem, das in der Befragung zur Spra-
che kommt, ist die strenge Prüf- und Nachweispflicht. 
Viele kleinere Kommunen betonen, dass ihnen die 
personellen Ressourcen fehlen, um die komplexen 
Anforderungen der EU-Förderung zu bewältigen. Zu-
dem wird die Absenkung der Kofinanzierungssätze 
als eine besondere finanzielle Herausforderung ge-
sehen, da insbesondere kleinere Städte Schwierigkei-
ten haben, die benötigten Eigenmittel aufzubringen. 
Auch die zeitlichen Vorgaben der EU-Förderprogram-
me werden von vielen Befragten als hinderlich be-
schrieben, da diese oft nicht mit den realen Bau- und 
Planungszeiten der Projekte vereinbar sind.

Im Rahmen der Befragung wurden von den Kom-
munen auch zahlreiche Verbesserungsvorschläge 
formuliert, um die EU-Förderung effizienter und zu-

gänglicher zu gestalten. Ein häufig genannter Punkt 
ist der Wunsch nach einer Entbürokratisierung der 
Antrags- und Nachweisprozesse. So wird vorge-
schlagen, die Anforderungen an die Dokumentation 
und die Anzahl der notwendigen Berichte zu redu-
zieren, um die Prozesse zu vereinfachen. Ein einheit-
liches System zur Dokumentation, das auch für natio-
nale Stellen gültig wäre, könnte den administrativen 
Aufwand erheblich senken.

Darüber hinaus wünschen sich viele Städte eine 
klarere Kommunikation über Förderkriterien und 
Fristen. Eine frühzeitige und transparente Kommu-
nikation und eine bessere Beratung durch spezia-
lisierte Ansprechpartner könnte den Planungs- und 
Umsetzungsprozess erleichtern. Viele Kommunen 
plädieren auch für eine Wiedereinführung höhe-
rer Kofinanzierungssätze, um insbesondere kleine-
ren Städten die Realisierung von Projekten zu er-
möglichen.

Abschließend lässt sich aus den Befragungsergebnissen ableiten, 
dass die EU-Förderung durch den EFRE einen erheblichen Mehr-
wert für die integrierte Stadtentwicklung in Deutschland bietet,  
jedoch durch hohe administrative Anforderungen und finanzielle 
Hürden belastet wird. Eine Vereinfachung der Prozesse, eine  
Flexibilisierung der Zeitvorgaben und eine Anpassung der Kofi-
nanzierungssätze könnten dazu beitragen, dass Kommunen die 
EU-Fördermittel besser nutzen und mehr Projekte erfolgreich um-
setzen können.
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4 Sonderprogramme und Initiativen der 
EU geförderten Stadtentwicklung 

Kapitel 3 illustrierte die städtische Dimension in der laufenden 
Förderperiode, gefördert durch EU-Strukturfondsmittel, wie EFRE, 
ESF+ und JTF sowie ELER. Kapitel 4 des Berichts widmet sich der 
Betrachtung der nachhaltigen Stadtentwicklung in weiteren Son-
derprogrammen und EU-Initiativen. 

Kapitel 4.1 wirft einen Blick auf die Fördermöglich-
keiten für den europaweiten Austausch zur integ-
rierten Stadtentwicklung von URBACT Städten. Ka-
pitel 4.2 fasst die Europäische Stadtinitiative (EUI) 
zusammen und analysiert die Potenziale und Ein-
schränkungen einer Initiative der Kohäsionspolitik, 
die dezentrale Planungs- und Umsetzungsprinzipen 
verlässt und direkt von der EU-Kommission gesteu-
ert wird. Kapitel 4.3 beschreibt das Neue Europäi-
schen Bauhaus, eine Initiative, die ästhetische, nach-
haltige und inklusive Lebensräume schaffen möchte. 
Kapitel 4.4 betrachtet die EU-Mission für klimaneu-
trale Städte (CNC), die Städte auf ihrem Weg zur 
Klimaneutralität unterstützt. 

4.1 Deutsche Städte nutzen URBACT für 
die Strategieentwicklung und Vorbereitung 
investiver Maßnahmen

Mit der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit 
(Interreg), die seit 1990 Teil der Kohäsionspolitik 
ist, sollen in der Europäischen Union Probleme ge-
löst werden, die über nationale Grenzen hinausge-
hen. Die Maßnahmen dieser Zusammenarbeit wer-
den vom EFRE unterstützt. Für die Regeln der ETZ 
gibt es in der aktuellen Förderperiode – wie auch 
schon 2014 bis 2020 – eine eigene Verordnung 
(„Interreg-Verordnung“). 2021 bis 2027 fallen vier 
Aktionsbereiche unter die ETZ: Die grenzüberschrei-
tende, die transnationale und die interregionale Zu-
sammenarbeit sowie die Zusammenarbeit in Ge-
bieten in äußerster Randlage (siehe Anhang 7). 
Darunter ist für die städtische Dimension insbeson-
dere das URBACT-Programm für nachhaltige Stadt-
entwicklung relevant, welches unter den Bereich in-
terregionale Zusammenarbeit fällt (Interreg C). 
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Dass URBACT in der aktuellen Förderperiode nach 
wie vor unter die Europäische Territoriale Zusam-
menarbeit fällt, ist keine Selbstverständlichkeit. Viel-
mehr gingen dieser Tatsache lange Verhandlungen 
zwischen den Mitgliedstaaten der EU und der Eu-
ropäischen Kommission voraus. Sie resultierten aus 
der Idee der Europäischen Kommission, URBACT in 
der Förderperiode 2021–2027 nicht mehr als ein 
von den Mitgliedstaaten dezentral verwaltetes Pro-
gramm weiterzuführen. Vielmehr, so die Absicht der 
Kommission, sollte URBACT unter den Schirm der 
in der aktuellen Periode neu geschaffenen Europäi-
schen Stadtinitiative (European Urban Initiative -EUI) 
gefasst und damit der zentralen Verwaltung der Eu-
ropäischen Kommission unterstellt werden, was letzt-
lich nicht realisiert wurde. Trotz der formalen Tren-
nung arbeiten URBACT und EUI aber de facto eng 
zusammen und haben z. B. in vielen Mitgliedstaa-
ten seit 2023 gemeinsame Nationale Kontaktstel-
len. URBACT ist unter dem PZ 5 (ein bürgernäheres 
Europa) programmiert und damit für alle Themen im 
Bereich der Stadtentwicklung offen. Für die Förder-
periode 2021–2027 des URBACT-IV-Programms 
wurde zudem ein besonderer Schwerpunkt auf die 
drei Querschnittsthemen Klima, Digitalisierung und 
Gendergerechtigkeit gelegt.

Für die Förderperiode 2021–2027 steht URBACT 
IV ein Budget von 79,8 Mio. Euro aus dem EFRE 
zur Verfügung. Damit ist das Budget im Vergleich 
zur vorherigen Periode, in der 74,3 Mio. Euro EFRE-
Mittel für URBACT IV zur Verfügung gestellt wurden, 
relativ konstant geblieben. Auch in der laufende För-
derperiode ist das Hauptziel von URBACT die För-
derung einer integrierten und nachhaltigen Stadt-
entwicklung durch einen Austausch mit anderen 
europäischen Städten sowie lokalen Stakeholdern. 
Ziel ist es, gemeinsame städtische Herausforderun-
gen anzugehen und Stadtentwicklungsstrategien 
bzw. Integrierte Handlungskonzepte dafür zu entwi-
ckeln. Das Programm ist für alle Themen im Bereich 
der Stadtentwicklung offen. Für die Förderperiode 
2021–2027 des URBACT-IV-Programms wurde ein 

besonderer Schwerpunkt auf die drei Querschnitts-
themen Klima, Digitalisierung und Gendergerechtig-
keit gelegt. Die Zusammenarbeit der Städte erfolgt 
in Form von transnationalen Netzwerken, an denen 
mindestens fünf und maximal zwölf Partner mitarbei-
ten (je nach Netzwerktyp). In der aktuellen Förder-
periode entwickeln die beteiligten Institutionen bei 
sogenannten Aktionsplanungsnetzwerken lokale 
Stadtentwicklungskonzepte für ein bestimmtes The-
ma. In zwei weiteren Netzwerktypen (sog. Trans-
fer-Netzwerke und Innovation-Transfer-Netzwer-
ke) steht die Übertragbarkeit guter Praxisbeispiele 
im Vordergrund, wobei eine erfolgreiche Stadt als 
„Vorbild“ fungiert, die ihre Erfahrungen an andere 
Kommunen weitergibt. Im Falle der Innovation-Trans-
fer-Netzwerke gibt es dabei die zusätzliche Bedin-
gung, dass die Vorbild-Stadt in der Periode 2014–
2020 eine Förderung aus den “Urban Innovative 
Actions” (Vorgänger der jetzigen “Innovative Ac-
tions unter der European Urban Initiative) erhalten 
haben muss. 

Schlüsselaktivitäten bei URBACT sind die transna-
tionale Vernetzung von Städten, der Aufbau von 
Strukturen und Kompetenzen im Bereich der integ-
rierten Stadtentwicklung vor Ort sowie die Nutzung 
und Verbreitung der Ergebnisse der Netzwerkarbeit 
(Kommunikation und Wissenstransfer). Die folgende 
Tabelle listet auf, in welchen von URBACT finanzier-
ten Netzwerken deutsche Kommunen in der vorheri-
gen und laufenden Periode beteiligt waren und sind.

Wie aus Tabelle 9 zu entnehmen, haben sich aus 
Deutschland 15 Städte und zwei Institutionen in 
der vorherigen Förderperiode an 27 thematischen 
Netzwerken beteiligt. In der laufenden Förderpe-
riode sind bisher fünf Städte aus Deutschland in 
sechs unterschiedlichen Netzwerken vertreten. 
Weitere Netzwerke in der laufenden Förderperio-
de sind geplant und werden über jährliche Aufru-
fe auf den Weg gebracht.  Durch den engen Kon-
takt der Nationalen URBACT-Kontaktstelle mit den 
Kommunen wurde in der aktuellen Förderperiode 
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deutlich, dass das Interesse an einer Beteiligung 
an URBACT bei den deutschen Städten sinkt. Im 
Rahmen der Befragung von Kommunen wurde hier 
die gesunkene Kofinanzierung aus dem EFRE als 
Grund benannt. 

Die Kofinanzierungsregelung hat sich in der neuen 
Förderperiode von ehemals 70 Prozent auf aktuell 
65 Prozent EFRE-Förderung für besser entwickelte 
Regionen, und von 85 Prozent auf 70 Prozent EFRE-
Förderung in Übergangsregionen und weniger ent-

 Beteiligte Städte URBACT Netzwerke (Laufzeit) Thematischer Fokus
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Solingen In 4 Green (2023–2025) Klimaschutz

Leipzig ARCHETHICS (2023–2025)* Soziale Kohäsion

Löbau  Klimaschutz

Mannheim Green Place (2023–2025) Klimaschutz

München Cities for Sustainability (2023–2025) Klimaschutz
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Altena
Let’s Go Circular (2023–2025);  

Our Health for Cities (2023–2025) 
Lokale Wirtschaft/Soziale Kohäsion

Berlin
Re-grow City (2018–2021);  

Volunteering Cities (2018–2021)
Soziale Kohäsion

Bielefeld Stay Tuned (2016–2019) Stadtplanung

Bremen
CityMobilNet (2015–2018);  
Space4People (2019–2021)

Stadtplanung

Chemnitz REFILL (2015–2018) Stadtplanung/Soziale Kohäsion

TU Dresden
ALT/BAU (2018–2021);  

Second Chance (2015–2018)
Soziale Kohäsion

Dinslaken ARRIVAL CITIES (2015–2018) Bürgerbeteiligung

Düsseldorf ACTIVE CITIZENS (2019–2021); Stadtplanung

Frankfurt/Main sub>urban (2015–2018) Soziale Kohäsion/Klimaschutz

Gelsenkirchen
Gendered landscape (2019–2021);  

IN FOCUS (2015–2018);  
Zero Carbon Cities – ZCC (2019–2021)

Klimaschutz

Hamburg Altona C-CHANGE (2018–2021) Soziale Kohäsion

Koblenz RUMORLESS CITIES (2018–2021) Stadtplanung

LEG Sachsen-Anhalt 
(SALEG)

MAPS (2015–2018) Lokale Wirtschaft

Magdeburg IoTXchange (2019–2021) Lokale Wirtschaft 

München Welcoming International Talent (2018–2021) Klimaschutz

Oldenburg URGE (2019–2021) Soziale Kohäsion

Solingen
ARRIVAL CITIES (2015–2018) 

Global Goals for Cities (2021–2022)
Nachhaltigkeit

* Das Netzwerk ARCHETHICS ist eine Folgeaktivität der UAEU Partnerschaft Kultur/kulturelles Erbe unter Federführung von Italien und Deutschland 
(durchgeführt durch das BMWSB).

Tabelle 9: Übersicht der Städte aus Deutschland im URBACT III-IV Netzwerken

Quelle: Eigene Darstellung
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wickelte Regionen reduziert. Somit ist der Eigenanteil 
von Kommunen in den jeweiligen Regionen für die 
Teilnahme an URBACT-IV-Netzwerken gestiegen.

Tabelle 9 bietet ebenfalls einen Überblick des The-
menspektrums, an dem Städte in Deutschland im 
Rahmen von URBACT III+IV gearbeitet haben. Her-
vorzuheben ist insbesondere die Einbindung der 
Netzwerkaustausch-Arbeit in die integrierte Entwick-
lungsplanung der Kommune. Aus der Erhebung die-
ser Studie erschließt sich, dass die Mehrheit der Kom-
munen in Deutschland in den URBACT-III-Netzwerken 
bereits damit begonnen haben, die Maßnahmen aus 
ihren Integrierten Handlungskonzepten umzusetzen, 
oder sie bereits größtenteils umgesetzt haben.

So entwickelte beispielsweise die Stadt Düsseldorf 
im URBACT-Netzwerk „sub>urban. Reinventing the 
fringe“ (2015–2018) zwei bestehende integrier-
te Konzepte weiter: ein Rahmenkonzept für die Ent-
wicklung sozial benachteiligter Gebiete in Düssel-
dorf und ein städtebauliches Entwicklungskonzept 
für den Düsseldorfer Randbezirk Garath. Besonders 
hervorzuheben ist hier, dass durch eine Kombinati-
on von kommunalen Mitteln, Landes- und EFRE- so-
wie ESF-Förderung die Stadt Düsseldorf bis ins Jahr 
2023 einen Großteil der Maßnahmen umsetzen 
konnte, die aus dem Integrierten Handlungskonzept 
hervorgegangen waren. Auch Bielefeld und Solin-
gen konnten die Maßnahmen aus ihren Integrierten 
Handlungskonzepten mithilfe von Mitteln aus den 
Strukturfonds finanzieren. Im Rahmen des ‚CityMo-
bilNet‘ konnte Bielefeld EFRE-Mittel aus dem Aufruf 
„Emissionsfrei Innenstadt“, Solingen im Rahmen des 
‚Global Goals for Cities – GG4C‘ EFRE-Mittel und 
auch Mittel der Städtebauförderung sowie des RE-
ACT-EU-Programms nutzen.

Dass Partnerschaften, die im Rahmen von EU-För-
derungen etabliert wurden, auch über den Förder-
zeitraum weiter bestehen können, verdeutlicht das 
Netzwerk „ARCHETICS“, was eine direkte Folgeak-
tivität der Partnerschaft der Urbanen Agenda für die 

EU zum Thema „Kultur/kulturelles Erbe“ darstellt, an 
dem die Bundesregierung gemeinsam mit Italien fe-
derführend war. 

Wie in Kapitel 1.1 erwähnt, wurde im Rahmen dieser 
Studie eine qualitative Erhebung unter URBACT-Mit-
gliedsstädten über ihre Erfahrungen in der Förderpe-
riode 2014–2020 im Rahmen der URBACT Netz-
werke durchgeführt. Deutlich wurde in der Analyse 
der Rückmeldungen, dass URBACT hilft, Strategien 
in der Stadt zu verankern. Ist einmal eine Strategie 
festgesetzt, ist es einfacher, eine investive Anschluss-
förderung durch die EU Förderungen zu erhalten. 
Fünf Netzwerke konnten ihr integriertes Handlungs-
konzept von einem kommunalen Gremium wie dem 
Stadtrat oder dem Stadtentwicklungsausschuss ver-
abschieden lassen. Der Stadt München gelang es 
beispielsweise mit dem Netzwerk „URGE“ zur Kreis-
laufwirtschaft im Bausektor, dass der Stadtrat, ange-
lehnt an das im URBACT-Projekt erstellte integrierte 
Handlungskonzept, einen 12-Punkte-Plan verabschie-
dete. Dieser legt konkrete Maßnahmen für die Kreis-
laufwirtschaft im Bausektor in München fest und 
kommt nun in der gesamten Stadt auf kommunalen 
Flächen zur Anwendung. 

In den Rückmeldungen wurde hervorgehoben, dass 
solche konkreten Konzepte im Resultat den Aufwand 
für eine EU-Förderung rechtfertigen, denn es entsteht 
ein sichtbarer Mehrwert für die Stadt. Auch wenn be-
reits Konzepte in der Stadt vorhanden sind, helfen 
die Instrumente, Methoden und der Austausch mit 
URBACT, diese Konzepte zu verbessern und die dar-
in festgelegten Maßnahmen auszudifferenzieren. So 
gelang es der Stadt Solingen beispielsweise in ihrem 
Netzwerk „Global Goals for Cities“ zur Umsetzung 
der Sustainable Development Goals (2021–2023, 
Förderperiode 2014–2020) ihre bereits 2018 be-
schlossene Nachhaltigkeitsstrategie fortzuführen und 
weiter auszubauen. In der Erhebung wurden auch 
vereinzelt Hemmnisse ermittelt, die eine investive An-
schlussförderung verhindern oder verzögern können. 
Für eine erfolgreiche Anschlussförderung entschei-
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TextBox 2 

Integrierte Stadtentwicklung in Stadtrandgebieten:  
das URBACT-Beispiel Düsseldorf 
Innerhalb des URBACT-Netzwerks „sub>urban. Reinventing the fringe“ (2015–2018) konzentrierte 
sich Düsseldorf auf die soziale Inklusion in den Stadtrandgebieten. Das Pilotprojekt hierfür war der 
Randbezirk Garath im Süden Düsseldorfs, der überwiegend durch Wohngebiete geprägt ist. Kenn-
zeichnend für Garath waren städtebauliche Mängel, unzureichend ausgestaltete Frei- und Grünflächen 
sowie zu wenig Angebote im Bereich sozialer Beratung, Bildung und Freizeit. Bei den Erneuerungspro-
zessen am Stadtrand sollten die Interessen der Anwohnerschaft berücksichtigt werden. Auf Grundlage 
der „Neighbourhood-Branding“-Methode, bei der gemeinsam mit den Bewohnenden eine Vision zur 
Entwicklung des Quartiers verfasst wurde, konnten konkrete Maßnahmen für das Quartier festgelegt 
werden. Im Rahmen der Entwicklung des Integrierten Handlungskonzeptes bei URBACT hatte die Stadt 
Düsseldorf die Möglichkeit, das bereits bestehende städtebauliche Entwicklungskonzept für Garath 
auszubauen. 

Im Jahr 2017 wurde das „Integrierte Städtebauliche Entwicklungskonzept Garath 2.0 – Ein Stadt-
teil im Wandel“ vom Rat der Stadt Düsseldorf verabschiedet. Außerdem halfen die Ergebnisse des 
URBACT-Projekts in einem weiteren Schritt dabei, das Rahmenkonzept für die integrierte Quartiersent-
wicklung für den gesamten Stadtbereich Düsseldorf „ZUKUNFT QUARTIER.DÜSSELDORF“ zu ent-
werfen, das der Stadtrat 2019 und 2020 ebenfalls verabschiedete. Für die Umsetzung des Rahmen-
konzeptes „ZUKUNFT QUARTIER.DÜSSELDORF“ nutzte die Stadt in erster Linie kommunale Gelder, 
konnte z. B. aber auch Mittel aus dem Sofortprogramm „Innenstädte und Zentren“ des Landes Nord-
rhein-Westfalen akquirieren. Das Modellprojekt „Garath 2.0“ erhielt Fördermittel von der Städte-
bauförderung Nordrhein-Westfalen (Sozialer Zusammenhalt) und des Bundes sowie aus kommunalen 
Mitteln, des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und des Europäischen Sozialfonds. Das 
Integrierte Handlungskonzept bot hierbei die Grundlage für das weitere Arbeiten. Der Einsatz von 
EFRE-Mitteln ermöglichte die Beseitigung von versiegelten Flächen zur Schaffung von Grünzonen und 
Projekte aus dem Bereich Begegnung und Kommunikation. Hier ist insbesondere der energetische Um-
bau und die Modernisierung der Freizeitstätte Garath zum Kulturhaus Süd hervorzuheben. Das Kul-
turhaus Süd bietet mit dem außen hin geöffneten Stadtteil-Café, dem farblich erneuerten Theatersaal, 
der Stadtteilbibliothek, den Fachräumen und dem großzügigen Eingangsbereich kulturelle Angebote 
für alle Altersgruppen. Mit seiner soziokulturellen Ausrichtung strahlt er in die Stadt aus und fördert so 
den Austausch zwischen Stadt und Stadtrand.
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TextBox 3 

Die soziale und finanzielle Stabilität von Alleinerziehenden  
und ihren Kindern sichern: Projekt „home and care“ in 
Landshut

Besonders in Gesundheits- und Pflegeberufen, die eine hohe zeitliche Flexibilität erfordern, stehen Al-
leinerziehende vor der Herausforderung, Familie und Beruf zu vereinbaren. Häufig kollidiert Schicht- 
und Wochenendarbeit mit den Öffnungszeiten regulärer Kindertageseinrichtungen. Gleichzeitig gibt es 
in diesen Berufen einen erheblichen Mangel an qualifizierten Fachkräften. Hier setzt „home and care“ 
an: Es soll dem Fachkräftemangel entgegenwirken und gleichzeitig die Zukunftschancen von Alleiner-
ziehenden und ihren Kindern verbessern.

Das Projekt „home and care“, das zwischen 2019 und 2023 realisiert wurde, ist ein besonderes 
Wohn-, Arbeits- und Kinderbetreuungsprojekt für Ein-Eltern-Familien und wurde durch die Stadt Lands 
hut und sieben lokalen Partnern erarbeitet. Landshut hat damit als einzige deutsche Stadt im Programm 
der UIA einen Zuschlag erhalten.

Das Projekt „home and care“ bietet Wohnraum für Alleinerziehende und ihre Kinder, die in der Pflege 
oder Pädagogik tätig sind oder dies beabsichtigen. Es stellt Großtagespflegestellen bereit, die die Kin-
der zu den regulären Zeiten betreuen. Zwei Alleinerziehende, eine Pflegekraft und eine Pädagogin, woh-
nen dabei „Tür-an-Tür“. Bei Bedarf, zum Beispiel frühmorgens, kann das Kinderzimmer der Pflegekraft mit 
der Wohnung der Tagesmutter verbunden werden, sodass diese das Nachbarskind gemeinsam mit ihren 
eigenen Kindern versorgt und in die Tagespflege vor Ort oder in die jeweilig besuchte Einrichtung (Kin-
dergärten, Schulen etc.) bringt. Die Bewohnerinnen werden bei der Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie 
bei der Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse unterstützt (Stadt Landshut, 2024).

dend sind insbesondere die Prioritätensetzung und 
die Personalressourcen in Rat und Verwaltung sowie 
die Schnelligkeit in der Antragstellung. 

Zu Problemen kann es führen, dass Zuständigkei-
ten innerhalb der Stadtverwaltung häufig unter-
schiedlich verteilt sind, da oftmals EU-Förderrefera-
te im Bereich der Wirtschaftsförderung angesiedelt 

sind, während URBACT-Projekte eher in den Berei-
chen Stadtplanung, Verkehr oder Soziales verortet 
sind. Dies kann dazu führen, dass die Ergebnisse 
des Netzwerks keine unmittelbaren Schlussfolgerun-
gen nach sich ziehen. Zudem erschwert die in vielen 
Kommunen angespannte Haushaltslage eine weitere 
investive Förderung durch EU-Mittel, da die notwen-
dige Kofinanzierung eine Herausforderung darstellt.
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4.2 Hohes Interesse an Partnerschaften 
für die Urbane Agenda im Rahmen der  
Europäischen Stadtinitiative (EUI) 

Innerhalb der „EFRE-Verordnung“ (Verordnung (EU) 
2021/1058) wurde mit Artikel 12 die Europäische 
Stadtinitiative (EUI) ins Leben gerufen. Seit 2023 ist 
nun EUI ein zentrales Instrument der Europäischen 
Kommission, welches direkt von der Generaldirekti-
on Regional- und Stadtentwicklung (GD REGIO) ver-
waltet wird (European Urban Initiative, 2023a). Mit 
dieser Initiative hat die Europäische Kommission ihre 
Intention umgesetzt, mehrere in der vorherigen För-
derperiode existierende Initiativen und Programme 
für Städte zu vereinen. Dazu zählen beispielsweise 
die im Jahr 2014 initiierten Städtischen Innovativen 
Aktionen (‚Urban Innovative Actions-UIA‘), die inner-
halb der EUI als Innovative Maßnahmen (‚Innovati-
ve Actions‘) fortgeführt werden. Neben den UIA sind 
noch eine Reihe von Austauschformaten zwischen 
Städten, wie „Peer Reviews“ und Stadt-zu-Stadt Aus-
tausche (‚City-to-City Exchanges‘), die Städte beim 
Aufbau von Wissen und Kompetenzen unterstützen 
sollen, in das Angebot der EUI hinzugekommen. 

Im Rahmen der EFRE-Förderung werden im Förder-
zeitraum 2021–2027 für die EUI 450 Mio. Euro 
zur Verfügung gestellt (Europäische Kommission, 
2023b). In der vorherigen Förderperiode wurden 
für die Städtischen Innovative Aktionen 372 Mio. 
Euro budgetiert. Landshut war die einzige Stadt aus 
Deutschland, die im Rahmen der Städtischen Inno-
vativen Aktionen in der vorherigen Förderperiode 
eine Förderung von circa 5 Mio. Euro, 80 Prozent 
der Gesamtkosten des Projekts, erhalten hat (siehe 
TextBox 3). 

Ebenso beheimatet die EUI das Prozess- und Aus-
schreibungsmanagement für die auf dem informellen 
Ministertreffen in Amsterdam 2016 geschaffene Ur-
bane Agenda für die EU, in der Partnerschaften aus 
Vertreterinnen und Vertretern der EU-Kommission, 
Mitgliedstaaten, Regionen, Städten, europäischen 

Institutionen und Verbänden nach einem Mehrebe-
nen Prinzip über einen Zeitraum von bis zu drei Jah-
ren an konkreten Themen mit dem Ziel zusammen-
arbeiten, eine Sichtbarkeit für relevante städtische 
Themen zu erzeugen und neue Lösungsansätze und 
Instrumente zu entwickeln. Diese Arbeitsmethode er-
möglicht einen direkten Dialog zwischen Städten, 
Mitgliedstaaten und der Kommission, mit dem Ziel, 
regulatorische Barrieren abzubauen, Finanzierungs-
lücken zu schließen und Wissensdefizite zu besei-
tigen, die Städte daran hindern, gesellschaftliche 
Herausforderungen effizient anzugehen. Bisher wur-
den 18 Partnerschaften in diesem Mehrebenenan-
satz initiiert und umgesetzt. Tabelle 10 gibt einen 
Überblick über die Teilnahme von Kommunen, Re-
gionen und des Bundes an verschiedenen Partner-
schaften der letzten Jahre.

Zusammenfassend ist festzustel-
len, dass die EUI eine politisch 
und administrativ bemerkens-
werte Initiative ist, die durch 
ihre zentralisierte Struktur so-
wohl Vorteile als auch Heraus-
forderungen mit sich bringt. 

Während die klare Steuerung durch die EU Kommis-
sion Effizienz und Standardisierung verspricht, ent-
stehen Fragen, wie flexibel und effektiv sie auf die 
spezifischen lokalen Bedürfnisse und Planungskon-
texte der unterschiedlichen Bundesländer und Städ-
ten reagieren kann.
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Teilnehmer aus Deutschland Thema der Partnerschaft Laufzeit

Berlin

Inklusion von Migrant*innen und Geflüchteten (‚Inclusion of Migrants and Refugees‘) 2017–2018

Arbeitsplätze und Kompetenzen in der lokalen Wirtschaft   
(‚Jobs and skills in the local economy‘)

2017–2018

Kultur/Kulturerbe (‚Cultural heritage‘) 2018–2022

Bielefeld Städtische Mobilität (‚Urban Mobility‘) 2017–2018

Bundesregierung / 
Bundesbauministerium

Energiewende (‚Energy Transition‘) 2018–2019

Städtische Armut (‚Urban Poverty‘) 2017–2017

Digitale Transition (‚Digital Transition‘) 2017–2017

Städtische Mobilität (‚Urban Mobility‘) 2017–2018

Kultur/Kulturerbe (‚Cultural heritage‘) (Federführung) 2018–2022 

Duisburg (repräsentierend für 
‚Consortium Clean Air Ruhr Area‘)

Luftqualität (‚Air Quality‘) 2016–2017

Hamburg Digitale Transition (‚Digital Transition‘) 2017–2017

Karlsruhe Städtische Mobilität (‚Urban Mobility‘) 2017–2018

München Öffentlichen Auftragswesen (‚Public Procurement‘) 2022–2024

Rhein-Neckar Region Nachhaltiger Tourismus (‚Sustainable Tourism‘) 2024–2025

Stuttgart Nachhaltige Bodennutzung (‚Sustainable Land Use‘) 2017–2018

Tabelle 10: Teilnehmende Kommunen aus Deutschland an den Partnerschaften der Urbanen Agenda für die EU

Quelle: Eigene Darstellung

Bemerkenswert an der EUI ist zudem, dass sie inner-
halb der ESIF den traditionellen Mehrebenen-Ansatz 
verlässt. Politisch gesehen ist dies ein bedeutsamer 
Schritt, da es eine Verschiebung in der Steuerung 
und Umsetzung von Fördermaßnahmen darstellt, 
weg von einer dezentralen Planung und Umsetzung 
hin zu einer stärker zentralisierten Verwaltung. Auf 
der einen Seite trifft die Bündelung verschiedener 
von der EU-Kommission gesteuerten Initiativen unter 
einem Dach der EUI auf Zustimmung von Kommunen 
und Ländern, da dadurch eine Standardisierung und 
zentraler Informationsfluss gestärkt werden können.

Auf der anderen Seite besteht die Gefahr einer 
mangelnden Flexibilität und Wirkungskraft in der 

Planung und Umsetzung von EU-Förderinitiativen 
für Städte und Gemeinden. Deutlich wird dies in 
dem Auswahlverfahren der Kommunen. Das ins-
besondere in der EFRE-Förderung angewandte 
dezentrale Prinzip der Planung und Auswahl der 
Projekte ermöglicht in Deutschland Städte aller 
Größenordnungen und Kapazitäten anzuspre-
chen. In der EUI gibt es zwar auch Fördermög-
lichkeiten für kleinere Gemeinden im Rahmen von 
inter-kommunalen Partnerschaften, aber zentrale 
Initiativen, wie die Innovativen Maßnahmen sind 
für Kommunen mit einer Bevölkerung von über 
50.000 konzipiert. Zudem entfällt eine Mitent-
scheidungsmöglichkeit auf Ebene der EU-Mitglied-
staaten, im Gegensatz zum URBACT Programm.
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Kapitel 3.3 hat darüber hinaus darauf aufmerksam 
gemacht, dass die Bundesländer häufig eine Bünde-
lung von Förderprogrammen vornehmen, um zusätz-
liche Mittel für die Kofinanzierung von EU-Projekten 
zu generieren und damit den kommunalen Eigenan-
teil teils sehr gering halten können, um auch finanz-
schwache Städte und Gemeinden mit hohen Un-
terstützungsbedarfen fördern zu können. In einem 
direkten Verfahren zwischen EUI und den Antrags-
städten ist dies die Aufgabe der Kommunen. Auch 
die eigenständige Beantragung und verwaltungs-
technische Abwicklung komplexer EU-Förderprojek-
te ohne Unterstützung von Länderbehörden, dürfte 
für Städte und Gemeinden mit begrenzten Verwal-
tungskapazitäten herausfordernd sein. 

Schließlich hat Kapitel 3.7 auch auf das in den Bun-
desländern vorherrschende Prinzip der integrierten 
Entwicklungsplanung hingewiesen. Dies bedeutet, 
dass in der Regel nur Projekte finanziert werden kön-
nen, die sich von einem Integrierten Planungskon-
zept, wie INSEK, ableiten lassen können. Zwar gibt 
es in der EUI ebenfalls ähnliche Referenzen in den 
Auswahlverfahren auf ein integriertes Vorgehen der 
anvisierten Projekte, aber eine operative und strate-
gische Bewertung, ob die Projekte von lokalen oder 
regionalen integrierten Entwicklungskonzepten ab-
geleitet sind, kann ein europäisch zentralisiertes 
Auswahlverfahren kaum leisten.

4.3 Bundesländer bieten Informationen 
an und Anreize für die Orientierung auf 
das Neue Europäische Bauhaus 

Das Neue Europäische Bauhaus (NEB) ist eine Initia-
tive der Europäischen Union, die die Ziele des Euro-
päischen Grünen Deals mit dem alltäglichen Leben 
und den Lebensräumen der EU-Bürgerinnen und -Bür-
ger verbindet. In einem interdisziplinären Netzwerk 
kommen Expertinnen und Experten aus Architektur, 
Ingenieurwesen und Bauwesen zusammen, um ge-

meinsam Lösungen zu entwickeln. Besonderer Wert 
wird dabei auf ein Bottom-Up-Prinzip gelegt, das die 
aktive Beteiligung und Mitgestaltung durch die Ge-
meinschaft fördert. Im Zentrum der Arbeit des NEB 
steht eine Vision, die drei zentrale Werte – Nachhal-
tigkeit, Inklusion und Ästhetik – miteinander vereint:

•	Nachhaltigkeit umfasst Aspekte wie Klimazie-
le, Kreislaufwirtschaft, Emissionsfreiheit und den 
Schutz der Biodiversität.

•	 Inklusion betont die Bedeutung von Diversität, 
Barrierefreiheit und sozialer Erschwinglichkeit.

•	Ästhetik steht für ein Erlebnis von Qualität und Stil, 
das über bloße Funktionalität hinausgeht.

Diese Werte bilden die Grundlage für die Projekte 
des NEB und sollen zu einer nachhaltigeren, inklusi-
veren und ästhetisch ansprechenden Gestaltung der 
Lebensräume in Europa beitragen. Das Neue Euro-
päische Bauhaus (NEB), das im Jahr 2021 ins Leben 
gerufen wurde, zeichnet sich durch die Vergabe von 
Preisen, die Organisation von Konferenzen sowie 
die Unterstützung zahlreicher Initiativen und Projek-
te aus (New European Bauhaus, 2023). Bei Einfüh-
rung wurden EU-Mittel in Höhe von über 100 Mio. 
Euro bereitgestellt, welche für den Zeitraum 2023–
2024 um 106 Mio. Euro aufgestockt wurden (Euro-
päische Kommission, 2023a; Europäische Kommis-
sion, 2023c). 

Im Jahr 2022 wurden davon 25 Mio. Euro für die Fi-
nanzierung von fünf sogenannten Leuchtturmprojek-
ten in Europa mit dem Ziel verwendet, um „nachhal-
tigere, integrativere und schönere Räume an Orten 
in der ganzen EU zu schaffen und die Bürgerinnen 
und Bürger in den grünen Wandel auf lokaler Ebene 
einzubeziehen“ (Europäische Kommission, 2022b). 
In Bayern wurde im Rahmen eines von der EU-Kom-
mission gesteuerten Auswahlverfahrens eines der 
fünf Leuchtturmprojekte im Rahmen des Neuen Euro-
päischen Bauhauses ausgewählt. 
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[...], um „nachhaltigere, integrative-
re und schönere Räume an Orten in 
der ganzen EU zu schaffen und die 
Bürgerinnen und Bürger in den grü-
nen Wandel auf lokaler Ebene ein-

zubeziehen.“ 
Europäische Kommission, 2022b 

Das 5 Mio. Euro umfassende Projekt „Creating  
NEBourhoods Together“ in München-Neuperlach 
beinhaltet zehn Teilprojekte aus allen Bereichen 
der Stadtentwicklung. Vom zirkulären Bauen bis zu 
Grünraum und Ernährung, von regenerativer Ener-
gie bis zu Jugendkultur im öffentlichen Raum. Die 
Gestaltungsprozesse mit den Menschen vor Ort und 
allen Akteurinnen und Akteuren werden zusammen 
mit Kultur- und Kreativschaffenden moderiert.

Die weiteren vier Projekte CULTUURCAMPUS, NEB-
STAR, DESIRE und EHHUR setzen auf nachhaltige 
Stadtentwicklung und soziale Inklusion durch integ-
rative und innovative Ansätze (Europäische Kommis-
sion, 2022b). Der CULTUURCAMPUS revitalisiert 
Rotterdam-Süd durch die Verbindung von Bildung, 
Forschung, Politik und Kultur in einem historischen 
Gebäude. NEB-STAR zeigt in Stavanger, Prag und 
Utrecht, wie klimaneutrale Städte durch die Prinzi-
pien des Neuen Europäischen Bauhauses umgestal-
tet werden können. DESIRE adressiert Klimawandel, 
Verlust der Biodiversität und Ressourcenprobleme in 

verschiedenen europäischen Städten durch Kunst, 
Architektur und Design. EHHUR unterstützt benach-
teiligte Bewohner in sieben europäischen und asso-
ziierten Städten bei der Umgestaltung ihrer bebau-
ten Umwelt und der Bewältigung sozioökonomischer 
und kultureller Herausforderungen.

Im Jahr 2023 wurde der Vorschlag geäußert, das 
Neue Europäische Bauhaus künftig als sechste Mis-
sion des Forschungsprogramms HORIZONT Euro-
pa einzuführen (Europäische Kommission, 2023d), 
was sich zurzeit im Entwicklungsprozess befindet. Im 
Rahmen der EU-Initiative „European Year of Skills“ 
(zu dt.: Europäisches Jahr der Kompetenzen) wurde 
2023 die NEB-Akademie für Kompetenzen in nach-
haltigem Bauen ins Leben gerufen. Die NEB-Akade-
mie unterstützt die Weiterbildung und Umschulung, 
um den Wandel von mineral- und fossilbasierten 
Baustoffen hin zu biobasierten und kreislaufwirt-
schaftlichen Materialien zu fördern (New European 
Bauhaus, 2023). In Deutschland hat innerhalb der 
Bundesregierung das Bundesministerium für Woh-
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) die 
Federführung für das Neue Europäische Bauhaus 
inne und ist nationale Kontaktstelle für die EU-Kom-
mission. Das BMWSB veranstaltet seit 2021 Dia-
logveranstaltungen und Kongresse, um Akteure aus 
Regierung, Forschung, Lehre, der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft, und potenzielle NEB-Projekte miteinan-
der in Kontakt zu bringen (BMWSB, 2022).

Wie in Tabelle 11 aufgeführt, wurden Prinzipien des 
NEB auch in einigen Bundesländern im Rahmen der 
EFRE-Programme berücksichtigt.

Insgesamt verweisen laut der Erhebung dieser Stu-
die die Hälfte der Bundesländer mit einer städ-
tischen Dimension auf das Neue Europäische 
Bauhaus und seine Grundwerte Nachhaltigkeit, Äs-
thetik, Inklusion in ihren EFRE-Länderprogrammen. 
Dies reicht von der Weitergabe von Informationen 
über die vorrangige Berücksichtigung in den Aus-
wahlverfahren bis hin zu Förderboni, die Projekte in 
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Bayern und Sachsen-Anhalt für eine NEB-Orientie-
rung erhalten können. 

In Bayern werden beispielsweise Maßnahmen im 
Auswahlverfahren des EFRE-Programms 2021–
2027 vorrangig berücksichtigt, die auf vorbildliche 
oder innovative Weise Nachhaltigkeit, Ästhetik und 
Inklusion miteinander verbinden. Zusätzlich erhal-
ten Projekte bei der Förderung der Sanierung von 
Industriestandorten sowie kontaminierten Standor-
ten und Flächen (SZ2.vii1) einen Förderbonus von 
10 Prozent, wobei der Fördersatz insgesamt maxi-
mal 90 Prozent betragen darf. Dieser Bonus wird für 
Projekte gewährt, die die Sanierung von Industrie-
standorten und kontaminierten Standorten mit ganz-
heitlichen Ansätzen der ästhetischen Gestaltung und 
einer breiten sozialen Teilhabe verbinden. 

In der qualitativen Erhebung im Rahmen dieser Stu-
die wurde hervorgehoben, dass das Neue Europäi-
sche Bauhaus seit Beginn ein starkes Interesse an 

1 Spezifisches Ziel VII unter PZ 2

Bundes-
land *

Bundesländern mit einer Orientierung auf das Neue Europäische Bauhaus

Art der Umsetzung Förderanreize

BW Informationen zu NEB werden an Städte weitergegeben –

BY vorrangige Berücksichtigung von Maßnahmen im Auswahlverfahren Förderbonus

MV in den Auswahlkriterien enthalten –

NI Informationen zu NEB werden an Städte weitergegeben –

ST – Förderbonus

SH vorrangige Berücksichtigung von Maßnahmen im Auswahlverfahren –

* Die Länderkürzel der Bundesländer: BW = Baden-Württemberg; BY = Bayern; MV = Mecklenburg-Vorpommern; NI = Niedersachsen; ST = Sachsen-
Anhalt; SH = Schleswig-Holstein

Tabelle 11: Bundesländer mit einer Orientierung auf das Neue Europäische Bauhaus

Quelle: Eigene Darstellung

der Mitgestaltung und Begleitung des Prozesses in 
den Bundesländern geweckt habe. Als Herausforde-
rungen wurden genannt, dass das NEB thematisch 
sehr breit angelegt und stark auf Einzelprojekte fo-
kussiert gewesen sei. Eine früher Start angelegt an 
die EFRE-Förderperioden hätte eine Integration im 
vollem Umfang eher gewährleisten können. Wäh-
rend das nachhaltige Bauen mit hoher Gestaltungs-
qualität im allgemeinen Interesse liege, bliebe das 
NEB bisher von den Kommunen kaum wahrgenom-
men. Eine dezidierte Integration von wichtigen Ak-
teuren der Bauindustrie können das NEB strukturell 
stärken. Trotz dieser Herausforderungen böte der 
NEB-Ansatz erhebliche Potenziale. Mit ihm könn-
ten Lösungen erarbeitet werden, die einen Transfer-
charakter hätten und auf andere Bereiche übertrag-
bar seien. Innerhalb der Netzwerke gäbe es bereits 
Städte-Netzwerke, die weiter gefördert werden soll-
ten. Zudem sei es wichtig, Informationen innerhalb 
Deutschlands zu verbreiten, insbesondere zu Förder-
aufrufen aus EU-Programmen. Bislang gäbe es viel-
versprechende Ansätze des NEB, insbesondere im 
öffentlichen Bereich. 
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4.4 Zwei deutsche Städte mit EU Mission 
Label für klimaneutrale Städte benannt 

Im Rahmen der EU-Mission „100 Klimaneutrale 
und intelligente Städte“ (‚100 Climate Neutral and 
Smart Cities‘ – CNC) wurden im Jahr 2022 100 
Städte aus EU-Mitgliedstaaten und zwölf weitere 
Städte aus assoziierten Ländern ausgewählt, um 
die Kommunen darin zu unterstützen, Treibhausgas-
emissionen in städtischen Räumen zu verringern. 
Insgesamt haben sich 377 Städte beworben, wel-
che von unabhängigen Sachverständigen bewertet 
und dann durch die Europäische Kommission, un-
ter Beachtung von geografischer Lage sowie Grö-
ße, in Gruppen zusammengestellt wurden. Unter 
den 112 ausgewählten Städten befinden sich acht 
deutsche Kommunen, welche durch den nationalen 
Kontaktpunkt im BMWSB begleitet und unterstützt 
werden: Aachen, Dortmund, Dresden, Heidelberg, 
Leipzig, Mannheim, München, und Münster. Frank-
furt/Main hat sich trotz erfolgreicher Bewerbung 
Anfang 2024 aus dem Programm zurückgezogen. 
Zur Unterstützung aller teilnehmenden Städte er-
hielt die „Missionsstädte“ Mittel in Höhe von 360 
Mio. Euro in der Periode 2021–2023 (Europäische 
Kommission, 2024e). Dieses Budget finanziert zum 
einen die sogenannte Mission-Plattform, die tech-
nische Beratung für teilnehmende Städte anbietet, 
und zum anderen spezifische Ausschreibungen un-
ter dem Horizont 2020-Forschungsprogramm zu  
Klimaschutzmaßnahmen in Städten, auf die sich die 
teilnehmenden Städte bewerben können (Europäi-
sche Kommission, 2024e). Unter den ersten drei Ko-
horten von Pilotstädten, die in der Laufzeit der CNC-
Mission identifiziert wurden, befinden sich auch vier 
deutsche Kommunen. Ein mit 1,5 Mio. Euro budge-
tierten Kooperationsprojekt zwischen Mannheim, 
Aachen und Münster (CoLAB) untersucht seit 2022, 
wie soziale Verhaltensweisen Entscheidungen und 
Beteiligungen beeinflussen, um das Wohlbefinden 
zu verbessern (Stadt Mannheim, 2024; Net Zero-
Cities, 2023b). Im Jahr 2024 ist eine Partnerschaft 
mit der Landeshauptstadt München, der Stadt Dort-

mund, der Stadt Heidelberg, der Technischen Uni-
versität Dortmund, Unternehmertum München und 
Climate View dazugekommen, die im Rahmen des 
Projekts „Climate City Dash 2.0“ sogenannte Klima-
Dashboards erstellt, die umfassende Diskussionen 
mit Akteuren aus dem öffentlichen Sektor, privaten 
Unternehmen und der Zivilgesellschaft über eine kli-
maneutrale Zukunft ermöglichen sollen (Hochschule 
München, 2024).

Die CNC-Mission ist eine von fünf Missionen, wel-
che die Europäische Kommission im Zusammenhang 
mit dem Forschungs- und Innovationsprogramm Ho-
rizont formuliert hat (siehe TextBox 4). Dabei sollen 
die 112 Städte der CNC-Mission als Versuchs- und 
Innovationsökosysteme fungieren und als Beispiel 
und Motivation für andere Städte dienen (Europäi-
sche Kommission, 2021). Im Laufe des Programms 
sollen Lösungen und Ideen von, mit, und für die Be-
völkerung erarbeitet werden. 

Alle teilnehmenden Städte sind verpflichtet, Klima-
stadtverträge (‚Climate City Contracts‘ – CCC) zu 
erarbeiten. Diese werden in Zusammenarbeit mit lo-
kalen Akteuren der Wirtschaft, Zivilgesellschaft und 
öffentlichen Versorgungsunternehmen, sowie mit Hil-
fe von Expertinnen und Experten der zentralen Be-
ratungsstelle, der European Investment Bank (EIB) 
und des Joint Research Centre (JRC) entwickelt. Sie 
basieren auf dem Vorwissen und den bereits exis-
tierenden Klimazielen der jeweiligen Stadt und sol-
len diese erweitern. Somit umfassen die Klimastadt-
Verträge einen Gesamtplan für Klimaneutralität in 
allen Sektoren sowie dementsprechende Investiti-
onspläne. Sie dienen als dynamische Kerndokumen-
te der „Missionsstädte“, die fortlaufend überarbei-
tet und aktualisiert werden. Jeder Vertrag hat drei 
Hauptkomponenten: Verpflichtungen, Aktionsplan 
und Investitionsplan. Die Verpflichtungen sind die 
klar formulierten Klimaziele und die Art und Wei-
se, wie lokale, regionale, und nationale Akteure zu-
sammenarbeiten werden, um diese zu erreichen. 
Der Aktionsplan beschreibt die Stärken und Schwä-
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TextBox 4

Die fünf EU-Missionen kurz erklärt

1.	 Anpassung an den Klimawandel: mindestens 150 europäische Regionen und Gemeinschaf-
ten bei ihren Anstrengungen unterstützen, bis 2030 klimaresilient zu werden;

2.	 Krebs: mithilfe des europäischen Plans zur Krebsbekämpfung die Lebensqualität von mehr als 
3 Millionen Menschen bis 2030 durch Prävention, Heilung und Lösungen für ein längeres und 
besseres Leben erhöhen;

3.	 Ozeane und Gewässer: bis 2030 wiederbeleben;

4.	 100 klimaneutrale und intelligente Städte bis 2030;

5.	 ein „Boden-Deal“ für Europa: 100 „Living Labs“ und sogenannte Leuchtturmbetriebe für die 
Gesundung der Böden bis 2030. 

Insgesamt sollen die fünf Missionen Zusammenarbeit innovieren und das Leben der Menschen 
innerhalb und außerhalb Europas verbessern. Sie dienen als Instrument, konkrete europäische 
Ziele zeitnah zu erreichen. Dabei werden Forschungs- und Innovationsprojekte besonders geför-
dert. Jede der fünf Missionen repräsentiert eine wichtige globale Herausforderung, für welche bis 
2030 Lösungen gefunden werden sollen (Europäische Kommission, 2021).

chen der bestehenden Strategien und beinhaltet 
außerdem explizite Emissionsmengen, die mit den 
vorliegenden Plänen bis 2030 gesenkt werden sol-
len. Im Investitionsplan werden Kosten und Investi-
tionen aufgeführt sowie Ansätze zur Mobilisierung 
von öffentlichen und privaten Fördermitteln beschrie-
ben. Die Klimastadtverträge sollen dabei helfen, 
die Zusammenarbeit von Akteuren aus verschiede-
nen Branchen und Ebenen zu stärken. Von den 33 
bisher vorgelegten Investitionsplänen wurden rund 
114,1 Mrd. Euro für Klimaschutzmaßnahmen veran-
schlagt – im Durchschnitt 3,6 Mrd. Euro pro Stadt 
(European Commission, 2024).

Nach erfolgreicher Überprüfung ihres Klimastadt-
Vertrags erhält eine Stadt das EU Mission Label, 
welches die Glaubwürdigkeit ihres Vorhabens ge-
genüber potenziellen Investitionspartnern sowie EU-
Finanzierungsfonds beweisen soll. Bis März 2024 
wurden 23 Städte, darunter Mannheim und Heidel-
berg, mit dem Label ausgezeichnet (Net Zero Cities, 
2023a). Für diese Städte mit EU Mission Label wur-
de von der EU-Kommission ein „Climate City Capital 
Hub“ eingerichtet, der einen Zugang zur Finanzbe-
ratung in Zusammenarbeit mit Beratungsdiensten der 
Europäischen Investitionsbank und anderen Kapital-
gebern bieten soll (European Commission, 2024). 
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Im Zuge von Experteninterviews zur CNC-Mission 
wurde hervorgehoben, dass mit der Missionsplatt-
form maßgeschneiderte Beratung und Hilfestellung 
zur Erreichung der Klimaneutralität erwartet werde, 
die unter anderem einen Zugang zu neuen Förder-
programmen auf EU- und Bundesebene schaffe und 
Anschlussfinanzierungen für die Stadt bereitstellen 
könne. Durch einen Innovationsschub würden Finan-
zierungsmöglichkeiten eröffnet, um an großen For-
schungs- und Innovationsaktionen sowie an Pilot- 
und Demonstrationsprojekten teilzunehmen. 

Unterstützung erfolge auch durch ein internationales 
Koordinationsnetzwerk, das Vernetzungsmöglich-
keiten, Lernen und Erfahrungsaustausch zwischen 
Städten fördere. Zudem werde die Einbeziehung 
der Bürgerinnen und Bürger in die Entscheidungsfin-
dung unterstützt. Hohe Sichtbarkeit werde durch die 
Erhöhung des politischen Profils und der Attraktivi-
tät für Investitionen und Fachkräfte erreicht. Weitrei-
chendere Erfahrungsberichte zum Umsetzungsstand 
der Mission in den deutschen Städten liegen zum 
Zeitpunkt der Studie nicht vor. 

100 km

Münster

Dortmund

Aachen

Heidelberg
Mannheim

Dresden
Leipzig

München

Abbildung 11: Städte der EU-Mission „100 Klimaneutrale und intelligente Städte“ in Deutschland

Geometrische Grundlage:  
GISCO NUTS, Stand 2021

Quelle: Eigene Darstellung 
auf Grundlage einer Karte zur 

Verfügung gestellt durch das BBR
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5 Fazit und Empfehlungen für die 
Förderperiode 2028–2034

Die vorliegende Studie zeigt, wie die Bundesländer 
in der Förderperiode 2021–2027 die städtische Di-
mension in den EU-Strukturfonds, die vorrangig im 
EFRE verankert ist, umsetzen und welche Verfahren 
zur Umsetzung verwendet werden. 

tel geschlossen. Dies mindert die finanzielle Belas-
tung der Kommunen und ermöglicht die Realisierung 
wichtiger Projekte. Die städtische Dimension wird 
unter verschiedenen politischen Zielen der Struktur-
fondsverordnung gefördert, was die multisektorale 
Bedeutung einer integrierten Stadtentwicklung in 
der politischen Agenda unterstreicht. 

Der EFRE fördert eine Bandbreite städtischer Ge-
bietskulissen, von Quartieren und Innenstädten, 
über die Gesamtstadt bis hin zu interkommunalen 
Gebieten, und trägt somit zu einer ausgewogenen 
Stadtentwicklung bei. Die Bundesländer nutzen 
mehrheitlich eine Kombination verschiedener Aus-
wahlverfahren, um eine effiziente und zielgerichte-
te Mittelvergabe zu gewährleisten. Aufgrund der 
existierenden integrierten Planungsverfahren bevor-
zugen Bundesländer den „3. Weg“ im Einsatz ter-
ritorialer Instrumente, was flexible und angepasste 
Lösungen für die spezifischen Bedürfnisse der jewei-
ligen Regionen ermöglicht.

Die EFRE-Förderung bietet im Vergleich zu nationa-
len Fördermitteln mehrere Vorteile und Mehrwerte, 
die in den verschiedenen Regionen Deutschlands 
unterschiedlich zum Tragen kommen. Ein entschei-
dender Punkt ist die Bereitstellung von Mitteln für 
Projekte, die ohne EU-Förderung aufgrund fehlender 
nationaler oder Landesmittel nicht realisierbar wä-
ren. Die EFRE-Förderung bietet zudem eine größe-
re Gesamtfinanzierung durch Kofinanzierung, was 
Projekte mit einem größeren Finanzvolumen ermög-

Aus der quantitativen und qua-
litativen Erhebung wurde deut-
lich, dass die EU-Förderung 
der städtischen Dimension eine 
wichtige ergänzende Finanzie-
rungsquelle für die integrierte 
Stadtentwicklung darstellt. 

Kapitel 3 und 4 illustrierten, wie die Bundesländer 
eine städtische Dimension in der laufenden Förder-
periode 2021–2027 in ihren Länderprogrammen 
verankert haben. 

Die Mindestquote von 8 Prozent für Projekte der in-
tegrierten Stadtentwicklung auf nationaler Ebene 
wird übererfüllt. Die EFRE-Förderung bleibt das maß-
gebliche Finanzierungprogramm für die städtische 
Dimension. In den meisten Bundesländern wird die 
mit den gesunkenen EU-Kofinanzierungen erhöhte 
Finanzierungslücke der Kommunen durch Landesmit-
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licht. Sie verbessert die Sichtbarkeit und Reputation 
der Städte auf nationaler und europäischer Ebene 
und erlaubt die Umsetzung komplexer Maßnahmen 
in kurzer Zeit. Der integrierte Ansatz der EFRE-Förde-
rung berücksichtigt dabei keine geografischen Be-
schränkungen, was bedeutet, dass Projekte nicht an 
bestimmte Gebiete gebunden sind. Die Möglichkeit 
der Kumulierung mit anderen Fördermitteln bietet er-
weiterte finanzielle Spielräume für die kommunalen 
Haushalte. Zudem zeichnet sich die EFRE-Förderung 
durch größere Flexibilität und Verlässlichkeit über 
die gesamte Förderperiode aus, was für langfristige 
Planungen wichtig ist.

Trotz dieser Vorteile gibt es Herausforderungen bei 
der EFRE-Förderung. Der administrative Aufwand 
und die hohen Anforderungen an die Antragsstel-
lung und -abwicklung werden kritisiert. Verbesse-
rungsbedarf besteht auch bei der Beschleunigung 
des Prozesses zwischen Beginn der Förderperiode 
und dem tatsächlichen Start der Antragstellung. Die 
EDV-Systeme zur Abrechnung müssen stark verbes-
sert werden, und eine Verschlankung des Monito-
rings und Berichtswesens wäre notwendig, um den 
Aufwand für die Kommunen zu reduzieren. Zudem 
sollten die Folgen globaler Krisen wie Corona oder 
Kriege, die zu Preissteigerungen und Lieferengpäs-
sen führen, flexibler berücksichtigt werden. Projekt-
fristen sollten bei unvorhersehbaren Verzögerungen 
verlängert werden können, und eine Risikopauscha-
le könnte in Zeiten hoher Inflation helfen, gestiegene 
Projektkosten abzufedern.

Es wird vorgeschlagen, die Kofinanzierungssätze 
für stärker entwickelte Regionen und Übergangs-
regionen zu erhöhen und den Genehmigungspro-
zess zu verschlanken. Eine Vereinfachung der recht-
lichen Rahmenbedingungen und die Unterstützung 
von Klimaschutz und Klimaanpassung sind ebenfalls 
wichtige Punkte. Eine bessere Harmonisierung der 
europäischen und nationalen Regeln und die flä-
chendeckende Anwendung der N+3 Regel könnten 
die Durchführung von Projekten erleichtern. Insge-

samt zeigt die EFRE-Förderung erhebliche Vorteile 
und Mehrwerte für die Städte und Regionen, erfor-
dert jedoch gleichzeitig Nachbesserungen, um ihre 
Effektivität weiter zu steigern.

Andere zentral verwaltete EU-Initiativen für Städ-
te, wie die EU-Mission „100 Klimaneutrale und in-
telligente Städte“, das Neue Europäische Bauhaus 
und die Europäische Stadtinitiative (EUI) werden mit 
Interesse verfolgt, doch profitieren Kommunen aus 
Deutschland nur punktuell. Hervorzuheben ist ins-
besondere, dass mit der EUI eine bedeutende Ver-
änderung innerhalb der ESIF (Europäische Struk-
tur- und Investitionsfonds) darstellt, indem sie den 
traditionellen Mehrebenen-Ansatz verlässt und zu 
einer stärker zentralisierten Verwaltung durch die 
EU-Kommission übergeht und die dezentrale Pla-
nung, Bündelung und Umsetzung auf Länderebene 
verlässt. Hier besteht die Gefahr, dass die Flexibilität 
und Wirksamkeit der EU-Förderinitiativen für Städte 
und Gemeinden eingeschränkt werden. Außerdem 
ist die fachpolitische Rückkopplung auf die Stadtent-
wicklungspolitik von Bund und Ländern geringer, da 
eine direkte Zusammenarbeit zwischen EU und Kom-
munen erfolgt, in deren Erkenntnisse die nationale 
und regionale Ebene weniger partizipiert. Durch 
klassische EFRE-Auswahlverfahren können Städte al-
ler Größenordnungen und mit unterschiedlich gro-
ßen Kapazitäten angesprochen werden, während 
maßgebliche Finanzierungsinstrumente der EUI, wie 
die Innovativen Maßnahmen, vor allem für größere 
Kommunen mit über 50.000 Einwohnern konzipiert 
werden, die den höheren Aufwand für Beantragung 
und Mitteverwaltung dieser komplexeren EU-Förde-
rungen bewältigen können. Dafür können in diesen 
aber innovativere Prozesse und Investitionen ange-
stoßen werden. 

Auf Basis dieser Beobachtun-
gen können im Folgenden Emp-
fehlungen formuliert werden. 
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1.	
Da die Bedeutung von Städten als maßgebliche Orte der Transformation noch weiter steigen wird, 
ist eine nachhaltige und langfristige integrierte Stadtentwicklung mit angemessener Mittelausstat-
tung für eine effektive Kohäsionspolitik wichtig. 

Die Förderung integrierter Stadtentwicklungsmaß-
nahmen im Rahmen der EU-Kohäsionspolitik hat 
sich seit Jahrzehnten bewährt und leistet einen er-
heblichen Beitrag für den wirtschaftlichen, territoria-
len und sozialen Zusammenhalt in Europas Städten. 
Globale Herausforderungen, wie Klimawandel und 
Klimawandelanpassung, betreffen Städte aller Grö-
ßenordnungen als die gesellschaftlichen Kulminati-

onspunkte des Wohnens, der Produktion, der Dienst-
leistung, des Handels und der Kultur erheblich. 
Damit die erforderliche nachhaltige Transformation 
der Städte und Gemeinden erfolgreich sein kann, 
muss die Kohäsionspolitik bestehen bleiben und an-
gemessen mit Mitteln ausgestattet sein. Nur so kön-
nen realistische, effektive und positive Veränderun-
gen in den Städten auf den Weg gebracht werden.

2.	
Die Konzentration der EU-Förderung auf die fünf politischen Leitziele (PZ) ist beizubehalten. Städ-
tische Maßnahmen können neben PZ 5 auch unkompliziert in anderen Leitzielen angerechnet 
werden.

Im Zeitraum 2021–2027 wurden im Rahmen der 
Kohäsionspolitik fünf politische Ziele (PZ) für die EU-
Kohäsionspolitik und Strukturförderung festgelegt, 
auf denen die Zuweisungen aus dem EFRE basieren. 
So müssen aktuell sämtliche Mitgliedstaaten mindes-
tens 30 Prozent der EU-Strukturfonds-Zuweisungen 
dafür einsetzen, um den grüneren, CO2-armen Über-
gang zu einer klimaneutralen Wirtschaft und einem 
widerstandsfähigen Europa zu gewährleisten. Eine 
effektive, nachhaltige Stadtentwicklung ist geprägt 
durch eine multisektorale Planung und Umsetzung, 

die in Deutschland häufig durch informelle, strate-
gische Planungsinstrumente, wie Integrierten Stadt-
entwicklungskonzepten (INSEK/ISEK) oder ande-
re lokalen Strategien, gestützt werden. In der Regel 
werden Maßnahmen der nachhaltigen Stadtent-
wicklung unter PZ 5 subsumiert. Durch den multi-
sektoralen Charakter von integrierten Stadtentwick-
lungsmaßnahmen bieten aber auch die anderen 
politischen Leitziele, PZ 1 und 2, in der EU-Struktur-
förderung ausreichend Spielraum für Stadtentwick-
lungsvorhaben. 
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3.	
Der breite, partnerschaftliche Ansatz der geteilten Mittelverwaltung hat sich bewährt und soll bei-
behalten werden. Eine strukturelle, dezentral organisierte Kohäsionspolitik ist dabei neben einer 
punktuellen Förderung durch zentral gesteuerte Sonderprogramme unverzichtbar. 

Die Grundsätze der Partnerschaft und der Kooperati-
on im Mehrebenensystem (‚Multi-Level-Governance‘) 
sind wesentliche Merkmale für die Programmpla-
nung und Umsetzung der EU-Kohäsionspolitik. Die 
mehrjährige Praxis durch die subnationalen Landes-
ebenen in Deutschland hat sich bewährt und das Ver-
fahren in geteilter Mittelverwaltung und Umsetzung 
ist beizubehalten. Dies trägt nicht nur zu einer insti-
tutionellen Stärkung der europäischen Umsetzungs-
struktur bei, sondern ermöglicht auch insbesondere 
in Flächenländern effizient Entwicklungsunterschiede 
und -potentiale in Städten zu berücksichtigen und die 
EU-Kohäsionspolitik mit regionalen Entwicklungspla-
nungen zu bündeln. Jedoch sollte zukünftig speziell 
bei der Planung und Umsetzung der nationalen EU-
Strukturfondsprogramme noch stärkeres Augenmerk 
auf die Integration lokaler Strategien und Bedarfe 
– ganz im Sinne innovativer Multi-Level-Governan-
ce-Ansätze – gelegt werden. Zudem benötigen vie-
le Kommunen die aktive Unterstützung der Bundes-
länder administrativen Kapazitäten aufzubringen, 

um an EU-Förderungen partizipieren zu können. Es 
muss zudem gewährleisten werden, dass Sonderpro-
gramme und zentral gesteuerte Programme nicht zu 
Lasten der städtischen Dimension der in geteilter Mit-
telverwaltung umgesetzten regionalen Programme 
ausgebaut werden. In investiven Sonderprogram-
men für Städte muss darauf geachtet werden, dass 
die Mittelallokation auf europäischer Ebene auch 
geographisch ausgewogener erfolgt als bisher. Son-
derprogramme, wie die Europäische Stadtinitiative 
(EUI), können demonstrieren, wie den Städten ein 
klarer Mehrwert geboten werden und die angebo-
tenen Maßnahmen komplementär zu den EFRE-För-
derungen wirken kann. In diesem Zusammenhang 
sollte gewährleistet werden, dass der europäische 
Austausch zwischen Kommunen im Rahmen von UR-
BACT zur Förderung einer integrierten und nachhal-
tigen Stadtentwicklung mit anderen europäischen 
Städten sowie lokalen Stakeholdern in geteilter Mit-
telverwaltung fortgeführt wird und weitere Synergie-
effekte mit der EUI geschaffen werden.
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Ein Einsatz Territorialer Instrumente wie ITI und CLLD 
zur Stärkung der Teilhabe an Planungsprozessen 
und Investitionsentscheidungen in der laufenden 
Förderperiode ist grundsätzlich positiv zu bewerten. 
Gleichwohl werden partizipative Ansätze, die den 
Territorialen Instrumenten zugrunde liegen, in den 
deutschen Bundesländern bereits aktiv verfolgt und 
haben sich etabliert, auch ohne die instrumentelle 
Systematik von ITI und CLLD zu nutzen. Daher wird 

das in der Förderperiode 2021–2027 eingeführte 
„sonstige territoriale Instrument“ sehr begrüßt und 
sollte beibehalten werden. Die Möglichkeit, vorhan-
dene integrierte Entwicklungsstrategien als Grundla-
ge für die Förderung von Projekten der nachhaltigen 
Stadtentwicklung zu nutzen, trägt damit maßgeblich 
zur Prozesseffizienz bei und beugt dem Aufbau von 
Doppelstrukturen vor.

4.	
Für die Förderung von Maßnahmen der integrierten territorialen Entwicklung muss weiterhin eine 
Wahlmöglichkeit zwischen den Instrumenten ITI (integrierte territoriale Investitionen) und CLLD 
(von der örtlichen Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung) und „sonstigen territorialen Instru-
menten“ der Mitgliedstaaten bestehen.

5.	
Gebietskulissen der EU-Förderung mit deren unterschiedlichen Herausforderungen und Bedarfen 
müssen im Sinne zukünftiger lokaler Transformationsanforderungen und Innovationspotentialen 
entsprechend flexibel ausgestaltet werden können: ausgehend vom Quartier zu gesamtstädtischen 
und interkommunalen Räumen.

Um auf die vielfältigen Anforderungen und Verän-
derungen in den unterschiedlichen administrativen 
Ebenen und Einheiten effektiv reagieren zu können, 
ist es wichtig, dass Gebietskulissen flexibel mit Struk-
turfondsmitteln adressiert werden können – ange-
fangen mit der Quartiersebene bis hin zu gesamt-
städtischen und interkommunalen Kontexten. Durch 
Flexibilität können lokale Gemeinschaften aktiv in 

die Entwicklung ihrer Stadt oder ihres Quartiers ein-
bezogen und EU-Fördermittel noch gezielter einge-
setzt werden. Die territoriale Flexibilität hilft bei der 
Entwicklung einer maßgeschneiderten und langfristi-
gen Förderpolitik, die den spezifischen Bedürfnissen 
und Innovationspotenzialen von Städten und Ge-
meinden entspricht.
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6.	
Eine Vereinfachung des Regelwerks und des Verfahrens sowie die Verlängerung der Abrechnungs-
zeitraum auf mindestens N+3 erscheinen notwendig, um eine effiziente und effektive operative Um-
setzung zu gewährleisten.

Insbesondere die aktuelle Förderperiode stellt vie-
le Kommunen vor erhebliche operative Schwie-
rigkeiten. Während die Aktivitäten der letzten För-
derperiode noch liefen, kam es zu erheblichen 
Überlappungen zwischen Beendigung laufender 
Förderaktivitäten und der Beantragung neuer Pro-
jekte in Deutschland. Eine Optimierung der An-
tragsphasen würde nicht nur den Anreiz der EU-
Förderung für Kommunen erhöhen, sondern auch 
die Effektivität und Nachhaltigkeit der Projektmaß-
nahmen in den Städten und Kommunen steigern, 
da der Implementierungszeitraum in der laufenden 
Förderperiode defacto erheblich schrumpfte. Der 
Übergang zwischen den Förderperioden sollte vo-
rausschauender geplant werden, um eine stärke-

re Kontinuität für die operative Abwicklung zu ge-
währleisten. Die Vereinfachung des Regelwerks und 
Verfahrens ist deshalb eine essenzielle Empfehlung, 
um den administrativen Aufwand zu reduzieren und 
eine schnellere, effizientere Umsetzung der EU-För-
dermittel zu ermöglichen. Hierbei ist eine umfassen-
de Überprüfung der bestehenden Vorschriften not-
wendig, um unnötige Hürden und Komplexität zu 
vermeiden. Insofern Verordnungen für die nächste 
Förderperiode rechtzeitig vorliegen, böte eine An-
passung des Abrechnungszeitraums auf mindestens 
N+3 einen erweiterten Zeitrahmen für die Mittelver-
wendung. Dies ist besonders bei komplexen Projek-
ten oder in Reaktion auf ungeplante Krisensituatio-
nen von Vorteil.
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7.	
In der zukünftigen Kohäsionspolitik ist eine nachhaltige und langfristige integrierte Stadtentwick-
lung mit angemessener Mittelausstattung in allen Regionen Europas notwendig, da die Bedeutung 
von Städten als maßgebliche Orte der Transformation noch weiter steigen wird.

Insgesamt müssen in der laufenden Förderperiode 
2021–2027 laut EU-Vorgabe mindestens 8 Prozent 
der Mittel aus dem EFRE auf nationaler Ebene für die 
nachhaltige Stadtentwicklung eingesetzt werden. 
Die vorliegende Studie illustriert, dass diese Quote 
in Deutschland mehr als erfüllt wird. Die derzeitige 
Mindestquotierung von 8 Prozent muss im Angesicht 
der enormen investiven Herausforderungen in den 
Städten Europas erhalten bleiben. Auch Städte, die 
geografisch in einer statistisch stärker entwickelten 
Region liegen, verfügen häufig dennoch nicht über 
eine ausreichende Finanz- und Wirtschaftskraft, um 
die aktuellen lokalen Herausforderungen zu bewäl-
tigen. Es sollte deshalb bei der Planung der Kohä-
sionspolitik besonders auf die sich ausdifferenzieren-

de, wandelnde soziale und ökonomische Landschaft 
in den Städten und Regionen Europas geachtet wer-
den. Eine erfolgreiche bedarfsgerechte Mittelzuwei-
sung sollte auf einem fundierten Verständnis dieser 
Vielfältigkeit der Herausforderungen und dieser lo-
kalen Gegebenheiten aufbauen und den vielfältigen 
Herausforderungen gerecht werden. Mit einer Bei-
behaltung der Förderquote für eine nachhaltige in-
tegrierte Stadtentwicklung in der EU-Förderung wird 
das gesteigerte Wissen über die multisektorale Wir-
kungskraft einer integrierten Stadtentwicklung erhöht 
und damit wird auch die Anerkennung der wachsen-
den Bedeutung städtischer Entwicklungen für das eu-
ropäische Gesamtwohl Rechnung getragen.
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Quantitative Indikatoren Qualtitative Indikatoren

•	 Quantifizierung der städtischen Dimension absolut und anteilig 
am indikativen Gesamtbudget des OP

•	 Der jeweilige indikative Anteil an den politischen Zielen/Priori-
tätsachsen und den Investitionsprioritäten

•	 Zusammensetzung der Kofinanzierung (EU – Bund – Land) und 
Bündelungsebene (Land oder Kommune)

•	 Förderfähige Maßnahmen, Begünstigte und Prinzip zur Auswahl 
der Fördervorhaben

•	 Förderung der städtischen Dimension gemäß Artikel 11 der  
EFRE-VO oder außerhalb

•	 Förderung der städtischen Dimension gemäß dem politischen 
Ziel 5

•	 Bezug zur Neuen Leipzig Charta

•	 Einsatz von ITI, CLLD, sonstiges territoriales Instrument der Mit-
gliedstaaten und Multifondsprogrammen

•	 Konzeptionelle Grundlege des Artikel 29 und Artikel 32 der 
Dachverordnung (z. B. IHK, GIHK, ISEK, REK)

•	 Raumbezug der Maßnahmen (z.B. Fokus auf innerstädtisches 
Quartier, Gesamtstadt, Gebiets- bzw. Programmkulisse, Stär-
kung Zentrales-Orte-System, Stadt-Land, Kleinstadtfokus etc. …

•	 Einsatz von Finanzinstrumenten

•	 Integration des Neuen Europäischen Bauhauses in die Regel-
förderung

ANHANG 1:  
INDIKATOREN FÜR DIE FRAGENBÖGEN

Die quantitativen Fragebögen deckten die folgenden Aspekte ab:

•	 Förderfähige Maßnahmen 

•	 Begünstigte 

•	 Auswahlverfahren 

•	 Finanzinstrumente  

•	 Expliziter Verweis auf Artikel 11 

•	 Kombinationsmöglichkeiten und gegebenenfalls Einbindung der ESI-Fonds 

•	 Einsatz der Territorialen Instrumente (ITI/CLLD/Sonstige) 

•	 Gemeinsam ausgewiesene Fördergebietskulissen verschiedener Fonds (EU/Nationale) 

•	 Art des integrierten Entwicklungskonzeptes 

•	 Integrierte städtische Projekte im Rahmen der Kriseninstrumente aus der letzten EU-Förderperiode (REACT-EU, CRII, 
CRII+, CARE, Fast-CARE) 

•	 „Neues Europäisches Bauhaus” – spezifische Kriterien oder gesonderte Förderanreize 

•	 Expliziter Verweis auf die „Neue Leipzig-Charta“ 

•	 Kofinanzierung: Unterstützung durch Landesmittel, Bundesmittel? 

•	 Förderfokus bestimmter Körnung (Quartier, Kleinstädte, Stadt-Umland, interkommunale Kooperationen)

Details

•	 EFRE-Gesamtbudget auf Länderebene (ohne Kofinanzierung) 

•	 Städtische Dimension absolut sowie anteilig am EFRE-Budget 

•	 Genutzte politische Ziele und spezifische Ziele

Allgemein
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ANHANG 2:  
AUSKUNFT GEBENDE STELLEN IN DEN BUNDESLÄNDERN ZUR EFRE-FÖRDERUNG

Bundesland Auskunft gebende Behörde/n

Bayern Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, Referat Städtebauförderung (ZB)

Baden-Württemberg
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus Baden-Württemberg, Referat „Steuerung EFRE – Europäischer 
Fonds für regionale Entwicklung“ (VB)

Berlin
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen:

•	 Referat Integrierte Quartiersentwicklung (ZB)
•	 EFRE-Verwaltungsbehörde Berlin (VB)

Brandenburg
Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung des Landes Brandenburg, Referat Haushalt, Finanzwirtschaftliche 
Grundsatzfragen, Finanzrevision, Innenrevision, Angelegenheiten der EU-Fonds (ZB)

Bremen EFRE-Verwaltungsbehörde Bremen (VB)

Hamburg
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Referat EU-Programme und Rechtsfragen der Städtebauförderung 
(ZB)

Hessen
Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen, Referat EFRE-Verwaltungsbehörde Hessen, 
Europäische Regionalförderung (VB)

Mecklenburg-Vorpommern

•	 Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern, Referat Stadtentwicklung und 
Städtebauförderung (VB)

•	 Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit, Referat EFRE-Fondsverwaltung/-steuerung/ 
-bescheinigung (ZB) 

Niedersachsen

Niedersächsisches Ministerium für Bundes- und Europaangelegenheiten und Regionale Entwicklung

•	 Referat Verwaltungsbehörde EFRE und ESF (VB)
•	 Referat Grundlagen der regionalen Entwicklung, Regionale Strategien und Prozesse, Koordinierung der Ämter 

für Regionale Landesentwicklung (ZB)

Nordrhein-Westfalen
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-Westfalen, Referat für EU-
Förderung im Städtebau, Industriekultur, Städtebauförderung Bezirk Düsseldorf (ZB)

Rheinland-Pfalz
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-Pfalz, Referat Europäische Struktur-
politik (ZB)

Saarland Ministerium für Inneres, Bauen und Sport, Referat Stadtentwicklung, Städtebauförderung, EU-Fonds (ZB)

Sachsen Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung, Referat Stadtentwicklung und EU-Förderung (ZB)

Sachsen-Anhalt Ministerium der Finanzen, EU-Verwaltungsbehörde für die ESI-Fonds (VB)

Schleswig-Holstein
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein, Referat für Städte-
bauförderung, Besonderes Städtebaurecht, Baukultur (ZB)

Thüringen Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft, Referat für EFRE-Förderung, Bauhaushalt, Baukultur (ZB)

VB = Verwaltungsbehörde | ZB = zwischengeschaltete Behörde
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ANHANG 3:  
DIE CORONA KRISE STEMMEN: DER AUFBAUPLAN NEXT GENERATION EU

Die Verabschiedung des Mehrjährigen Finanzrah-
mens der Europäischen Union im Dezember 2020 
vollzog sich unter besonderen Herausforderungen. 
Um die sozioökonomischen Folgen der Corona Kri-
se zu mindern, wurde zusätzlich zum Mehrjähri-
gen Finanzrahmen ein außerordentliches Konjunk-
turprogramm durch den Wiederaufbauplan „Next 
Generation EU“ mit über 750 Mrd. Euro beschlos-
sen, dass unter anderem durch eine Aufbau- und Re-
silienzfazilität, Finanzhilfen und Darlehen zur Un-
terstützung von Reformen und Investitionen in den 
EU-Staaten bereitgestellt hatte. Deutschland erhielt 
insgesamt 25,6 Mrd. Euro an Zuschüssen aus die-
ser Fazilität für die Umsetzung des Deutschen Auf-
bau- und Resilienzplan (DARP). Schwerpunkte des 
Plans lagen auf Investitionen zur Unterstützung der 
deutschen Klimapolitik, Energiewende und Digitali-
sierung. 

Auch Kommunen konnten von diesen Investitionen 
profitieren, so zum Beispiel in der Dekarbonisierung 
des Gebäudesektors oder für den Abbau soge-
nannter Investitionshemmnisse auf kommunaler Ebe-
ne. Ein weiteres, temporäres Förderinstrument für die 
Aufbauhilfe für den Zusammenhalt und die Gebiete 
Europas für die Jahre 2021 bis 2023 wurde durch 
„REACT-EU“ im Rahmen von NextGenerationEU 
etabliert. Zusätzliche Mittel zur Bewältigung der Fol-
gen der COVID-19 Pandemie konnten hier für kom-
munale Maßnahmen im Rahmen des Europäischen 
Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) und des Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF) genutzt werden. Wie 
in der folgenden Abbildung illustriert, wuchsen mit 
diesen Mitteln die Gesamtausgaben der Europäi-
schen Union für die laufende Förderperiode auf cir-
ca 1,8 Bill. Euro (Council of the European Union, 
2020). 

Gesamtausgaben 
der Europäischen Union 

für die Förderperiode 
2021–2027

1,8 Billionen Euro

750 Milliarden Euro1,07 Billionen Euro

Mehrjährige Finanzrahmen (MFR)
2021–2027

Wiederaufbauplan „Next 
Generation EU (NGEU)“

Aufbau- und 
Resilienzfazilität 

REACT-EU

Sonstige Instrumente

Abbildung 12: Geplante Gesamtausgaben der Europäischen Union in der Förderperiode 2021–2027

Quelle: Eigene Darstellung
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ANHANG 4:  
DER ESF+ IN DEUTSCHLAND

Investitionen in den Menschen fördern – der ESF+ in Deutschland

Der Europäische Sozialfonds Plus (ESF+) unterstützt Mitgliedstaaten dabei, durch gezielte Investitionen in den 
Menschen oder die soziale Infrastruktur zu einem sozialeren Europa beizutragen. Hierbei fasst der ESF+ den 
bisherigen ESF aus der Förderperiode 2014–2020, den Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benach-
teiligten Personen (EHAP), die Jugendbeschäftigungsinitiative (YEI) und die Maßnahmen für Beschäftigung so-
ziale Innovation (EaSI) unter einem Dach zusammen. Die EU unterstützt diesen Fonds mit 6,56 Mrd. Euro In 
Deutschland fließen hiervon 4,34 Mrd. Euro in die ESF+-Aktivitäten der Bundesländer und 2,22 Mrd. Euro in 
das ESF+-Programm des Bundes, wobei Bund und Länder die ESF+-Mittel separat verwalten (BMAS, 2024a). 
Zur Sicherstellung einer ineinandergreifenden Förderung, die inhaltlichen Überschneidungen vorbeugt, haben 
sich Bund und Länder im Vorfeld der aktuellen Förderperiode eng miteinander abgestimmt.

ESF+-Aktivitäten der Bundesländer

Der ESF+ unterstützt lokale Maßnahmen, die Menschen bei der Bewältigung wirtschaftlicher und sozialer He-
rausforderungen unterstützen und gleichzeitig die zentralen sozioökonomischen Herausforderungen in den 
Mitgliedstaaten und Regionen sowie die sozialpolitische Agenda der EU berücksichtigen. Beispielhafte The-
menfelder, die gefördert werden, sind aktive Inklusion und die soziale Integration von sozial benachteiligten 
Personen sowie die Zugangsverbesserung zu Arbeit und Bildung.

ESF+-Bundesprogramm 

Auf Mitgliedstaatsebene sollen die Mittel thematisch konzentriert eingesetzt werden und insbesondere in 
Maßnahmen fließen, die zur sozialen Inklusion, der Bekämpfung von Kinderarmut und der Förderung von 
Sozialpartnern und zivilgesellschaftlichen Organisationen beitragen. Hierfür hat der Bund in der Förderpe-
riode 2021–2027 acht Themenschwerpunkte formuliert, die sich in insgesamt 27 ESF+-Förderprogramme 
des Bundes gliedern (BMAS, 2024a). Das Programm „Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier“ (BIWAQ) ist 
beispielsweise in der ESF+-Förderperiode 2021–2027 das Partnerprogramm des Städtebauförderungspro-
gramms „Sozialer Zusammenhalt – Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten“. Es zielt darauf ab, 
die Beschäftigungsfähigkeit von arbeitslosen und langzeitarbeitslosen Personen, insbesondere Frauen und 
Menschen mit Migrationshintergrund, zu erhöhen und sie nachhaltig in den Arbeitsmarkt zu integrieren.
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ANHANG 5:  
DER JTF IN DEUTSCHLAND

Einen gerechten Übergang in Kohlenregionen einleiten – der JTF in Deutschland

Der Fonds für einen gerechten Übergang (engl.: ‚Just Transition Fund‘ – JTF) unterstützt Mitgliedstaaten, den 
Übergang zur Klimaneutralität mit möglichst geringen regionalen Unterschieden zu bewerkstelligen. Der von 
der Generaldirektion Regionalpolitik und Stadtentwicklung (GD REGIO) entwickelte Mechanismus für einen 
gerechten Übergang (engl.: ‚Just Transition Mechanism‘ – JTM) bietet Möglichkeiten zur Unterstützung von 
Regionen, Industriezweigen und Arbeitnehmern, die die sozialen und wirtschaftlichen Folgen des Übergangs 
am meisten zu spüren bekommen. Die EU unterstützt den Fonds mit 2,5 Mrd. Euro aus den Programmen für 
einen gerechten Übergang. Bei der Auswahl liegt ein Augenmerk auf Projekten in Mitgliedstaaten und Regio-
nen, die eine hohe Abhängigkeit von CO2-intensiven Branchen und fossilen Brennstoffen aufweisen. 

Nordrhein-Westfalen und Brandenburg haben je zwei Förderregionen im JTF; ersteres das Nördliche Ruhrge-
biet und das Rheinische Revier, letzteres die Uckermark und die Lausitz Brandenburg. Sachsen-Anhalt hat ein 
Fördergebiet, das Mitteldeutsche Revier Sachsen-Anhalt, während Sachsen drei hat, das Mitteldeutsche Revier 
Sachsen, die Lausitz Sachsen und Chemnitz. In allen acht Förderregionen werden die Fördermittel genutzt, 
um von der kohlebasierten Industrie zur Erzeugung von erneuerbaren Energien zu wechseln. Zudem möchten 
alle vier Bundesländer die Gründung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) in grünen Sektoren wie 
Ressourceneffizienz, Kreislaufwirtschaft und der Energieerzeugung aus erneuerbaren Ressourcen erleichtern. 
Außerdem investieren sie in die Umschulung von Angestellten im Kohleabbau, um Arbeitsplätze zu erhalten. 
Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt möchten zudem die Renaturierung von Braunkohletagebauen vor-
antreiben. Brandenburg beabsichtigt, erneuerbare Fernwärme auszubauen. Des Weiteren sollen auf Investiti-
onen in der Energiegewinnung aus Wasserstoff gesetzt werden (Europäische Kommission, 2022a). 
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ANHANG 6:  
POLITISCHE UND SPEZIFISCHE ZIELE IN DER EFRE-VERORDNUNG RELEVANT FÜR 
INVESTITIONEN IN STÄDTEN (EIGENE AUSWAHL)

Politisches Ziel Ausgewählte spezifische Ziele mit Bezug 
zur nachhaltigen Stadtentwicklung

Outputs

RCO: REGIO Common Output Indicator  
(Gemeinsamer Outputindikator REGIO)

in Förderperiode 2021–2027 genutzte SZ in kursiv

PZ 1:  
ein wettbewerbsfähigeres und 
intelligenteres Europa durch die 
Förderung eines innovativen 
und intelligenten wirtschaftlichen 
Wandels und regionaler IKT-
Konnektivität

SZ 1:  
Entwicklung und Ausbau der Forschungs- und 
Innovationskapazitäten und der Einführung 
fortschrittlicher Technologien

RCO 96:  
Interregionale Investitionen für Innovationen in Projekten 
der Union

SZ 2:  
Nutzung der Vorteile der Digitalisierung für 
Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen, For-
schungseinrichtungen und Behörden

SZ 5:  
Ausbau der digitalen Konnektivität

RCO 41:  
zusätzliche Wohnstätten mit Zugang zu Breitbandnetzen 
mit sehr hoher Kapazität

PZ 2:  
ein grünerer, CO2-armer Über-
gang zu einer CO2-neutralen 
Wirtschaft und einem wider-
standsfähigen Europa durch die 
Förderung einer sauberen und 
fairen Energiewende, von grü-
nen und blauen Investitionen, 
der Kreislaufwirtschaft, des Kli-
maschutzes und der Anpassung 
an den Klimawandel, der Risi-
koprävention und des Risikoma-
nagements sowie der nachhalti-
gen städtischen Mobilität

SZ 1:  
Förderung von Energieeffizienz und Reduzie-
rung von Treibhausgasemissionen

RCO 18:  
Wohnungen mit verbesserter Gesamtenergieeffizienz

RCO 104:  
Anzahl der hocheffizienten KWK-Blocks

RCO 123:  
Wohnstätten, die von der Ersetzung von mit festen fossilen 
Brennstoffen befeuerten Anlagen durch mit Erdgas befeu-
erte Heizkessel und Heizsysteme profitieren

SZ 4:  
Förderung der Anpassung an den Klimawan-
del und der Katastrophenprävention und der 
Katastrophenresilienz unter Berücksichtigung 
von ökosystembasierten Ansätzen

RCO 24:  
Investitionen in neue oder ausgebaute Katastrophenmo-
nitoring-, -vorsorge-, -frühwarn- und -reaktionssysteme für 
Naturkatastrophen

RCO 122:  
Investitionen in neue oder ausgebaute Katastrophenmo-
nitoring-, -vorsorge-, -frühwarn- und -reaktionssysteme für 
nicht klimabedingte natürliche Risiken und Risiken im Zu-
sammenhang mit menschlichen Tätigkeiten RCO 25

RCO 26:  
Bau oder Ausbau grüner Infrastruktur zur Anpassung an 
den Klimawandel

RCO 27:  
nationale und subnationale Strategien zur Anpassung an 
den Klimawandel

RCO 121:  
von Schutzmaßnahmen gegen klimabedingte Naturkatas-
trophen (außer Hochwasser und Wald- und Flächenbrän-
de) abgedeckte Gebiete

SZ 5:  
Förderung des Zugangs zu Wasser und einer 
nachhaltigen Wasserbewirtschaftung

SZ 6:  
Förderung des Übergangs zu einer ressourcen-
effizienten Kreislaufwirtschaft
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Politisches Ziel Ausgewählte spezifische Ziele mit Bezug 
zur nachhaltigen Stadtentwicklung

Outputs

RCO: REGIO Common Output Indicator  
(Gemeinsamer Outputindikator REGIO)

in Förderperiode 2021–2027 genutzte SZ in kursiv

PZ 2:  
ein grünerer, CO2-armer Über-
gang zu einer CO2-neutralen 
Wirtschaft und einem wider-
standsfähigen Europa durch die 
Förderung einer sauberen und 
fairen Energiewende, von grü-
nen und blauen Investitionen, 
der Kreislaufwirtschaft, des Kli-
maschutzes und der Anpassung 
an den Klimawandel, der Risi-
koprävention und des Risikoma-
nagements sowie der nachhalti-
gen städtischen Mobilität

SZ 7:  
Verbesserung des Schutzes und der Erhaltung 
der Natur, der biologischen Vielfalt und der 
grünen Infrastruktur, auch in städtischen Ge-
bieten, sowie Verringerung aller Formen von 
Umweltverschmutzung

RCO 36:  
grüne Infrastruktur, die aus anderen Gründen als der 
Anpassung an den Klimawandel unterstützt wird

RCO 37:  
Von Schutz- und Wiederherstellungsmaßnahmen abge-
deckte Fläche der Natura-2000-Gebiete

RCO 38:  
Fläche des unterstützten sanierten Geländes

RCO 39:  
von Systemen für die Überwachung der Luftverschmut-
zung abgedeckte Gebiete

SZ 8:  
Förderung einer nachhaltigen, multimodalen 
städtischen Mobilität im Rahmen des Über-
gangs zu einer CO2-neutralen Wirtschaft

RCO 55:  
Länge neuer Straßen- und U-Bahn-Linien

RCO 56:  
Länge instandgesetzter oder modernisierter Straßen- 
und U-Bahn-Linien

RCO 57:  
Kapazität der umweltfreundlichen Fahrzeuge für die 
öffentlichen Verkehrsmittel

RCO 58:  
unterstützte spezielle Fahrradinfrastruktur

RCO 59:  
Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (Tank-/Auflade-
stationen)

RCO 60:  
Städte mit neuen oder modernisierten digitalisierten 
Verkehrssystemen

PZ 3:  
ein stärker vernetztes Europa 
durch die Steigerung der Mo-
bilität

SZ 1:  
Entwicklung eines klimaresilienten, intelligen-
ten, sicheren, nachhaltigen und intermodalen 
TEN-V

SZ 2:  
Entwicklung und Verbesserung einer nachhalti-
gen, klimaresilienten, intelligenten und intermo-
dalen nationalen, regionalen und lokalen Mo-
bilität, einschließlich eines besseren Zugangs 
zum TEN-V und zur grenzüberschreitenden 
Mobilität

PZ 4:  
ein sozialeres und inklusiveres 
Europa durch die Umsetzung 
der europäischen Säule sozia-
ler Rechte

SZ 3:  
Förderung der sozioökonomischen Inklusion 
von marginalisierten Gemeinschaften, ein-
kommensschwachen Haushalten und benach-
teiligten Gruppen, auch von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen, durch integrierte 
Maßnahmen, einschließlich Wohnraumversor-
gung und soziale Dienstleistungen

RCO 65:  
Kapazität neuer oder modernisierter Sozialwohnungen 
RCO 113 von Projekten im Rahmen von integrierten 
Maßnahmen zur Förderung der sozioökonomischen 
Inklusion von marginalisierten Gemeinschaften, einkom-
mensschwachen Haushalten und benachteiligten Grup-
pen betroffene Bevölkerung

SZ 4:  
Förderung der sozioökonomischen Integration 
von Drittstaatsangehörigen, auch von Migran-
ten, durch integrierte Maßnahmen, einschließ-
lich Wohnraumversorgung und soziale Dienst-
leistungen
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Politisches Ziel Ausgewählte spezifische Ziele mit Bezug 
zur nachhaltigen Stadtentwicklung

Outputs

RCO: REGIO Common Output Indicator  
(Gemeinsamer Outputindikator REGIO)

in Förderperiode 2021–2027 genutzte SZ in kursiv

PZ 4:  
ein sozialeres und inklusiveres 
Europa durch die Umsetzung 
der europäischen Säule sozia-
ler Rechte

SZ 5:  
Sicherstellung eines gleichberechtigten Zu-
gangs zur Gesundheitsversorgung und Förde-
rung der Resilienz von Gesundheitssystemen, 
einschließlich der Primärversorgung, sowie 
Förderung des Übergangs von institutioneller 
Betreuung zur Betreuung in der Familie und in 
der lokalen Gemeinschaft

SZ 6:  
Stärkung der Rolle, die Kultur und nachhaltiger 
Tourismus für die Wirtschaftsentwicklung, die 
soziale Inklusion und die soziale Innovation 
spielen

RCO 77:  
Anzahl der unterstützten kulturellen und touristischen 
Stätten

PZ 5:  
ein bürgernäheres Europa durch 
die Förderung einer nachhalti-
gen und integrierten Entwicklung 
aller Arten von Gebieten und lo-
kalen Initiativen

SZ 1:  
Förderung der integrierten und inklusiven 
sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Entwicklung, der Kultur, des Naturerbes, des 
nachhaltigen Tourismus und der Sicherheit in 
städtischen Gebieten

RCO 74:  
von Projekten im Rahmen von Strategien für integrierte 
territoriale Entwicklung betroffene Bevölkerung

RCO 75:  
unterstützte Strategien für die integrierte territoriale 
Entwicklung

RCO 76:  
integrierte Projekte für die territoriale Entwicklung

RCO 80:  
unterstützte Strategien für eine von der örtlichen Bevöl-
kerung betriebene lokale Entwicklung

RCO 112:  
an der Vorbereitung und Umsetzung von Strategien für 
die integrierte territoriale Entwicklung beteiligte Inter-
essenträger

RCO 114:  
geschaffene oder sanierte Freiflächen in städtischen 
Gebieten

SZ 2:  
Förderung der integrierten und inklusiven sozi-
alen, wirtschaftlichen und ökologischen loka-
len Entwicklung, der Kultur, des Naturerbes, 
des nachhaltigen Tourismus und der Sicherheit 
außerhalb städtischer Gebiete
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ANHANG 7: ÜBERSICHT VON EU-INITIATIVEN UND PROGRAMMEN

Abkürzung Name Laufzeit Weitere Informationen

BIWAQ
Bildung, Wirtschaft, Arbeit im 
Quartier

seit 2015

Das BIWAQ-Programm zielt darauf ab, durch die Förderung von 
Bildung, Wirtschaft und Arbeit die Lebensqualität in benachteilig-
ten städtischen Quartieren nachhaltig zu verbessern und soziale 
Ungleichheiten abzubauen. Das Programm finanziert sich aus dem 
ESF+ sowie dem Mitteln des Bundesministeriums für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen. Das bisherige Partnerprogramm „Sozi-
ale Stadt“ (Förderperiode 2014–2020) wird im neuen Programm 
„Sozialer Zusammenhalt“ fortgeführt und weiterentwickelt.

CARE
Cohesion’s Action for Refugees 
in Europe (Kohäsionsmaßnah-
men für Geflüchtete in Europa)

seit 2014
CARE unterstützt Mitgliedstaaten und Regionen bei der Bereitstel-
lung von Nothilfe für Menschen, die vor der russischen Invasion in 
der Ukraine fliehen.

CLLD
Community-Led Local Develop-
ment (Von der Bevölkerung be-
triebene lokale Entwicklung)

seit 2014

Die CLLD erlaubt eine bessere Abstimmung der LEADER-Förderung 
auf die Förderung der lokalen Entwicklung aus anderen EU-Fonds 
und damit eine Stärkung der Beziehungen zwischen ländlichen, 
städtischen und fischwirtschaftlichen Gebieten.

CRII/CRII+

Coronavirus Response Invest-
ment Initiative (Investitionsinitia-
tive zu Bewältigung der Coro-
navirus-Krise)

seit 2020

CRII wurde ins Leben gerufen, um Mitgliedstaaten bei ihrer unmit-
telbaren Reaktion auf die Coronavirus-Krise und ihrer langfristigen 
Auswirkungen finanzielle Unterstützung zu gewähren. Das neuere 
CRII+ Paket ergänzt das vorherige um eine außerordentliche Flexi-
bilität, welche es erlaubt nicht genutzte Mittel aus den Europäischen 
Struktur- und Investitionsfonds zu mobilisieren.

EFRE
Europäischer Fonds für regio-
nale Entwicklung

seit 1975

Der EFRE zielt darauf ab, Unterschiede im Entwicklungsstand der 
verschiedenen Regionen der Union zu mindern. Im Förderzeitraum 
2021–2027 ist er in fünf politische Ziele unterteilt: ein intelligente-
res Europa, ein grüneres Europa, ein stärker vernetztes Europa, ein 
sozialeres Europa, und ein bürgernäheres Europa.

ELER
Europäischer Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums

seit 2007
Eine von zwei Säulen der gemeinsamen EU-Agrarpolitik, neben 
dem Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft.

ESF+ Europäischer Sozialfonds+ seit 2021

Der ESF+ vereint in der Förderperiode 2021–2027 vier Finanzie-
rungsinstrumente aus der Vorförderperiode: den Europäischen So-
zialfonds (ESF), den Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten 
benachteiligten Personen (FEAD), die Beschäftigungsinitiative für 
junge Menschen und das EU-Programm für Beschäftigung und sozi-
ale Innovation (EaSI).

EUI
European Urban Initiative (Eu-
ropäische Stadtinitiative)

seit 2021

Die EUI baut auf den Erfahrungen der Urban Innovative Actions 
und des URBACT III aus der Förderperiode 2014–2020 sowie des 
Urban Development Network auf und bietet Städten eine kohärente 
Unterstützung, um Innovationen zu fördern, und Praktiken und Kapa-
zitäten aufzubauen.

EULLE

Entwicklungsprogramm Um-
weltmaßnahmen, Ländliche 
Entwicklung, Landwirtschaft, 
Ernährung

seit 2015
EULLE ist ein ELER-Entwicklungsprogramm zur Umsetzung der ge-
meinsamen Agrarpolitik (GAP) in Rheinland-Pfalz.

EU Mission CNC
EU Mission Climate Neutral Ci-
ties (EU Mission Klimaneutrale 
Städte)

seit 2021
Eine von fünf EU-Missionen, welche große Herausforderungen in 
den Bereichen Gesundheit, Klima und Umwelt angehen.

FAST-CARE
‚Flexible Assistance to Territo-
ries‘ (Flexible Unterstützung für 
Gebiete)

seit 2022
FAST-CARE ist ein Paket, das die geleistete Unterstützung im CARE-
Programm um weitere Mittel und Flexibilität erweitert.
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Abkürzung Name Laufzeit Weitere Informationen

INTERREG VI
Von Interregionale Koope-
ration

seit 2021

Interreg VI ist die sechste Periode einer Initiative, welche z. Zt. in vier 
Stränge unterteilt ist: grenzüberschreitend (Interreg A), transnational 
(Interreg B), interregional (Interreg C), Zusammenarbeit der Gebie-
te in äußerster Randlage (Interreg D)

ITI
Integrated Territorial Invest-
ments (Integrierte Territoriale 
Investitionen)

seit 2015
Die ITI ist ein Instrument, welches die Durchführung territorialer Stra-
tegien, die Mittel aus verschiedenen Quellen benötigen, erleichtern 
soll.

JTF
Just Transition Fund, zu Dt.: 
Fonds für einen gerechten Über-
gang

seit 2021
Der JTF ist ein Instrument der Kohäsionspolitik, mit dem Gebieten der 
Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft trotz schwerwiegender 
sozioökonomischer Herausforderungen ermöglicht werden soll.

LEADER

Liaison Entre Actions de Dé-
veloppement de l’Économie 
Rurale (Verbindung zwischen 
Tätigkeiten zur Entwicklung der 
Wirtschaft im ländlichen Raum)

seit 1991

LEADER wurde ursprünglich als besonderes Finanzierungsinstrument 
der EU-Strukturpolitik zur Entwicklung neuer Lösungen für konkrete 
Probleme mit Auswirkungen auf die gesamte EU eingeführt, ist dann 
über die Jahre thematisch erweitert worden, und wurde in der För-
derperiode 2014–2020 mit dem CLLD-Konzept ausgeweitet.

NEB Neues Europäisches Bauhaus seit 2020
Das NEB ergänzt den europäischen Grünen Deal um eine kulturelle 
und kreative Dimension, und soll Ästhetik, Nachhaltigkeit, und Inklusion 
vereinen.

REACT EU

Recovery assistance for cohesion 
and the territories of Europe (Auf-
bauhilfe für den Zusammenhalt 
und die Gebiete Europas)

seit 2021
Erweiterung vorheriger Krisenreaktions- und Krisenbewältigungsmaß-
nahmen, sowie Brücke zum langfristigen Aufbauplan.

URBACT IV seit 2021

URBACT ist ein europäisches Programm für nachhaltige, integrierte 
Stadtentwicklung und fördert den europaweiten Erfahrungsaustausch 
zwischen Städten. Momentan im vierten Zyklus mit URBACT IV in der 
Förderperiode 2021–2027.
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